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VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/957 DER KOMMISSION 

vom 9. März 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die geeigneten Regelungen, Systeme und 
Verfahren sowie Mitteilungsmuster zur Vorbeugung, Aufdeckung und Meldung von 

Missbrauchspraktiken oder verdächtigen Aufträgen oder Geschäften 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (1), 
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 5 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Es ist notwendig, genaue Festlegungen zu den Anforderungen an die Regelungen, Verfahren und Systeme zu 
treffen, die die Betreiber von Märkten, Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, und Personen, die 
gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, einrichten sollten, um Aufträge und Geschäfte zu melden, die 
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 Insidergeschäfte oder Marktmanipulation oder den Versuch hierzu 
darstellen könnten. Diese Anforderungen sollten zur Vermeidung und Aufdeckung von Marktmissbrauch 
beitragen. Außerdem sollten sie sicherzustellen helfen, dass die Mitteilungen an die zuständigen Behörden 
aussagekräftig, umfassend und zweckdienlich sind. Um bei der Aufdeckung von Marktmissbrauch wirksam 
vorgehen zu können, bedarf es geeigneter Systeme zur Überwachung von Aufträgen und Geschäften. Diese 
sollten Untersuchungen beinhalten, die von hinreichend geschulten Personen durchgeführt werden. Die Systeme 
für die Überwachung von Marktmissbrauch sollten vorgegebenen Parametern entsprechend Warnmeldungen 
ausgeben können, damit weitere Ermittlungen zu möglichen Insidergeschäften, möglicher Marktmanipulation 
oder dem Versuch hierzu vorgenommen werden können. Der gesamte Prozess dürfte einen gewissen Grad an 
Automatisierung erfordern. 

(2)  Um bei der Vorbeugung und Aufdeckung von Marktmissbrauch unionsweit eine einheitliche Methodik und 
Vorgehensweise zu fördern, ist es angeraten, den Inhalt des Musters für die Meldung verdächtiger Aufträge und 
Geschäfte wie auch den Meldezeitpunkt durch detaillierte Regelungen zu harmonisieren. 

(3)  Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen und algorithmischen Handel betreiben und auf 
die die Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2) Anwendung findet, sollten die in 
dieser Verordnung und in der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 genannten Systeme einrichten und aufrechterhalten 
und sollten auch weiterhin Artikel 17 Absatz 1 der Richtlinie 2014/65/EU unterliegen. 
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(1) ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1. 
(2) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 

Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). 



(4)  Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sollten die Möglichkeit haben, die 
Überwachung, Aufdeckung und Identifizierung von verdächtigen Aufträgen und Geschäften innerhalb einer 
Gruppe zu übertragen oder aber die Datenanalyse und die Erstellung von Warnmeldungen zu übertragen, sofern 
geeignete Voraussetzungen gegeben sind. Durch eine solche Übertragung sollte es möglich sein, Ressourcen 
gemeinsam zu nutzen, Überwachungssysteme zentral zu entwickeln und aufrechtzuerhalten und im Rahmen der 
Überwachung von Aufträgen und Geschäften neue Kompetenzen zu entwickeln. Eine derartige Übertragung sollte 
die zuständigen Behörden nicht daran hindern, jederzeit zu beurteilen, ob die Systeme, Regelungen und Verfahren 
der Person, der die Aufgaben übertragen werden, geeignet sind, der Verpflichtung zur Überwachung und 
Aufdeckung von Marktmissbrauch nachzukommen. Die Meldepflicht sowie die Pflicht zur Einhaltung dieser 
Verordnung und des Artikels 16 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 sollten bei der übertragenden Person 
verbleiben. 

(5)  An den Handelsplätzen sollten geeignete Handelsregeln gelten, die dazu beitragen, Insidergeschäfte und 
Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation zu verhindern. Außerdem 
sollten Möglichkeiten zum Wiederabruf des Orderbuchs vorhanden sein, um die Tätigkeiten während eines 
Handelstages im Zuge des algorithmischen Handels, einschließlich des Hochfrequenzhandels, analysieren zu 
können. 

(6)  Ein einheitliches und harmonisiertes Muster für die elektronische Übermittlung von Meldungen verdächtiger 
Geschäfte und Aufträge (Verdachtsmeldungen) sollte auf Märkten, auf denen Aufträge und Geschäfte zunehmend 
grenzüberschreitenden Charakter tragen, die Einhaltung der in dieser Verordnung und in Artikel 16 der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 enthaltenen Anforderungen erleichtern. Außerdem sollte ein solches Muster den 
zuständigen Behörden bei grenzüberschreitenden Untersuchungen helfen, den Informationsaustausch zu 
verdächtigen Aufträgen und Geschäften effizienter zu gestalten. 

(7)  Werden die relevanten Informationsfelder des Musters eindeutig, vollständig, objektiv und genau ausgefüllt, 
sollten die zuständigen Behörden in der Lage sein, auf der Grundlage dieser Angaben den Verdacht umgehend zu 
beurteilen und geeignete Maßnahmen einzuleiten. Das Muster sollte es daher den meldenden Personen 
ermöglichen, die zu den gemeldeten verdächtigen Aufträgen und Geschäften als relevant angesehenen 
Informationen bereitzustellen und die Gründe für ihren Verdacht zu erläutern. Mit dem Muster sollte außerdem 
die Übermittlung personenbezogener Daten möglich sein, anhand derer die Identifizierung der an den 
verdächtigen Aufträgen und Geschäften beteiligten Personen vorgenommen werden kann und die die zuständigen 
Behörden bei den Untersuchungen nutzen können, um umgehend die Verhaltensweisen verdächtiger Personen im 
Handel zu analysieren und Verbindungen zu Personen herzustellen, die in andere verdächtige Handelsaktivitäten 
involviert sind. Solche Informationen sollten zudem gleich zu Beginn bereitgestellt werden, sodass die Integrität 
der Untersuchung nicht dadurch gefährdet wird, dass sich die zuständige Behörde im Verlauf der Untersuchung 
möglicherweise mit weiteren Auskunftsersuchen an die Person wenden muss, von der die Verdachtsmeldung 
übermittelt wurde. Die Informationen sollten das Geburtsdatum, die Anschrift, Angaben zur Beschäftigung und 
zu den Konten der Person und gegebenenfalls die Kundenkennung und die nationale Identifikationsnummer der 
betreffenden Personen beinhalten. 

(8)  Um die Übermittlung einer Verdachtsmeldung zu erleichtern, sollte es möglich sein, zusammen mit dem Muster 
die zur Unterstützung der Meldung für notwendig erachteteten Unterlagen und Materialien einzureichen, unter 
anderem in Form eines Anhangs, in dem die für die betreffende Meldung relevanten Aufträge oder Geschäfte 
aufgelistet und ihre Preise und Volumen detailliert angegeben werden. 

(9)  Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, sowie Personen, die 
gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sollten nicht alle eingegangenen Aufträge oder ausgeführten 
Geschäfte melden, die einen internen Alarm ausgelöst haben. Eine solche Forderung stünde nicht im Einklang mit 
der Forderung nach Beurteilung auf Einzelfallbasis, ob hinreichende Verdachtsgründe vorliegen. 

(10)  Meldungen verdächtiger Aufträge und Geschäfte sollten der jeweils zuständigen Behörde unverzüglich übermittelt 
werden, sobald ein begründeter Verdacht vorliegt, dass diese Aufträge oder Geschäfte Insidergeschäfte, Marktmani­
pulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation sein könnten. Bei der Untersuchung 
dazu, ob ein Auftrag oder ein Geschäft als verdächtig anzusehen ist, sollte nicht von Spekulationen oder 
Annahmen, sondern von Tatsachen ausgegangen werden, und sie ist so rasch wie möglich durchzuführen. Die 
Praxis der verzögerten Übermittlung einer Meldung zwecks Einbeziehung weiterer verdächtiger Aufträge und 
Geschäfte ist unvereinbar mit der Pflicht zum unverzüglichen Handeln, sobald ein begründeter Verdacht vorliegt. 
In jedem Fall sollte die Übermittlung einer Verdachtsmeldung auf Einzelfallbasis geprüft werden, um zu 
entscheiden, ob mehrere Aufträge und Geschäfte in einer Meldung zusammengefasst werden können. Allerdings 
ist die Praxis, auf eine bestimmte Anzahl von Verdachtsmeldungen zu warten, um diese dann geschlossen zu 
übermitteln, nicht mit der Forderung nach unverzüglicher Meldung vereinbar. 

(11)  Folgeereignisse oder die Verfügbarkeit der Informationen können unter Umständen dazu führen, dass ein 
begründeter Verdacht auf Insidergeschäfte oder Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte 
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Marktmanipulation erst geraume Zeit nach der verdächtigen Tätigkeit aufritt. Das sollte kein Grund sein, die 
verdächtige Tätigkeit der zuständigen Behörde nicht zu melden. Zum Zweck der Einhaltung der Berichterstat­
tungspflichten unter diesen besonderen Umständen sollte die meldende Person in der Lage sein, den zeitlichen 
Abstand zwischen der verdächtigen Tätigkeit und dem Auftreten des begründeten Verdachts auf Insidergeschäfte 
oder Marktmanipulation oder den Versuch hierzu entsprechend zu rechtfertigen. 

(12)  Aufbewahrung und Zugänglichkeit der übermittelten Verdachtsmeldungen wie auch der Analysen, die zu 
verdächtigen Aufträgen und Geschäften durchgeführt wurden, letztlich aber nicht zu einer Verdachtsmeldung 
führten, sind ein wichtiger Bestandteil der Verfahren zur Aufdeckung von Marktmissbrauch. Für Personen, die 
gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, wie auch für Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, 
die einen Handelsplatz betreiben, wird es bei der Beurteilung späterer verdächtiger Aufträge oder Geschäfte sehr 
hilfreich sein, wenn sie die im Zusammenhang mit übermittelten Verdachtsmeldungen durchgeführten Analysen 
ebenso abrufen und prüfen können wie die verdächtigen Aufträge und Geschäfte, zu denen es zwar eine 
Untersuchung gab, die Verdachtsgründe aber für nicht hinreichend befunden wurden. Die zu verdächtigen 
Aufträgen und Geschäften durchgeführten Untersuchungen, bei denen im Anschluss keine Verdachtsmeldung 
übermittelt wurde, sind dennoch eine wertvolle Grundlage für die Weiterentwicklung der Aufsichtssysteme und 
die Ermittlung von wiederholt auftretenden Verhaltensweisen, die — in ihrer Gesamtheit betrachtet — zu einem 
begründeten Verdacht auf Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte 
Marktmanipulation führen könnten. Außerdem dienen die genannten Unterlagen zum Nachweis der Erfüllung der 
Anforderungen dieser Verordnung und erleichtern den zuständigen Behörden die Wahrnehmung ihrer 
Überwachungs-, Ermittlungs- und Durchsetzungsaufgaben gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014. 

(13) Die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung erfolgt unter Einhaltung der einzel­
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (1). 

(14)  Diese Verordnung basiert auf den Entwürfen technischer Regulierungsstandards, die der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vorgelegt wurden. 

(15)  Die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde hat zu diesen Entwürfen offene öffentliche 
Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzeffekte analysiert und die 
Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (2) eingesetzten Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. 

(16)  Zur Sicherung des reibungslosen Funktionierens der Finanzmärkte ist es unbedingt erforderlich, dass diese 
Verordnung baldmöglichst in Kraft tritt und die darin festgelegten Bestimmungen ab demselben Zeitpunkt gelten 
wie die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a)  „Meldung verdächtiger Geschäfte und Aufträge“ (Verdachtsmeldung) ist die gemäß Artikel 16 Absätze 1 und 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 zu übermittelnde Meldung verdächtiger Geschäfte und Aufträge, die Insidergeschäfte, 
Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation sein könnten, einschließlich 
deren Stornierung oder Änderung. 
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(1) Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31). 

(2) Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84). 



b)  „elektronische Hilfsmittel“ sind elektronische Geräte für die Verarbeitung (einschließlich der digitalen Komprimierung), 
Speicherung und Übertragung von Daten über Kabel, Funk, optische Technologien oder andere elektromagnetische 
Verfahren; 

c)  „Gruppe“ bezeichnet eine Gruppe im Sinne des Artikels 2 Absatz 11 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (1); 

d)  „Auftrag“ bezeichnet jeden Auftrag, einschließlich aller Quotes, unabhängig davon, ob ihr Zweck in der Ersterteilung, 
Änderung, Aktualisierung oder Stornierung eines Auftrags besteht sowie unabhängig von dessen Art. 

Artikel 2 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, schaffen und unterhalten Regelungen, Systeme 
und Verfahren zur Sicherung 

a)  der wirksamen und fortlaufenden Überwachung aller eingegangenen und übermittelten Aufträge und aller 
ausgeführten Geschäfte für die Zwecke der Aufdeckung und Identifizierung von Aufträgen und Geschäften, die 
Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte bzw. versuchte Marktmanipulation darstellen 
könnten; 

b)  der Übermittlung von Verdachtsmeldungen an die zuständigen Behörden entsprechend den Anforderungen dieser 
Verordnung und unter Verwendung des im Anhang enthaltenen Musters. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Verpflichtungen gelten für Aufträge und Geschäfte im Zusammenhang mit allen Arten 
von Finanzinstrumenten, und sie gelten unabhängig 

a)  von der Eigenschaften, in der jemand den Auftrag erteilt oder das Geschäft ausgeführt hat; 

b)  von den Arten der Kunden, die betroffen sind; 

c)  davon, ob die Erteilung der Aufträge oder die Ausführung der Geschäfte an einem Handelsplatz oder außerhalb eines 
Handelsplatzes erfolgt ist. 

(3) Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, schaffen und unterhalten 
Regelungen, Systeme und Verfahren zur Sicherung 

a)  der wirksamen und fortlaufenden Überwachung aller eingegangenen Aufträge und aller ausgeführten Geschäfte für 
die Zwecke der Vorbeugung, Aufdeckung und Identifizierung von Insidergeschäften, Marktmanipulation sowie 
versuchten Insidergeschäften und versuchter Marktmanipulation; 

b)  der Übermittlung von Verdachtsmeldungen an zuständige Behörden entsprechend den Anforderungen dieser 
Verordnung und unter Verwendung des im Anhang enthaltenen Musters. 

(4) Die in Absatz 3 genannten Verpflichtungen gelten für Aufträge und Geschäfte im Zusammenhang mit allen Arten 
von Finanzinstrumenten, und sie gelten unabhängig 

a)  von der Eigenschaft, in der jemand den Auftrag erteilt oder das Geschäft ausgeführt hat; 

b)  von den Arten der Kunden, die betroffen sind. 
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(5) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, 
die einen Handelsplatz betreiben, stellen sicher, dass die Regelungen, Systeme und Verfahren nach den Absätzen 1 und 3 

a)  geeignet sind und in einem angemessenen Verhältnis zu Umfang, Größe und Art ihrer Geschäftstätigkeit stehen; 

b)  regelmäßig bewertet werden, zumindest durch jährliche Audits und interne Überprüfungen, und dass gegebenenfalls 
eine Aktualisierung erfolgt; 

c)  für die Zwecke der Einhaltung dieser Verordnung unmissverständlich schriftlich dokumentiert sind, einschließlich 
Änderungen und Aktualisierungen, und dass die dokumentierten Informationen für einen Zeitraum von fünf Jahren 
aufbewahrt werden. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Personen stellen der zuständigen Behörde auf Anfrage die dort unter den Buchstaben b 
und c genannten Informationen zur Verfügung. 

Artikel 3 

Vorbeugung, Überwachung und Aufdeckung 

(1) Die Regelungen, Systeme und Verfahren nach Artikel 2 Absätze 1 und 3 

a)  ermöglichen einzelne und vergleichende Untersuchungen zu allen innerhalb der Systeme des Handelsplatzes und — 
im Fall von Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen — auch außerhalb eines Handelsplatzes 
ausgeführten Geschäften und erteilten, geänderten, stornierten oder abgelehnten Aufträgen; 

b)  produzieren Warnmeldungen, mit denen Tätigkeiten angezeigt werden, die weitere Untersuchungen für die Zwecke 
der Aufdeckung von Insidergeschäften oder Marktmanipulation oder des Versuchs hierzu erforderlich machen; 

c)  decken das gesamte Spektrum der Handelsaktivitäten der betreffenden Personen ab. 

(2) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, stellen der zuständigen Behörde auf Anfrage Informationen zur 
Verfügung, die die Eignung ihrer Systeme und deren angemessenes Verhältnis zu Umfang, Größe und Art ihrer 
Geschäftstätigkeit belegen, einschließlich Informationen zum Grad der Automatisierung dieser Systeme. 

(3) In einem Umfang, der geeignet ist und in einem angemessenen Verhältnis zu Umfang, Größe und Art ihrer 
Geschäftstätigkeit steht, setzen Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, 
Softwaresysteme und Verfahren ein, die die Vorbeugung und Aufdeckung von Insidergeschäften, Marktmanipulation oder 
versuchten Insidergeschäften oder versuchter Marktmanipulation unterstützen. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Systeme und Verfahren umfassen eine Software zum verzögerten automatischen Lesen, 
Wiederabrufen und Analysieren von Orderbuchdaten, die über ausreichend Kapazität für den Einsatz im algorithmischen 
Handel verfügt. 

(4) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, schaffen und unterhalten Regelungen und Verfahren, die 
gewährleisten, dass bei der Überwachung, Aufdeckung und Identifizierung von Geschäften und Aufträgen, die 
Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte bzw. versuchte Marktmanipulation sein könnten, in 
angemessenem Umfang personelle Untersuchungen vorgenommen werden. 

(5) Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, schaffen und unterhalten 
Regelungen und Verfahren, die auch bei der Vorbeugung von Insidergeschäften, Marktmanipulation oder versuchten 
Insidergeschäften oder versuchter Marktmanipulation in angemessenem Umfang personelle Untersuchungen 
gewährleisten. 
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(6) Eine Person, die gewerbsmäßig Geschäfte vermittelt oder ausführt, hat das Recht, die Wahrnehmung der Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Überwachung, Aufdeckung und Identifizierung von Aufträgen und Geschäften, die 
Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte bzw. versuchte Marktmanipulation sein könnten, im 
Wege einer schriftlichen Vereinbarung auf eine juristische Person zu übertragen, die derselben Gruppe angehört. Die 
Person, die diese Aufgaben überträgt, bleibt in vollem Umfang für die Erfüllung aller ihr aus dieser Verordnung und aus 
Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erwachsenden Pflichten verantwortlich und muss sicherstellen, dass die 
Regelung eindeutig dokumentiert ist und die Aufgaben und Verantwortlichkeiten zugewiesen und abgestimmt wurden, 
einschließlich der Dauer der Übertragung. 

(7) Eine Person, die gewerbsmäßig Geschäfte vermittelt oder ausführt, kann die Analyse von Daten, einschließlich von 
Order- und Geschäftsdaten, und die Erstellung der Warnmeldungen, die sie benötigt, um Aufträge und Geschäfte, die 
Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation sein könnten, zu 
überwachen, zu entdecken und zu identifizieren, im Wege einer schriftlichen Vereinbarung auf einen Dritten („den 
Anbieter“) übertragen. Die Person, die diese Aufgaben überträgt, bleibt in vollem Umfang für die Erfüllung aller ihr aus 
dieser Verordnung und aus Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erwachsenden Pflichten verantwortlich und 
erfüllt jederzeit die folgenden Bedingungen: 

a)  Sie sorgt für die Erhaltung der Fachkenntnisse und der Ressourcen, die erforderlich sind, um die Qualität der 
erbrachten Dienstleistungen sowie die Angemessenheit der Organisationsstruktur der Anbieter zu bewerten, die 
Aufsicht über übertragene Dienste auszuüben und die mit der Übertragung verbundenen Risiken kontinuierlich zu 
steuern. 

b)  Sie hat unmittelbaren Zugang zu allen relevanten Informationen betreffend die Datenanalyse und die Erstellung von 
Warnmeldungen. 

Die schriftliche Vereinbarung enthält die Beschreibung der Rechte und Pflichten der Person, die eine Übertragung der in 
Unterabsatz 1 genannten Aufgaben vornimmt, sowie der Rechte und Pflichten des Anbieters. Außerdem ist anzugeben, 
bei Vorliegen welcher Gründe die Person, die die Aufgaben überträgt, die Vereinbarung kündigen kann. 

(8) Im Rahmen der Regelungen und Verfahren nach Artikel 2 Absätze 1 und 3 tragen Personen, die gewerbsmäßig 
Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz 
betreiben, dafür Sorge, dass die Informationen, die die in Bezug auf Aufträge und Geschäfte, die Insidergeschäfte, 
Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte bzw. versuchte Marktmanipulation sein könnten, durchgeführten 
Untersuchungen belegen und die Gründe für die Übermittlung oder Nichtübermittlung einer Verdachtsmeldung 
ausweisen, für einen Zeitraum von fünf Jahren aufbewahrt werden. Diese Informationen sind der zuständigen Behörde 
auf Anfrage vorzulegen. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Personen stellen sicher, dass bei den Regelungen und Verfahren nach Artikel 2 
Absätze 1 und 3 die Vertraulichkeit der in Unterabsatz 1 genannten Informationen garantiert wird und gewahrt bleibt. 

Artikel 4 

Schulung 

(1) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, organisieren und veranstalten effiziente und umfassende Schulungs­
maßnahmen für das Personal, das an der Überwachung, Aufdeckung und Identifizierung von Geschäften und Aufträgen 
beteiligt ist, die Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder den Versuch hierzu darstellen könnten, wobei auch das mit der 
Bearbeitung von Aufträgen und Geschäften befasste Personal mit einbezogen wird. Die Schulungsmaßnahmen finden 
regelmäßig statt, sind für diese Zwecke geeignet und stehen in einem angemessenen Verhältnis zu Umfang, Größe und 
Art der Geschäftstätigkeit. 

(2) Betreiber von Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, bieten die in Unterabsatz 1 
genannten Schulungen außerdem für Mitarbeiter an, die in die Vorbeugung von Insidergeschäften, Marktmanipulation 
oder versuchten Insidergeschäften oder versuchter Marktmanipulation einbezogen sind. 

Artikel 5 

Meldepflichten 

(1) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, schaffen und unterhalten wirksame Regelungen, Systeme und 
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Verfahren, mit deren Hilfe sie zwecks Übermittlung einer Verdachtsmeldung beurteilen können, ob ein Auftrag oder ein 
Geschäft ein Insidergeschäft, eine Marktmanipulation oder den Versuch hierzu darstellen könnte. Gebührende Beachtung 
zu schenken ist dabei im Rahmen dieser Regelungen, Systeme und Verfahren den Merkmalen, die nach Artikel 8 und 12 
der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 ein tatsächliches oder versuchtes Insidergeschäft bzw. eine tatsächliche oder 
versuchte Marktmanipulation ausmachen, wie auch den Indikatoren für Marktmanipulation, die in nicht erschöpfender 
Aufzählung in Anhang I dieser Verordnung genannt und in der Delegierten Verordnung (EU) 2016/522 der 
Kommission (1) weiter spezifiziert werden,. 

(2) Alle in Absatz 1 genannten Personen, die an der Bearbeitung ein und desselben Auftrags oder Geschäfts beteiligt 
sind, tragen die Verantwortung für die Entscheidung darüber, ob eine Verdachtsmeldung übermittelt wird. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Personen gewährleisten, dass im Rahmen einer Verdachtsmeldung übermittelte 
Informationen auf Tatsachen und Untersuchungen basieren, wobei sie alle ihnen zur Verfügung stehenden Informationen 
berücksichtigen. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Personen sorgen für Verfahren, mit denen sie gewährleisten, dass die Person, zu der die 
Verdachtsmeldung übermittelt wurde, und andere Personen, die nicht aufgrund ihrer Funktion oder Position innerhalb 
der meldenden Person von der Übermittlung der Verdachtsmeldung Kenntnis haben müssen, nicht über die Tatsache 
unterrichtet werden, dass eine Verdachtsmeldung an die zuständige Behörde übermittelt wurde oder übermittelt werden 
wird bzw. übermittelt werden soll. 

(5) Die in Absatz 1 genannten Personen füllen die Verdachtsmeldung aus, ohne die Person, auf die sich die 
Verdachtsmeldung bezieht, und andere Personen, die nicht von der bevorstehenden Übermittlung einer 
Verdachtsmeldung Kenntnis haben müssen, darüber zu unterrichten, was für Auskunftsersuchen in Bezug auf die Person, 
auf die sich die Verdachtsmeldung bezieht, zum Zweck des Ausfüllens bestimmter Felder gilt. 

Artikel 6 

Zeitpunkt der Verdachtsmeldungen 

(1) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, stellen sicher, dass sie über wirksame Regelungen, Systeme und 
Verfahren verfügen, um gemäß Artikel 16 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 bei Auftreten eines 
begründeten Verdachts auf ein tatsächliches oder versuchtes Insidergeschäft bzw. eine tatsächliche oder versuchte 
Marktmanipulation unverzüglich eine Verdachtsmeldung zu übermitteln. 

(2) Hat sich der Verdacht aufgrund von Folgeereignissen oder späteren Informationen ergeben, beinhalten die 
Regelungen, Systeme und Verfahren nach Absatz 1 die Möglichkeit der Übermittlung von Verdachtsmeldungen in Bezug 
auf Geschäfte und Aufträge aus der Vergangenheit. 

In solchen Fällen erläutern die Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, und die Betreiber von 
Märkten und Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, der zuständigen Behörde in der Verdachtsmeldung die 
zeitliche Verzögerung zwischen dem mutmaßlichen Verstoß und der Übermittlung der Verdachtsmeldung unter 
Bezugnahme auf die spezifischen Umstände des Falls. 

(3) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, übermitteln der zuständigen Behörde alle zusätzlichen 
sachdienlichen Informationen, von denen sie nach der ursprünglichen Übermittlung der Verdachtsmeldung Kenntnis 
erhalten, und stellen alle von der zuständigen Behörde angeforderten Informationen und Unterlagen bereit. 
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Artikel 7 

Inhalt der Verdachtsmeldungen 

(1) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, verwenden bei Übermittlung einer Verdachtsmeldung das im 
Anhang enthaltene Muster. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen, die eine Verdachtsmeldung übermitteln, füllen die für die gemeldeten 
Aufträge oder Geschäfte relevanten Informationsfelder eindeutig und detailliert aus. Die Verdachtsmeldung enthält 
zumindest die folgenden Angaben: 

a)  eine Identifikation der Person, die die Verdachtsmeldung übermittelt, und im Fall von Personen, die gewerbsmäßig 
Geschäfte vermitteln oder ausführen, auch die Eigenschaft, in der die die Verdachtsmeldung übermittelnde Person 
agiert, speziell bei Handel für eigene Rechnung oder bei Ausführung von Aufträgen im Namen von Dritten; 

b)  eine Beschreibung des Auftrags oder des Geschäfts, einschließlich: 

i)  Art des Auftrags und Art des Handels, insbesondere Blockgeschäfte, und wo die Tätigkeit in Erscheinung trat, 

ii)  Preis und Volumen; 

c) die Gründe, weshalb der Verdacht besteht, dass der Auftrag oder das Geschäft ein Insidergeschäft, eine Marktmani­
pulation oder den Versuch hierzu darstellt; 

d)  die Mittel zur Identifizierung aller Personen, die an dem Auftrag oder Geschäft, der bzw. das ein Insidergeschäft, eine 
Marktmanipulation oder den Versuch hierzu darstellen könnte, beteiligt sind, einschließlich der Person, die den 
Auftrag erteilt oder ausgeführt hat, und der Person, in deren Namen der Auftrag erteilt oder ausgeführt wurde; 

e)  alle anderen Informationen und Belege, die für die Zwecke der Aufdeckung, Untersuchung und Verfolgung von 
Insidergeschäften, Marktmanipulation sowie versuchten Insidergeschäften und versuchter Marktmanipulation als für 
die zuständige Behörde relevant gelten könnten. 

Artikel 8 

Möglichkeiten der Übermittlung 

(1) Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen, sowie Betreiber von Märkten und 
Wertpapierfirmen, die einen Handelsplatz betreiben, verwenden für die Übermittlung der Verdachtsmeldung, 
einschließlich aller Belege oder Anhänge, an die zuständige Behörde gemäß Artikel 16 Absätze 1 und 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 596/2014 die von dieser zuständigen Behörde angegebenen elektronischen Mittel. 

(2) Die zuständigen Behörden veröffentlichen auf ihrer Website die in Unterabsatz 1 genannten elektronischen Mittel. 
Diese elektronischen Mittel gewährleisten die Wahrung der Vollständigkeit, Integrität und Vertraulichkeit der 
Informationen während der Übermittlung. 

Artikel 9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 3. Juli 2016. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Muster für Verdachtsmeldungen 

ABSCHNITT 1 — IDENTITÄT DES UNTERNEHMENS/DER PERSON, DAS/DIE DIE VERDACHTSMELDUNG ÜBERMITTELT 

Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte vermitteln oder ausführen/Betreiber von Märkten und Wertpapierfir­
men, die einen Handelsplatz betreiben — In jedem Fall genau anzugeben: 

Name der natürlichen Person [Vorname(n) und Nachname(n) der natürlichen Person, die beim meldenden 
Unternehmen für Verdachtsmeldungen zuständig ist.] 

Position innerhalb des meldenden Un­
ternehmens 

[Position der natürlichen Person, die beim meldenden Unternehmen für Ver­
dachtsmeldungen zuständig ist.] 

Name des meldenden Unternehmens [Vollständiger Name des meldenden Unternehmens, einschließlich für juristi­
sche Personen: 

— Rechtsform entsprechend der Eintragung im Register des Landes, nach des­
sen Recht es gegründet wurde, falls zutreffend, und 

—  Rechtsträger-Kennung (Legal Entity Identifier, LEI) entsprechend LEI-Code 
nach ISO 17442, falls zutreffend.] 

Name des meldenden Unternehmens [Vollständige Anschrift (z. B. Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Stadt, Bundes­
land/Provinz) und Land.] 

Eigenschaft, in der das Unternehmen 
in Bezug auf die Aufträge und Ge­
schäfte gehandelt hat, die Insiderge­
schäfte, Marktmanipulation oder ver­
suchte Insidergeschäfte oder versuchte 
Marktmanipulation darstellen könnten 

[Beschreibung der Eigenschaft, in der das meldende Unternehmen in Bezug auf 
den Auftrag/die Aufträge und das Geschäft/die Geschäfte gehandelt hat, bei 
dem/denen es sich um Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte In­
sidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation handeln könnte, z. B. Auf­
tragsausführung für Kunden, Eigenhandel, Betrieb eines Handelsplatzes, syste­
matischer Internalisierer.] 

Art der Handelstätigkeit des mel­
denden Unternehmens (Marktpflege, 
Arbitrage usw.) und Art des von ihm 
gehandelten Instruments (Wertpapiere, 
Derivate usw.) 

(sofern verfügbar) 

Verhältnis zu der Person, auf die sich 
die übermittelte Verdachtsmeldung be­
zieht 

[Beschreibung aller unternehmensbezogenen, vertraglichen oder organisatori­
schen Regelungen bzw. Umstände oder Beziehungen] 

Ansprechpartner für weitere Aus­
kunftsersuchen 

[Ansprechpartner innerhalb des meldenden Unternehmens für weitere Aus­
kunftsersuchen in Bezug auf diese Meldung (z. B. Compliance-Beauftragter) und 
entsprechende Kontaktangaben: 

—  Vorname(n) und Nachname(n); 

—  Position des Ansprechpartners innerhalb des meldenden Unternehmens; 

—  dienstliche E-Mail-Adresse.] 

ABSCHNITT 2 — GESCHÄFT/AUFTRAG 

Beschreibung des Finanzinstruments: [Beschreibung des Finanzinstruments, das Gegenstand der Verdachtsmeldung 
ist, mit folgenden genauen Angaben: 

—  vollständige Bezeichnung oder Beschreibung des Finanzinstruments; 

—  Kennzeichen des Finanzinstruments (Code) gemäß einer gegebenenfalls 
nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 angenommenen Dele­
gierten Verordnung der Kommission oder andere Codes;  
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— Art des Finanzinstruments entsprechend der zur Klassifizierung des Finanz­
instruments verwendeten Taxonomie und damit verbundener Code (ISO 
10962 CFI-Code).] 

[Zusätzliche Elemente für Aufträge und Geschäfte in Bezug auf OTC-Derivate] 

(Die nachstehende Datenliste ist nicht erschöpfend.) 

—  Identifizierung des Typs des OTC-Derivats (z. B. Differenzkontrakte (CFD), 
Swaps, Kreditausfalloptionen (CDS) und Freiverkehrsoptionen (OTC-Optio­
nen) unter Verwendung der Typen nach Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe b der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission. 

— Beschreibung der Merkmale des OTC-Derivats mit zumindest folgenden An­
gaben, sofern für den speziellen Derivatetyp relevant: 

—  Nominalwert (Nennwert); 

—  Kurswährung, Stückelung; 

—  Fälligkeitstermin; 

—  Premium(kurs); 

—  Zinssatz. 

—  Beschreibung zumindest nachfolgender Aspekte, sofern für den speziellen 
Typ von OTC-Derivat relevant: 

— Spanne, Zahlung bei Abschluss und Nominalgröße oder -wert des zu­
grunde liegenden Finanzinstruments; 

—  Geschäftskonditionen wie Ausübungspreis, Vertragsbedingungen (z. B. 
Spread-Betting-Gewinne oder -Verluste je Tick-Bewegung). 

—  Beschreibung des dem OTC-Derivat zugrunde liegenden Finanzinstruments 
mit folgenden genauen Angaben: 

—  Vollständige Bezeichnung des zugrunde liegenden Finanzinstruments 
oder Beschreibung des Finanzinstruments; 

—  Kennzeichen des Finanzinstruments (Code) gemäß der gegebenenfalls 
nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 anzunehmenden 
Delegierten Verordnung der Kommission oder andere Codes; 

— Art des Finanzinstruments entsprechend der zur Klassifizierung des Fi­
nanzinstruments verwendeten Taxonomie und damit verbundener Code 
(ISO 10962 CFI-Code).] 

Datum und Uhrzeit von Geschäften 
oder Aufträgen, die Insidergeschäfte, 
Marktmanipulation oder versuchte In­
sidergeschäfte oder versuchte Markt­
manipulation darstellen könnten 

[Angabe des Datums/der Daten und der Uhrzeit(en) des Auftrags/der Aufträge 
oder des Geschäfts/der Geschäfte unter Angabe der Zeitzone.] 

Markt, auf dem der Auftrag oder das 
Geschäft getätigt wurde 

[Genaue Angabe von: 

—  Name und Code zur Identifizierung des Handelsplatzes, des systematischen 
Internalisierers oder der organisierten Handelsplattform außerhalb der 
Union, wo der Auftrag erteilt und das Geschäft ausgeführt wurde (gemäß 
der nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 angenommenen 
Delegierten Verordnung der Kommission) oder 

— wenn der Auftrag an keinem der oben genannten Plätze erteilt oder das Ge­
schäft an keinem dieser Plätze ausgeführt wurde, bitte Angabe von „außer­
halb eines Handelsplatzes“.] 
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Ort (Land) [Vollständiger Name des Landes und ISO-3166-1-Ländercode aus zwei Buchsta­
ben.] 

[Genaue Angabe von: 

—  Ort der Auftragserteilung (sofern verfügbar); 

—  Ort der Auftragsausführung.] 

Beschreibung des Auftrags oder des 
Geschäfts 

[Beschreibung zumindest der folgenden Merkmale des Auftrags/der Aufträge 
oder des Geschäfts/der Geschäfte, zu dem/denen die Meldung übermittelt 
wurde 

— Referenznummer des Geschäfts/Auftrags; Bezugsnummer (sofern vorhan­
den); 

—  Datum und Zeitpunkt der Abrechnung; 

—  Ankaufspreis/Verkaufspreis; 

—  Volumen/Menge der Finanzinstrumente 

[Gibt es mehrere Aufträge oder Geschäfte, die Insidergeschäfte, Marktmani­
pulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation 
darstellen könnten, können genaue Angaben zu deren Preisen und Volumen 
der zuständigen Behörde in einem Anhang zur Verdachtsmeldung übermit­
telt werden.] 

—  Information zur Auftragserteilung unter Angabe zumindest folgender 
Punkte: 

—  Art des Auftrags (z. B. „Kauf mit Obergrenze xEUR“); 

—  Art und Weise der Auftragserteilung (z. B. elektronisches Orderbuch); 

—  Zeitpunkt der Auftragserteilung; 

—  Person, die den Auftrag tatsächlich erteilt hat; 

—  Person, die den Auftrag tatsächlich erhalten hat; 

—  Art und Weise der Auftragsübermittlung. 

—  Information zur Auftragsstornierung oder -änderung (falls zutreffend): 

—  Uhrzeit der Änderung oder Stornierung; 

—  Person, die den Auftrag geändert oder storniert hat; 

— Art der Änderung (z. B. Änderung des Preises oder der Menge) und Um­
fang der Änderung; 

[Gibt es mehrere Aufträge oder Geschäfte, die Insidergeschäfte, Markt­
manipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktma­
nipulation darstellen könnten, können genaue Angaben zu deren Prei­
sen und Volumen der zuständigen Behörde in einem Anhang zur Ver­
dachtsmeldung übermittelt werden.] 

—  Art und Weise der Auftragsänderung (z. B per E-Mail, Telefon usw.).] 

ABSCHNITT 3 — BESCHREIBUNG DER ART DES VERDACHTS 

Art des Verdachts [Genaue Angabe der Art des Verstoßes, der bei den gemeldeten Aufträgen oder 
Geschäften vorliegen könnte: 

—  Marktmanipulation; 

—  Insidergeschäfte;  
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—  versuchte Marktmanipulation; 

—  versuchte Insidergeschäfte.]  

Gründe für den Verdacht [Beschreibung der Tätigkeit (Geschäfte und Aufträge, Art und Weise der Auf­
tragserteilung oder der Ausführung des Geschäfts und Merkmale der Aufträge 
und Geschäfte, die sie verdächtig machen) und der Umstände, unter denen die 
meldende Person auf die Angelegenheit aufmerksam wurde, sowie genaue Dar­
legung der Gründe für den Verdacht. 

Die Beschreibung könnte Folgendes umfassen (nicht erschöpfende Orientie­
rungskriterien): 

—  bei Finanzinstrumenten, die zum Handel zugelassen sind/oder an einem 
Handelsplatz zugelassen sind, eine Beschreibung der Orderbuch-Interak­
tion/-Geschäfte, die Insidergeschäfte, Marktmanipulation oder versuchte In­
sidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation darstellen könnten; 

—  bei OTC-Derivaten detaillierte Angaben zu Geschäften oder Aufträgen in 
Bezug auf den zugrunde liegenden Vermögenswert und Informationen zu 
etwaigen Verbindungen zwischen Geldmarktgeschäften bezüglich des zu­
grunde liegenden Vermögenswertes und den gemeldeten Geschäften mit 
OTC-Derivaten.] 

ABSCHNITT 4 — IDENTITÄT DER PERSON, DEREN AUFTRÄGE ODER GESCHÄFTE INSIDERGESCHÄFTE, MARKTMANIPULATION 
ODER VERSUCHTE INSIDERGESCHÄFTE BZW. VERSUCHTE MARKTMANIPULATION DARSTELLEN KÖNNTEN 
(„VERDÄCHTIGE PERSON“) 

Name [Für natürliche Personen: Vorname(n) und Nachname(n).] 

[Für juristische Personen: vollständiger Name, einschließlich Rechtsform ent­
sprechend der Eintragung im Register des Landes, nach dessen Recht es gegrün­
det wurde, falls zutreffend, und Rechtsträger-Kennung (Legal Entity Identifier, 
LEI) entsprechend LEI-Code nach ISO 17442, falls zutreffend.] 

Geburtsdatum [Nur für natürliche Personen.] 

[JJJJ-MM-TT] 

Nationale Identifikationsnummer (falls 
zutreffend) 

[Falls in dem betreffenden Mitgliedstaat zutreffend.] 

[Nummer und/oder Text] 

Anschrift [Vollständige Anschrift (z. B. Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Stadt, Bundes­
land/Provinz) und Land.] 

Angaben zur Beschäftigung: 

—  Ort 

—  Position 

[Angaben zur Beschäftigung der verdächtigen Person aus internen Informa­
tionsquellen des meldenden Unternehmens (z. B. Kontodokumentation im Fall 
von Kunden, Mitarbeiterinformationssystem im Fall von Beschäftigten des mel­
denden Unternehmens).] 

Kontonummer(n) [Nummern der Geld- und Wertpapierkonten, alle gemeinsamen Konten oder 
alle Vollmachten für das Konto des verdächtigen Unternehmens/der verdächti­
gen Person.] 

Kundenkennzeichen im Rahmen der 
Meldung von Geschäften nach Verord­
nung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte 
für Finanzinstrumente (oder ein ande­
rer Code zur Identifizierung) 

[Falls die verdächtige Person Kunde des meldenden Unternehmens ist.] 

Verhältnis zum Emittenten der betref­
fenden Finanzinstrumente (falls zutref­
fend und falls bekannt) 

[Beschreibung aller unternehmensbezogenen, vertraglichen oder organisatori­
schen Regelungen oder Umstände oder Beziehungen] 
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ABSCHNITT 5 — ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN 

Hintergrundinformationen oder alle sonstigen Informationen, die nach Ansicht des meldenden Unternehmens 
für den Bericht von Belang sind 

[Die nachstehende Liste ist nicht erschöpfend. 

—  die Position der verdächtigen Person (z. B. Kleinanleger, Institutionen); 

—  die Art der Intervention des verdächtigen Unternehmens/der verdächtigen Person (für eigene Rechnung, im Auftrag 
eines Kunden, Sonstiges); 

—  die Größe des Portfolios des verdächtigen Unternehmens/der verdächtigen Person; 

— das Datum der Aufnahme der Geschäftsbeziehung mit dem Kunden, sofern das verdächtige Unternehmen/die ver­
dächtige Person Kunde der meldenden Person/des meldenden Unternehmens ist; 

—  die Art der Tätigkeit des Trading Desk, sofern vorhanden, des verdächtigen Unternehmens; 

—  Muster der Handelstätigkeit des verdächtigen Unternehmens/der verdächtigen Person. Als Orientierung nachfolgend 
einige Beispiele für Informationen, die nützliche sein könnten: 

— Handelsgewohnheiten des verdächtigen Unternehmens/der verdächtigen Person in Bezug auf den Einsatz von He­
belfinanzierung und Leerverkäufe, und Häufigkeit der Nutzung; 

—  Vergleichbarkeit des Umfangs des gemeldeten Auftrags/Geschäfts mit dem durchschnittlichen Umfang der von 
dem verdächtigen Unternehmen/der verdächtigen Person in den vergangenen 12 Monaten erteilten Aufträgen/aus­
geführten Geschäften; 

— Gewohnheiten des verdächtigen Unternehmens/der verdächtigen Person bezüglich der Emittenten, deren Wertpa­
piere es/sie in den vergangenen 12 Monaten gehandelt hat, oder bezüglich der in diesem Zeitraum gehandelten 
Art von Finanzinstrumenten, speziell der Aspekt, ob sich der gemeldete Auftrag/das gemeldete Geschäft auf einen 
Emittenten bezieht, dessen Wertpapiere das verdächtige Unternehmen/die verdächtige Person im vorangegange­
nen Jahr gehandelt hat. 

— Andere Unternehmen/Personen, die bekanntermaßen in die Aufträge oder Geschäfte einbezogen sind, die Insiderge­
schäfte, Marktmanipulation oder versuchte Insidergeschäfte oder versuchte Marktmanipulation darstellen könnten: 

—  Namen; 

— Tätigkeit (z. B. Auftragsausführung für Kunden, Eigenhandel, Betrieb eines Handelsplatzes, systematischer Interna­
lisierer usw.).] 

ABSCHNITT 6 — BEIGEFÜGTE UNTERLAGEN 

[Auflistung der zusammen mit dieser Verdachtsmeldung übermittelten Belege und Materialien. 

Beispielsweise gehören zu diesen Unterlagen E-Mails, Gesprächsaufzeichnungen, Auftrags-/Geschäftsunterlagen, Bestäti­
gungen, Brokerberichte, Vollmachten und Medienkommentare, sofern zutreffend. 

Werden die in Abschnitt 2 dieses Musters genannten detaillierten Informationen zu den Aufträgen/Geschäften in einem 
separaten Anhang bereitgestellt, ist der Titel dieses Anhangs anzugeben.]   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/958 DER KOMMISSION 

vom 9. März 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die technischen Regulierungsstandards für die technischen Modalitäten für die 
objektive Darstellung von Anlageempfehlungen oder anderen Informationen mit Empfehlungen 
oder Vorschlägen zu Anlagestrategien sowie für die Offenlegung bestimmter Interessen oder 

Anzeichen für Interessenkonflikte 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (1) und 
insbesondere auf Artikel 20 Absatz 3 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Harmonisierte Standards für Anlageempfehlungen oder andere Informationen mit Empfehlungen oder 
Vorschlägen für Anlagestrategien (im Folgenden „Empfehlungen“) sind für die objektive, klare und exakte 
Darstellung dieser Informationen und zur Offenlegung von Interessen und Interessenkonflikten notwendig. Sie 
sind für Personen erforderlich, die Empfehlungen erstellen oder weitergeben. Vor allem zur Gewährleistung hoher 
Standards im Hinblick auf Fairness, Redlichkeit und Markttransparenz sind Empfehlungen objektiv und in einer 
Weise darzustellen, durch die die Marktteilnehmer oder die Öffentlichkeit nicht in die Irre geführt werden. 

(2)  Für alle Personen, die Empfehlungen erstellen oder weitergeben, sollten Regelungen gelten, die sicherstellen, dass 
Informationen objektiv dargestellt und Interessen oder Interessenkonflikte wirksam offengelegt werden. Zudem 
sind zusätzliche Regelungen für solche Personengruppen zu treffen, die ihrem Wesen und ihrer Tätigkeit nach 
generell erhöhte Risiken für die Marktintegrität und den Verbraucherschutz entstehen lassen. Dazu gehören 
unabhängige Analysten, Wertpapierfirmen, Kreditinstitute, alle Personen, deren Haupttätigkeit in der Erstellung 
oder Weitergabe von Anlageempfehlungen besteht, und für die genannten Einrichtungen im Rahmen eines 
Arbeitsvertrags oder anderweitig tätige natürliche Personen sowie sonstige Personen, die Vorschläge für 
Anlageentscheidungen zu Finanzinstrumenten unterbreiten und angeben, Erfahrungen oder Sachkenntnis im 
Finanzbereich zu besitzen, oder von Marktteilnehmern so wahrgenommen werden (im Folgenden 
„Sachverständige“). Zu den Indikatoren, die bei der Feststellung solcher Sachverständiger in Betracht zu ziehen 
sind, gehören unter anderem die Häufigkeit, in der sie Empfehlungen erstellen; die Anzahl derjenigen, die die von 
ihnen vorgeschlagenen Empfehlungen befolgen; ihr persönlicher beruflicher Werdegang einschließlich der Frage, 
ob sie in der Vergangenheit bereits von Berufs wegen Empfehlungen erstellt haben; und ob ihre früheren 
Empfehlungen von Dritten, beispielsweise den Medien, weitergegeben werden oder wurden. 

(3)  Die Identität der Ersteller von Empfehlungen, die gegebenenfalls für sie zuständige Behörde, das Datum, an dem 
Empfehlungen abgeschlossen und anschließend weitergegeben wurden, sowie die entsprechende Uhrzeit sind 
offenzulegen, da dies für Anleger wertvolle Informationen für ihre Anlageentscheidungen sein können. 

(4)  Die Offenlegung von Bewertungen und Methoden liefert sachdienliche Informationen, um die Empfehlungen zu 
verstehen, und auch, um zu beurteilen, inwieweit die sie erstellenden Personen die von ihnen angenommenen 
Bewertungen und Methoden durchgehend anwenden. Empfehlungen, die von ein und derselben Person erstellt 
wurden und Unternehmen betreffen, die derselben Branche oder demselben Land zuzuordnen sind, sollten 
möglichst einige gleichbleibende gemeinsame Faktoren aufweisen. Deshalb sollten unabhängige Analysten, 
Wertpapierfirmen, Kreditinstitute, Personen, deren Haupttätigkeit in der Erstellung von Anlageempfehlungen 
besteht, und für die genannten Einrichtungen im Rahmen eines Arbeitsvertrags oder anderweitig tätige natürliche 
Personen sowie Sachverständige in den Empfehlungen etwaige Änderungen in den von ihnen verwendeten 
Bewertungen und Methoden erläutern. 

17.6.2016 L 160/15 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1. 



(5) Die Interessen der Personen, die Empfehlungen erstellen, und die möglicherweise damit verbundenen Interessen­
konflikte wirken sich möglicherweise auf die von diesen Personen in ihren Empfehlungen ausgedrückte Meinung 
aus. Damit die Objektivität und Zuverlässigkeit der Information bewertet werden kann, sollten jede Beziehung 
und jeder Umstand offengelegt werden, bei denen damit gerechnet werden kann, dass sie die Objektivität der 
Information beeinträchtigen, was auch die Interessen oder Interessenkonflikte der die Empfehlung erstellenden 
Person oder einer zu derselben Gruppe gehörenden Person im Hinblick auf das Finanzinstrument oder den 
Emittenten, auf das bzw. den sich die Information direkt oder indirekt bezieht, einschließt. 

(6)  Die Offenlegung von Interessen oder Interessenkonflikten sollte so spezifisch sein, dass sich der Adressat der 
Empfehlung eine sachkundige Meinung über Ausmaß und Art des Interesses oder Interessenkonflikts bilden kann. 
Unabhängige Analysten, Wertpapierfirmen, Kreditinstitute, Personen, deren Haupttätigkeit in der Erstellung von 
Anlageempfehlungen besteht, und für die genannten Einrichtungen im Rahmen eines Arbeitsvertrags oder 
anderweitig tätige natürliche Personen sowie Sachverständige sollten darüber hinaus offenlegen, ob sie im Besitz 
einer Nettoverkaufs- oder -kaufposition im emittierten Aktienkapital des Emittenten, auf den sich die Empfehlung 
bezieht, sind, die einen vorab festgelegten Schwellenwert überschreitet. In diesem Zusammenhang sollten sie die 
Nettokauf- oder -verkaufsposition nach der in der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (1) für die Positionsberechnung vorgesehenen Methode berechnen. 

(7)  Im Interesse der Verhältnismäßigkeit sollte es Personen, die Empfehlungen erstellen, gestattet sein, innerhalb der 
in dieser Verordnung gesteckten Grenzen Anpassungen ihrer Regelungen für die objektive Darstellung und die 
Offenlegung von Interessen oder Interessenkonflikten vorzunehmen, und zwar auch dann, wenn sie 
nichtschriftliche Empfehlungen erteilen und dabei Modalitäten wie Sitzungen, Informationsveranstaltungen, 
Audio- oder Videokonferenzen sowie Interviews in Radio und Fernsehen oder auf Websites nutzen. 

(8)  Die von einer Person erstellten Empfehlungen können von einer anderen Person unverändert, verändert oder in 
zusammengefasster Form weitergegeben werden. Die Art und Weise, in der die Empfehlungen weitergegeben 
werden, kann bei deren Bewertung durch die Anleger eine wichtige Rolle spielen. Insbesondere kann es für 
Anleger bei ihren Anlageentscheidungen von Bedeutung sein, die Identität der die Empfehlung weitergebenden 
Person oder den Umfang einer möglichen Änderung der ursprünglichen Empfehlung zu kennen. 

(9)  Werden von Personen, die Empfehlungen verbreiten, lediglich einige Elemente der ursprünglichen Empfehlung 
extrapoliert, könnte das eine wesentliche Änderung des Inhalts der ursprünglichen Empfehlung nach sich ziehen. 
Eine Änderung der Ausrichtung der ursprünglichen Empfehlung (z. B. durch Änderung einer Empfehlung zum 
„Erwerb“ in „Halten“ oder „Veräußerung“ bzw. umgekehrt oder des angestrebten Kurses) ist stets als wesentliche 
Veränderung anzusehen. 

(10)  Die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung wird im Einklang mit den nationalen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates (2) ausgeführt. 

(11)  Diese Verordnung stützt sich auf den Entwurf technischer Regulierungsstandards, der der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vorgelegt wurde. 

(12)  Die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde hat zu diesem Entwurf offene öffentliche Konsultationen 
durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme 
der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) 
eingesetzten Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. 

(13)  Zur Sicherung des reibungslosen Funktionierens der Finanzmärkte ist es unbedingt erforderlich, dass diese 
Verordnung baldmöglichst in Kraft tritt und die darin festgelegten Bestimmungen ab demselben Zeitpunkt gelten 
wie die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a)  „Sachverständiger“ bezeichnet eine Person im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 34 Ziffer ii der Verordnung 
(EU) Nr. 596/2014, die wiederholt Anlageentscheidungen zu Finanzinstrumenten vorschlägt und die 

i)  angibt, Erfahrungen oder Sachkenntnis im Finanzbereich zu besitzen, oder 

ii)  ihre Empfehlungen in einer Art und Weise erteilt, die in anderen vernünftigerweise die Erwartung weckt, dass sie 
Erfahrungen oder Sachkenntnis im Finanzbereich besitzt; 

b)  „Gruppe“ bezeichnet eine Gruppe im Sinne des Artikels 2 Absatz 11 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (1). 

KAPITEL II 

ERSTELLUNG VON EMPFEHLUNGEN 

Artikel 2 

Identität der Empfehlungen erstellenden Personen 

(1) Personen, die Anlageempfehlungen oder andere Informationen, durch die eine Anlagestrategie empfohlen oder 
vorgeschlagen wird („Empfehlungen“), erstellen, müssen in allen von ihnen erstellten Empfehlungen klar und unmissver­
ständlich ihre eigene Identität und folgende Angaben zur Identität etwaiger weiterer für die Erstellung der Empfehlung 
verantwortlicher Personen angeben: 

a)  Name und Berufsbezeichnung aller an der Erstellung der Empfehlung beteiligten natürlichen Personen; 

b)  wenn eine an der Erstellung einer Empfehlung beteiligte natürliche oder juristische Person auf Grundlage eines 
Vertrags, beispielsweise eines Arbeitsvertrags, oder anderweitig für eine juristische Person handelt, den Namen dieser 
juristischen Person. 

(2) Handelt es sich bei der Empfehlungen erstellenden Person um eine Wertpapierfirma, ein Kreditinstitut oder eine 
für eine Wertpapierfirma oder ein Kreditinstitut im Rahmen eines Arbeitsvertrags oder anderweitig tätige natürliche 
Person, so muss diese Person in der Empfehlung zusätzlich zu den in Absatz 1 genannten Angaben die Identität der 
jeweils zuständigen Behörde offenlegen. 

(3) Wenn es sich bei der Empfehlungen erstellenden Person nicht um eine der in Absatz 2 genannten Personen 
handelt, jedoch Selbstkontrollnormen oder Berufs- bzw. Standesregeln auf diese Person Anwendung finden, gewährleistet 
die Person, dass zusätzlich zu den in Absatz 1 festgelegten Angaben eine Bezugnahme auf die genannten Normen oder 
Regeln offengelegt wird. 

Artikel 3 

Allgemeine Bedingungen für die objektive Darstellung der Empfehlungen 

(1) Personen, die Empfehlungen erstellen, sorgen dafür, dass ihre Empfehlungen folgende Anforderungen erfüllen: 

a)  Tatsachen deutlich von Auslegungen, Schätzungen, Stellungnahmen und anderen Arten nicht sachbezogener 
Informationen unterschieden werden; 

b)  alle wesentlichen Informationsquellen klar und unmissverständlich angegeben werden; 
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c)  alle Informationsquellen zuverlässig sind bzw. bei Zweifeln an der Zuverlässigkeit der Quelle klar darauf hingewiesen 
wird; 

d)  alle Prognosen, Vorhersagen und angestrebten Kursziele klar und unmissverständlich als solche gekennzeichnet 
werden und dass auf die bei ihrer Erstellung oder Verwendung zugrunde gelegten wesentlichen Annahmen 
hingewiesen wird; 

e) das Datum und der Zeitpunkt, zu dem die Erstellung der Empfehlung abgeschlossen wurde, klar und unmissver­
ständlich angegeben wird. 

(2) Wäre die Offenlegung der unter Absatz 1 Buchstaben b oder e geforderten Angaben im Vergleich zur Länge oder 
Form der abgegebenen Empfehlung unverhältnismäßig, unter anderem auch im Falle nichtschriftlicher Empfehlungen, die 
beispielsweise bei Sitzungen, Informationsveranstaltungen, Audio- oder Videokonferenzen sowie Interviews in Radio und 
Fernsehen oder auf Websites erteilt werden, so gibt die Empfehlungen erstellende Person in der Empfehlung den Ort an, 
an dem die geforderten Informationen für die Empfänger der Empfehlung kostenfrei unmittelbar und einfach zugänglich 
sind. 

(3) Personen, die Empfehlungen erstellen, begründen jede von ihnen erstellte Empfehlung gegenüber der jeweils 
zuständigen Behörde auf deren Ersuchen. 

Artikel 4 

Zusätzliche Bedingungen für die objektive Darstellung von Empfehlungen durch die in Artikel 3 
Absatz 1 Unterabsatz 34 Ziffer i der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 genannten Personen und 

Sachverständigen 

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 3 genannten Informationen nehmen die in Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 34 Ziffer i 
der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 genannten Personen und Sachverständigen in die Empfehlung in klarer und 
unmissverständlicher Form die folgenden Angaben auf: 

a)  sollte die Empfehlung gegenüber dem Emittenten, auf den sie sich direkt oder indirekt bezieht, offengelegt und 
anschließend geändert worden sein, ein entsprechender Hinweis; 

b)  eine Zusammenfassung aller Bewertungsgrundlagen oder Methoden zur Bewertung eines Finanzinstruments oder des 
Emittenten eines Finanzinstruments oder zur Festsetzung eines angestrebten Kursziels für ein Finanzinstrument und 
der ihnen zugrunde gelegten Annahmen sowie eine Angabe und Zusammenfassung aller Änderungen in der 
Bewertung, den Bewertungsmethoden oder den zugrunde gelegten Annahmen; 

c)  sollte die Empfehlungen erstellende Person keine geschützten Modelle benutzt haben, eine Angabe des Ortes, an dem 
ausführliche Informationen zur Bewertung, den Bewertungsmethoden und den ihnen zugrunde gelegten Annahmen 
unmittelbar und leicht zugänglich sind; 

d)  sollte die Empfehlungen erstellende Person geschützte Modelle benutzt haben, eine Angabe des Ortes, an dem 
grundlegende Informationen zu den benutzten geschützten Modellen unmittelbar und leicht zugänglich sind; 

e)  die Bedeutung jeder erstellten Empfehlung, so beispielsweise der Empfehlung zu „Erwerb“, „Veräußerung“ oder 
„Halten“, und der zeitliche Rahmen der Anlage, auf die sich die Empfehlung bezieht, werden ausreichend erläutert 
und vor etwaigen Risiken wird angemessen gewarnt, einschließlich einer Empfindlichkeitsanalyse der zugrunde 
gelegten Annahmen; 

f)  ein Verweis auf die vorgesehene Häufigkeit einer Aktualisierung der Empfehlung; 

g) ein Hinweis auf das jeweilige Datum und den Zeitpunkt der in der Empfehlung genannten Kurse von Finanzinstru­
menten; 

h)  wenn sich eine Empfehlung von denjenigen, die in den zwölf Monaten unmittelbar vor ihrer Veröffentlichung für 
dasselbe Finanzinstrument oder denselben Emittenten erstellt wurden, unterscheidet, ein klarer und unmissvers­
tändlicher Hinweis auf die Änderung(en) und auf den Zeitpunkt der früheren Empfehlung; und 

i)  eine Liste all ihrer Empfehlungen zu jedem Finanzinstrument oder Emittenten, die in den vorangegangenen zwölf 
Monaten verbreitet wurden, wobei für jede Empfehlung der Tag der Verbreitung, die Identität der in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a genannten natürlichen Person(en), das Kursziel und der relevante Marktpreis zum Zeitpunkt der 
Weitergabe, die Ausrichtung der Empfehlung und die Gültigkeitsdauer des Kursziels oder der Empfehlung anzugeben 
sind. 

(2) Wäre die Offenlegung der in Absatz 1 Buchstaben b, e oder l geforderten Informationen im Vergleich zur Länge 
oder Form der abgegebenen Empfehlung unverhältnismäßig, unter anderem auch im Falle nichtschriftlicher 
Empfehlungen, die beispielsweise bei Sitzungen, Informationsveranstaltungen, Audio- oder Videokonferenzen sowie 
Interviews in Radio und Fernsehen oder auf Websites erteilt werden, so gibt die Empfehlungen erstellende Person in der 
Empfehlung den Ort an, an dem die geforderten Informationen für die Empfänger der Empfehlung kostenfrei 
unmittelbar und einfach zugänglich sind. 
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Artikel 5 

Allgemeine Bedingungen für die Offenlegung von Interessen und Interessenkonflikten 

(1) Personen, die Empfehlungen erstellen, legen darin alle Beziehungen und Umstände offen, bei denen damit 
gerechnet werden kann, dass sie die Objektivität der Empfehlung beeinträchtigen, einschließlich etwaiger Interessen oder 
Interessenkonflikte ihrerseits oder aufseiten aller natürlichen oder juristischen Personen, die im Rahmen eines Vertrags, 
einschließlich eines Arbeitsvertrags, oder anderweitig für sie tätig sind und die an der Erstellung der Empfehlung beteiligt 
waren, an jedem Finanzinstrument oder Emittenten, die direkt oder indirekt Gegenstand der Empfehlung sind. 

(2) Handelt es sich bei der Person, die die in Absatz 1 genannten Empfehlungen erstellt, um eine juristische Person, 
umfassen die nach Absatz 1 offenzulegenden Informationen auch etwaige Interessen oder Interessenkonflikte jeder zu 
dieser Gruppe gehörenden Person, die 

a)  den Personen, die an der Erstellung der Empfehlung beteiligt waren, bekannt sind oder hätten bekannt sein können, 
oder 

b)  den Personen, die an der Erstellung der Empfehlung zwar nicht beteiligt waren, jedoch vor deren Weitergabe Zugang 
zu der Empfehlung hatten oder hätten haben können, bekannt sind. 

(3) Handelt es sich bei der Person, die die in Absatz 1 genannten Empfehlungen erstellt, um eine natürliche Person, 
umfassen die nach Absatz 1 offenzulegenden Informationen auch etwaige Interessen oder Interessenkonflikte aller eng 
mit ihr verbundenen Personen. 

Artikel 6 

Zusätzliche Bedingungen für die Offenlegung von Interessen und Interessenkonflikten durch die in 
Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 34 Ziffer i der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 genannten Personen 

und Sachverständigen 

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 5 verlangten Angaben nehmen die in Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 34 Ziffer i der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 genannten Personen und Sachverständigen in die Empfehlung die folgenden 
Informationen über ihre Interessen und Interessenkonflikte im Hinblick auf den Emittenten, auf den sich die Empfehlung 
direkt oder indirekt bezieht, auf: 

a)  wenn sie im Besitz einer Nettoverkaufs- oder -kaufposition sind, die die Schwelle von 0,5 % des gesamten emittierten 
Aktienkapitals des Emittenten überschreitet und die nach Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 und den 
Kapiteln III und IV der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 918/2012 (1) berechnet wurde, eine Erklärung dahingehend, 
ob es sich bei der Nettoposition um eine Verkaufs- oder Kaufposition handelt; 

b)  wenn Anteile von über 5 % des gesamten emittierten Aktienkapitals von dem Emittenten gehalten werden, eine 
entsprechende Erklärung; 

c)  wenn die die Empfehlung erstellende Person oder eine andere Person, die zu ein und derselben Gruppe gehört, 

i)  ein Marktmacher oder Liquiditätsspender in den Finanzinstrumenten des Emittenten ist, eine entsprechende 
Erklärung; 

ii)  in den vorangegangenen zwölf Monaten bei der öffentlichen Emission von Finanzinstrumenten des Emittenten 
federführend oder mitführend war, eine entsprechende Erklärung; 

iii)  mit dem Emittenten eine Vereinbarung über die Erbringung von Wertpapierdienstleistungen gemäß Anhang I 
Abschnitte A und B der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2) getroffen hat, eine 
entsprechende Erklärung, vorausgesetzt, dies hat nicht die Offenlegung vertraulicher Geschäftsinformationen zur 
Folge und die Vereinbarung war in den vorangegangenen zwölf Monaten in Kraft oder im gleichen Zeitraum 
ergab sich auf ihrer Grundlage die Verpflichtung zur Zahlung oder zum Erhalt einer Entschädigung, eine 
entsprechende Erklärung; 

iv)  mit dem Emittenten eine Vereinbarung über die Erstellung von Anlageempfehlungen getroffen hat, eine 
entsprechende Erklärung. 
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(2) Handelt es sich bei der in Absatz 1 genannten Person um eine Wertpapierfirma, ein Kreditinstitut oder eine für 
eine Wertpapierfirma oder ein Kreditinstitut im Rahmen eines Vertrags, einschließlich eines Arbeitsvertrags, oder 
anderweitig tätige natürliche oder juristische Person, so muss diese Person in der Empfehlung zusätzlich zu den in 
Absatz 1 genannten Angaben die folgenden Informationen offenlegen: 

a)  eine Beschreibung der tatsächlichen organisatorischen oder verwaltungstechnischen internen Regelungen und 
etwaiger von ihr zur Verhinderung oder Vermeidung von Interessenkonflikten im Zusammenhang mit den 
Empfehlungen errichteter Informationsschranken; 

b)  eine Stellungnahme zu der Frage, ob die Vergütung der für sie im Rahmen eines Arbeitsvertrags oder anderweitig 
tätigen natürlichen oder juristischen Personen, die an der Erstellung der Empfehlung beteiligt waren, unmittelbar an 
Geschäfte bei Wertpapierdienstleistungen gemäß Anhang I Abschnitte A und B der Richtlinie 2014/65/EU oder 
anderweitige Geschäfte, die von ihr selbst oder einer derselben Gruppe angehörenden juristischen Person abgewickelt 
werden, gebunden ist, oder zu den Handelsgebühren, die sie selbst oder eine derselben Gruppe angehörende 
juristische Person erhalten; 

c)  eine Information zum Erwerbspreis und zum Datum des Erwerbs von Anteilen, wenn die natürlichen Personen, die 
im Rahmen eines Arbeitsvertrags oder anderweitig für die in Unterabsatz 1 genannte Person tätig sind und an der 
Erstellung der Empfehlung beteiligt waren, die Anteile an dem Emittenten, auf den sich die Empfehlung direkt oder 
indirekt bezieht, vor ihrer öffentlichen Emission erhalten oder erwerben. 

(3) Handelt es sich bei der in Absatz 1 genannten Person um eine Wertpapierfirma, ein Kreditinstitut oder eine für 
eine Wertpapierfirma oder ein Kreditinstitut im Rahmen eines Vertrags, einschließlich eines Arbeitsvertrags, oder 
anderweitig tätige natürliche oder juristische Person, so muss diese Person vierteljährlich den Anteil aller Empfehlungen, 
die auf „Erwerb“, „Halten“, „Veräußern“ oder ähnlich für die vergangenen zwölf Monate lauten, sowie den Anteil der den 
genannten Kategorien entsprechenden Emittenten, für die diese Person in den vergangenen zwölf Monaten Wertpapier­
dienstleistungen gemäß Anhang I Abschnitte A und B der Richtlinie 2014/65/EU erbracht hat, offenlegen. 

(4) Wäre die Offenlegung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen im Vergleich zur Länge oder Form 
der abgegebenen Empfehlung unverhältnismäßig, unter anderem auch im Falle nichtschriftlicher Empfehlungen, die 
beispielsweise bei Sitzungen, Informationsveranstaltungen, Audio- oder Videokonferenzen sowie Interviews in Radio und 
Fernsehen oder auf Websites erteilt werden, so gibt die Empfehlungen erstellende Person in der Empfehlung den Ort an, 
an dem die geforderten Informationen für die Empfänger der Empfehlung kostenfrei unmittelbar und einfach zugänglich 
sind. 

Artikel 7 

Weitergabe von Empfehlungen durch den Ersteller 

Gibt eine Empfehlungen erstellende Person eine von ihr erstellte Empfehlung weiter, so muss sie darin das Datum und 
den Zeitpunkt angeben, zu dem die Empfehlung erstmalig weitergegeben wurde. 

KAPITEL III 

WEITERGABE DER VON DRITTEN ERSTELLTEN EMPFEHLUNGEN 

Artikel 8 

Regelungen für die Weitergabe von Empfehlungen 

(1) Personen, die von einem Dritten erstellte Empfehlungen weitergeben, übermitteln den Empfängern dieser 
Empfehlungen die folgenden Informationen: 

a)  deren Identität, klar und unmissverständlich; 

b)  alle Beziehungen und Umstände, bei denen damit gerechnet werden kann, dass sie die objektive Darstellung der 
Empfehlung beeinträchtigen, einschließlich etwaiger Interessen oder Interessenkonflikte im Hinblick auf alle Finanz­
instrumente oder Emittenten, die direkt oder indirekt Gegenstand der Empfehlung sind; 

c)  das Datum und den Zeitpunkt, zu dem die Empfehlung erstmalig weitergegeben wurde. 
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(2) Handelt es sich bei der in Absatz 1 genannten Person um eine Wertpapierfirma, ein Kreditinstitut oder eine für 
eine Wertpapierfirma oder ein Kreditinstitut im Rahmen eines Vertrags, einschließlich eines Arbeitsvertrags, oder 
anderweitig tätige natürliche oder juristische Person, so muss diese Person den Empfängern der Empfehlungen zusätzlich 
zu den in Absatz 1 genannten Informationen folgende Angaben übermitteln: 

a)  die Identität der jeweils zuständigen Behörde; 

b)  ihre eigenen Interessen oder Anzeichen von Interessenkonflikten nach Artikel 5 und Artikel 6 Absätze 1 und 2, 
sofern die betreffende Person nicht als Weitergabekanal von innerhalb derselben Gruppe erstellten Empfehlungen 
handelt, ohne ein Ermessen in Bezug auf die Auswahl der weiterzugebenden Empfehlung auszuüben. 

Artikel 9 

Zusätzliche Regelungen für die Weitergabe von Zusammenfassungen von oder Auszügen aus 
Empfehlungen 

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 8 genannten Informationen stellen Personen, die eine Zusammenfassung von oder 
einen Auszug aus einer von einem Dritten erstellten Empfehlung weitergeben, sicher, dass diese Zusammenfassung oder 
dieser Auszug 

a)  klar und nicht irreführend ist; 

b)  als Zusammenfassung oder Auszug gekennzeichnet ist; 

c)  einen unmissverständlichen Verweis auf die ursprüngliche Empfehlung enthält. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen stellen außerdem sicher, dass die Informationen zum Ersteller der in den 
Artikeln 2 bis 6 beschriebenen Empfehlung entweder unmittelbar in der Zusammenfassung oder dem Auszug selbst 
oder durch einen Hinweis auf den Ort, an dem die Informationen für die Empfänger der Zusammenfassung der oder des 
Auszugs aus der Empfehlung kostenfrei zugänglich sind, zur Verfügung gestellt werden. 

Artikel 10 

Zusätzliche Regelungen für die Weitergabe wesentlich veränderter Empfehlungen 

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 8 genannten Informationen stellen Personen, die eine von einem Dritten erstellte 
Empfehlung wesentlich verändert weitergeben, sicher, dass diese Information einen eindeutigen Hinweis auf die im 
Einzelnen vorgenommenen Änderungen enthalten. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen halten die in den Artikeln 2 bis 5 genannten Vorschriften im Hinblick auf die 
wesentliche Änderung ein und nehmen in die wesentlich geänderte Empfehlung einen Hinweis auf den Ort auf, an dem 
die in den Artikeln 2 bis 6 genannten Informationen in Bezug auf den Ersteller der ursprünglichen Empfehlung für die 
Empfänger der wesentlich geänderte Empfehlung kostenfrei zugänglich sind. 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 3. Juli 2016. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  

17.6.2016 L 160/22 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/959 DER KOMMISSION 

vom 17. Mai 2016 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für Marktsondierungen in Bezug auf die 
von offenlegenden Marktteilnehmern zu nutzenden Systeme und Mitteilungsmuster und das 
Format der Aufzeichnungen gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (1), 
insbesondere auf Artikel 11 Absatz 10 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Offenlegende Marktteilnehmer müssen Aufzeichnungen über die Übermittlung von Informationen führen, die für 
die Zwecke der Marktsondierung zwischen ihnen und allen die Marktsondierungen erhaltenden Personen erfolgt. 
Mithilfe dieser Aufzeichnungen können offenlegende Marktteilnehmer den zuständigen Behörden gegenüber 
nachweisen, dass sie sich ordnungsgemäß verhalten haben, insbesondere wenn sich die Art der Information nach 
der Marktsondierung ändert oder wenn die zuständige Behörde den Prozess der Kategorisierung der 
Informationen überprüfen muss. Zu diesem Zweck sollten sämtliche Aufzeichnungen elektronisch geführt 
werden. 

(2) Zur Gewährleistung einer konsistenten Aufzeichnung aller übermittelten Informationen auch bei Marktson­
dierungen, die im Rahmen nicht aufgezeichneter Zusammenkünfte oder Telefongespräche stattfinden, sollte für 
die schriftlichen Protokolle oder Vermerke, die die offenlegenden Marktteilnehmer von diesen Zusammenkünften 
und Gesprächen anfertigen müssen, ein einheitliches Muster erstellt werden. 

(3)  Zur Gewährleistung einer konsistenten Aufzeichnung der übermittelten Informationen sollten die offenlegenden 
Marktteilnehmer Aufzeichnungen über die schriftlichen Mitteilungen führen, um die Personen, die die Marktson­
dierungen erhalten haben, in Kenntnis zu setzen, wenn die im Verlauf der Marktsondierung offengelegten 
Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verlieren. 

(4)  Diese Verordnung basiert auf den Entwürfen technischer Regulierungsstandards, die der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vorgelegt wurden. 

(5)  Die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde hat zu diesen Entwürfen offene öffentliche 
Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzeffekte analysiert und die 
Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (2) eingesetzten Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. 

(6)  Zur Sicherung reibungslos funktionierender Finanzmärkte sollte diese Verordnung baldmöglichst in Kraft treten 
und sollten die darin festgelegten Bestimmungen ab demselben Zeitpunkt gelten wie die Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Elektronisches Format für die Aufzeichnungen 

Sämtliche Aufzeichnungen nach Artikel 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2016/960 der Kommission (1) sind in einem 
elektronischen Format zu führen. 

Artikel 2 

Format für die Aufzeichnung der schriftlichen Protokolle oder Vermerke 

Offenlegende Marktteilnehmer erstellen die in Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) 
2016/960 genannten schriftlichen Protokolle oder Vermerke in einem elektronischen Format und verwenden dabei 

a)  das Muster in Anhang I, wenn die Marktsondierung ihrer Auffassung nach die Offenlegung von Insiderinformationen 
einschließt; 

b) das Muster in Anhang II, wenn die Marktsondierung ihrer Auffassung nach keine Offenlegung von Insiderinfor­
mationen einschließt; 

Artikel 3 

Format für die Aufzeichnung von Daten zu potenziellen Anlegern 

(1) Offenlegende Marktteilnehmer zeichnen die in Artikel 4 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2016/960 
genannten Informationen für jede Marktsondierung in einer separaten Liste auf. 

(2) Offenlegende Marktteilnehmer zeichnen die in Artikel 4 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2016/960 
genannten Informationen in einer einzigen Liste auf. 

Artikel 4 

Format für die Mitteilung und Aufzeichnung, dass die offengelegten Informationen ihre Eigenschaft als 
Insiderinformationen verloren haben 

(1) Offenlegende Marktteilnehmer setzen die Personen, die die Marktsondierungen erhalten haben, schriftlich darüber 
in Kenntnis, dass die im Verlauf der Marktsondierung offengelegten Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinfor­
mationen verloren haben. 

(2) Offenlegende Marktteilnehmer zeichnen die nach Absatz 1 übermittelten Informationen entsprechend dem Muster 
in Anhang III auf. 
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Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 3. Juli 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 17. Mai 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Muster für die schriftlichen Protokolle und Vermerke nach Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe d der 
Delegierten Verordnung (EU) 2016/960, wenn es sich bei den offengelegten Informationen um 

Insiderinformationen handelt 

Punkt Textfeld 

i.  Identität des offenlegenden Marktteilnehmers Vollständige Namen des offenlegenden Marktteilnehmers und der Person 
innerhalb des offenlegenden Marktteilnehmers, die die Informationen 
und die für die Übermittlung verwendeten Kontaktangaben bereitstellt 

ii.  Identität der Person, die die Mitteilung erhält Vollständiger Name der Person, die die übermittelten Informationen er­
hält, und die für die Übermittlung verwendeten Kontaktangaben 

iii.  Datum und Uhrzeit der Übermittlung Datum und Uhrzeit(en) der Übermittlung mit Angabe der Zeitzone 

iv. Klarstellung der Art des Gesprächs gemäß Ar­
tikel 3 Absatz 3 Buchstabe a der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Erklärung, dass die Übermittlung für die Zwecke einer 
Marktsondierung stattfindet 

v.  Bestätigung der Identität der Person, die die 
Marktsondierung erhält, gemäß Artikel 3 Ab­
satz 3 Buchstabe c der Delegierten Verordnung 
(EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Information über die Bestätigung durch die kontak­
tierte Person, dass der offenlegende Marktteilnehmer mit der Person kom­
muniziert, die vom potenziellen Anleger mit dem Empfang der Markt­
sondierung betraut wurde 

vi. Klarstellung gemäß Artikel 3 Absatz 3 Buch­
stabe d der Delegierten Verordnung (EU) 
2016/960, dass Insiderinformationen mitge­
teilt werden 

Aufzeichnung der Klarstellung, dass die Person, die die übermittelten In­
formationen erhält, bei Zustimmung zum Erhalt der Marktsondierung 
Informationen erhalten wird, die der offenlegende Marktteilnehmer als 
Insiderinformationen betrachtet, und ein Verweis auf die in Artikel 11 
Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 festgelegte Verpflichtung 

vii.  Information über den geschätzten Zeitpunkt, 
ab dem die Informationen ihre Eigenschaft als 
Insiderinformationen verlieren, gemäß Arti­
kel 3 Absatz 3 Buchstabe e der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Angabe, sofern vorhanden, des geschätzten Zeit­
punkts, an dem die Informationen voraussichtlich öffentlich gemacht 
werden oder das Geschäft abgewickelt wird, mit einer Erklärung dazu, 
warum dieser sich noch ändern kann und wie die Person, die die Markt­
sondierung erhält, in Kenntnis gesetzt wird, wenn der geschätzte Zeit­
punkt nicht mehr gilt. 

viii.  Erklärung zu den Verpflichtungen der Person, 
die die übermittelten Informationen erhält, ge­
mäß Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe f der Dele­
gierten Verordnung (EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Erläuterung der mit dem Besitz von Insiderinformatio­
nen verbundenen Verpflichtungen gegenüber der Person, die die übermit­
telten Informationen erhält, gemäß Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 
Buchstaben b, c und d der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 

ix.  Bestätigung der Zustimmung gemäß Artikel 3 
Absatz 3 Buchstabe g der Delegierten Verord­
nung (EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Information über die Zustimmung der Person, die die 
Marktsondierung erhält, dass sie Insiderinformationen erhält, gemäß Ar­
tikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
Nr. 596/2014 (Ersuchen und Antwort auf das Ersuchen) 

x. Offenlegung von Informationen gemäß Arti­
kel 3 Absatz 3 Buchstabe h der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/960 

Beschreibung der für die Zwecke der Marktsondierung offengelegten In­
formationen, Feststellung der Informationen, die als Insiderinformationen 
betrachtet werden.   
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ANHANG II 

Muster für die schriftlichen Protokolle und Vermerke nach Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe d der 
Delegierten Verordnung (EU) 2016/960, wenn es sich bei den offengelegten Informationen nicht 

um Insiderinformationen handelt 

Punkt Textfeld 

i.  Identität des offenlegenden Marktteilnehmers Vollständige Namen des offenlegenden Marktteilnehmers und der Person 
innerhalb des offenlegenden Marktteilnehmers, die die Informationen 
und die für die Übermittlung verwendeten Kontaktangaben bereitstellt 

ii.  Identität der Person, die die Mitteilung erhält Vollständiger Name der Person, die die übermittelten Informationen er­
hält, und die für die Übermittlung verwendeten Kontaktangaben 

iii.  Datum und Uhrzeit der Übermittlung Datum und Uhrzeit(en) der Übermittlung mit Angabe der Zeitzone 

iv. Klarstellung der Art des Gesprächs gemäß Ar­
tikel 3 Absatz 4 Buchstabe a der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Erklärung, dass die Übermittlung für die Zwecke einer 
Marktsondierung stattfindet 

v. Bestätigung der Identität gemäß Artikel 3 Ab­
satz 4 Buchstabe c der Delegierten Verordnung 
(EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Information über die Bestätigung durch die kontak­
tierte Person, dass der offenlegende Marktteilnehmer mit der Person kom­
muniziert, die vom potenziellen Anleger mit dem Empfang der Markt­
sondierung betraut wurde 

vi. Klarstellung gemäß Artikel 3 Absatz 4 Buch­
stabe d der Delegierten Verordnung (EU) 
2016/960, dass keine Insiderinformationen 
mitgeteilt werden 

Aufzeichnung der Klarstellung, dass die Person, die die übermittelten In­
formationen erhält, bei Zustimmung zum Erhalt der Marktsondierung 
Informationen erhalten wird, die der offenlegende Marktteilnehmer nicht 
als Insiderinformationen betrachtet, und ein Verweis auf die in Artikel 11 
Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 festgelegte Verpflichtung 

vii.  Bestätigung der Zustimmung gemäß Artikel 3 
Absatz 4 Buchstabe e der Delegierten Verord­
nung (EU) 2016/960 

Aufzeichnung der Information über die Zustimmung der Person, die die 
Marktsondierung erhält, dass die Marktsondierung fortgesetzt wird (Er­
suchen und Antwort auf Ersuchen) 

viii. Offenlegung von Informationen gemäß Arti­
kel 3 Absatz 4 Buchstabe f der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/960 

Beschreibung der für die Zwecke der Marktsondierung offengelegten In­
formationen   

17.6.2016 L 160/27 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG III 

Muster für die Aufzeichnung der Mitteilung gemäß Artikel 11 Absatz 6 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 zur Information der Person, die die Marktsondierung erhalten hat, 

dass die offengelegten Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verloren haben 

Punkt Textfeld 

i.  Identität des offenlegenden Marktteilnehmers Vollständige Namen des offenlegenden Marktteilnehmers und der Person 
innerhalb des offenlegenden Marktteilnehmers, die die Informationen 
und die für die Übermittlung verwendeten Kontaktangaben bereitstellt 

ii.  Identität der Person, die die Mitteilung erhält Vollständiger Name der Person, die die übermittelten Informationen er­
hält, und die für die Übermittlung verwendeten Kontaktangaben 

iii.  Datum und Uhrzeit der Übermittlung Datum und Uhrzeit(en) der Übermittlung mit Angabe der Zeitzone 

iv.  Identifizierung des Geschäfts Informationen zur Identifizierung des Geschäfts, das Gegenstand der 
Marktsondierung war 

Angegeben werden können Information zur Art des Geschäfts, z. B. Bör­
sengang, Zweitplatzierung, Fusion, Pakethandel, Privatplatzierung, Ka­
pitalerhöhung 

v.  Datum und Uhrzeit der Marktsondierung Information über Datum und Uhrzeit der Offenlegung der Insiderinfor­
mationen im Zuge der Marktsondierung 

vi. Mitteilung, dass die Informationen ihre Eigen­
schaft als Insiderinformationen verloren haben 

Erklärung zur Information des Empfängers der Marktsondierung, dass 
die offengelegten Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen 
verloren haben 

vii. Datum, an dem die Informationen ihre Eigen­
schaft als Insiderinformationen verloren haben 

das Datum, an dem die im Zuge der Marktsondierung offengelegten In­
formationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verloren haben   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/960 DER KOMMISSION 

vom 17. Mai 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards für angemessene Regelungen, Systeme und Verfahren für 

offenlegende Marktteilnehmer bei der Durchführung von Marktsondierungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (1), 
insbesondere auf Artikel 11 Absatz 9 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Angemessene Regelungen, Verfahren und Aufzeichnungsanforderungen sind unerlässlich, um eine effektive 
Verwaltung und Steuerung der Marktsondierungstätigkeiten zu gewährleisten. Als Teil der angemessenen 
Regelungen sollten die offenlegenden Marktteilnehmer Verfahren einrichten, mit denen die Modalitäten der 
Durchführung der Marktsondierungen genau bestimmt werden. Um zu gewährleisten, dass keine unnötigen, 
potenziell sensiblen Informationen verbreitet werden und dass allen Personen, die die Marktsondierung erhalten, 
Informationen gleichen Umfangs zugehen, sollte bei diesen Verfahren ein Standardsatz von Informationen 
vorgegeben werden, die den Personen, die die Marktsondierung erhalten, bereitgestellt bzw. bei ihnen abgefragt 
werden. 

(2)  Die im Verlauf von Marktsondierungen übermittelten Informationen sind inhaltlich abzusichern. Wenn die 
Marktsondierungen telefonisch durchgeführt werden und der offenlegende Marktteilnehmer Zugang zu Telefonan­
schlüssen mit Aufzeichnungsfunktion hat, sollte er diese nutzen. Erfolgen Marktsondierungen über andere Kanäle, 
sollten Aufzeichnungen der Marktsondierungsgespräche in Form von Audio- oder Videoaufzeichnungen oder in 
schriftlicher Form aufbewahrt werden. Bei der Verwendung von Telefonanschlüssen mit Aufzeichnungsfunktion 
oder Audio- oder Videoaufzeichnungen sollte aus Gründen des Schutzes personenbezogener Daten von der 
Person, die die Marktsondierung erhält, die Zustimmung zur Aufzeichnung eingeholt werden. 

(3)  Zur Erleichterung der Durchführung von Untersuchungen der zuständigen Behörden bei Fällen von 
mutmaßlichem Marktmissbrauch sollten die offenlegenden Marktteilnehmer für jede Marktsondierung ein 
Verzeichnis der Personen führen, die die Marktsondierung erhalten haben. 

(4)  Um das Risiko einer nicht ordnungsgemäßen Offenlegung von Insiderinformationen möglichst gering zu halten, 
sollte ein offenlegender Marktteilnehmer ein Verzeichnis der potenziellen Anleger führen, die ihm mitgeteilt 
haben, dass sie keine Marktsondierungen erhalten möchten. Potenzielle Anleger sollten den Wunsch äußern 
können, in Bezug auf alle potenziellen Geschäfte oder nur für bestimmte Arten von Geschäften keine Marktson­
dierungen zu erhalten. 

(5)  Wenn ein offenlegender Marktteilnehmer eine Marktsondierung durchführt, sollte für die Zwecke von Artikel 10 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 davon ausgegangen werden, dass die Offenlegung von Insiderinfor­
mationen im Zuge der normalen Ausübung seiner Arbeit oder seines Berufes oder der normalen Erfüllung seiner 
Aufgaben erfolgt. In diesem Zusammenhang sollte nur insoweit davon ausgegangen werden, dass der 
offenlegende Marktteilnehmer im Zuge der normalen Ausübung seiner Arbeit oder seines Berufes oder der 
normalen Erfüllung seiner Aufgaben handelt, wie er alle in Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 und in 
dieser Verordnung festgelegten Anforderungen einhält, was auch die Führung schriftlicher Aufzeichnungen 
einschließt. 

(6)  Da es schwierig sein kann, gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 zu beurteilen, was 
eine Insiderinformation darstellt, sollten die offenlegenden Marktteilnehmer Aufzeichnungen zu allen Marktson­
dierungen führen, einschließlich derer, die nach Auffassung des offenlegenden Marktteilnehmers nicht mit der 
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Offenlegung von Insiderinformationen einhergehen. Diese Aufzeichnungen helfen den offenlegenden 
Marktteilnehmern, gegenüber den zuständigen Behörden den Nachweis für eine ordnungsgemäße Vorgehensweise 
zu erbringen, was vor allem dann gilt, wenn sich der Charakter der Informationen nach der Marktsondierung 
ändert oder wenn die zuständige Behörde den Prozess der Kategorisierung der Informationen überprüfen möchte. 

(7)  Diese Verordnung basiert auf den Entwürfen technischer Regulierungsstandards, die der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vorgelegt wurden. 

(8)  Die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde hat zu diesen Entwürfen offene öffentliche 
Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzeffekte analysiert und die 
Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (1) eingesetzten Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. 

(9)  Zur Sicherung reibungslos funktionierender Finanzmärkte sollte diese Verordnung baldmöglichst in Kraft treten 
und sollten die darin festgelegten Bestimmungen ab demselben Zeitpunkt gelten wie die Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Allgemeine Anforderungen 

Die offenlegenden Marktteilnehmer stellen sicher, dass die von ihnen eingeführten Regelungen und Verfahren zur 
Einhaltung von Artikel 11 Absätze 4, 5, 6 und 8 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 regelmäßig überprüft und 
gegebenenfalls aktualisiert werden. 

Artikel 2 

Verfahren für die Zwecke der Durchführung von Marktsondierungen 

(1) Offenlegende Marktteilnehmer richten Verfahren ein, mit denen die Modalitäten der Durchführung der Marktson­
dierungen genau bestimmt werden. 

Offenlegende Marktteilnehmer können Informationen für die Zwecke der Marktsondierung den Personen, die die 
Marktsondierung erhalten, mündlich, bei persönlichen Zusammenkünften, durch Telefongespräche oder Videotelefon­
gespräche oder durch Schreiben, E-Mail, Fax oder elektronische Mitteilung übermitteln. 

(2) Offenlegende Marktteilnehmer richten Verfahren für die telefonische Durchführung von Marktsondierungen ein 
und gewährleisten, dass Telefonanschlüsse mit Aufzeichnungsfunktion genutzt werden, wenn der offenlegende 
Marktteilnehmer Zugang zu solchen Anschlüssen hat, und dass die Personen, die die Marktsondierung erhalten, ihre 
Zustimmung zur Aufzeichnung des Gesprächs gegeben haben. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Verfahren gewährleisten, dass Personen, die mit einem Arbeitsvertrag 
oder anderweitig für einen offenlegenden Marktteilnehmer tätig sind, bei ausgehenden und eingehenden Telefonaten und 
elektronischen Mitteilungen für die Zwecke der Marktsondierung nur Geräte verwenden, die vom offenlegenden 
Marktteilnehmer bereitgestellt werden. 

Artikel 3 

Standardsatz von Informationen für die Mitteilungen an Personen, die die Marktsondierung erhalten 

(1) Offenlegende Marktteilnehmer verfügen über Verfahren, auf deren Grundlage während der Marktsondierungen mit 
den Personen, die die Marktsondierung erhalten, ein Standardsatz von Informationen ausgetauscht wird, wobei die 
Reihenfolge im Voraus festgelegt ist. 
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(2) Der Standardsatz von Informationen nach Absatz 1 wird vom offenlegenden Marktteilnehmer für jede 
Marktsondierung vor deren Durchführung festgelegt. Der offenlegende Marktteilnehmer wendet diesen Standardsatz von 
Informationen in Bezug auf alle Personen an, die die entsprechende Marktsondierung erhalten. 

(3) Wenn offenlegende Marktteilnehmer der Auffassung sind, dass die Marktsondierung die Offenlegung von Insiderin­
formationen beinhalten wird, umfasst der Standardsatz von Informationen nach Absatz 1 lediglich Folgendes, und zwar 
in der angegebenen Reihenfolge: 

a)  eine Erklärung, aus der hervorgeht, dass die Kommunikation für die Zwecke einer Marktsondierung stattfindet; 

b)  bei Durchführung der Marktsondierung über Telefonanschlüsse mit Aufzeichnungsfunktion oder Verwendung von 
Audio- oder Videoaufzeichnungen eine Erklärung, dass das Gespräch aufgezeichnet wird, sowie die Zustimmung der 
Person, die die Marktsondierung erhält, zu dieser Aufzeichnung; 

c)  ein an die kontaktierte Person gerichtetes Ersuchen sowie die Bestätigung dieser Person, dass der offenlegende 
Marktteilnehmer mit derjenigen Person kommuniziert, die vom potenziellen Anleger mit dem Empfang der 
Marktsondierung betraut wurde, und die Antwort auf dieses Ersuchen; 

d)  eine Erklärung, aus der hervorgeht, dass die kontaktierte Person bei Zustimmung zum Erhalt der Marktsondierung 
Informationen erhalten wird, die der offenlegende Marktteilnehmer als Insiderinformationen betrachtet, und ein 
Verweis auf die in Artikel 11 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 festgelegte Verpflichtung; 

e)  nach Möglichkeit eine Einschätzung dazu, wann Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verlieren, 
die Faktoren, die möglicherweise diese Einschätzung verändern, und in jedem Fall Informationen zur Art und Weise, 
in der die Person, die die Marktsondierung erhält, über Veränderungen bei der Einschätzung in Kenntnis gesetzt wird; 

f)  eine Erklärung zur Unterrichtung der Person, die die Marktsondierung erhält, über die Pflichten gemäß Artikel 11 
Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben b, c und d der Verordnung (EU) Nr. 596/2014; 

g)  ein Ersuchen um Zustimmung der Person, die die Marktsondierung erhält, dass sie Insiderinformationen erhält, wie 
in Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 festgelegt, und die Antwort auf 
dieses Ersuchen; 

h)  im Falle der Erteilung der nach Buchstabe g erbetenen Zustimmung die Informationen, die für die Zwecke der 
Marktsondierung offengelegt werden, unter Verweis darauf, welche Informationen vom offenlegenden 
Marktteilnehmer als Insiderinformationen betrachtet werden. 

(4) Ist der offenlegende Marktteilnehmer der Auffassung, dass die Marktsondierung nicht mit der Offenlegung von 
Insiderinformationen einhergehen wird, umfasst der in Absatz 1 beschriebene Standardsatz von Informationen lediglich 
Folgendes, und zwar in der angegebenen Reihenfolge: 

a)  eine Erklärung, aus der hervorgeht, dass die Kommunikation für die Zwecke einer Marktsondierung stattfindet; 

b)  bei Durchführung der Marktsondierung über Telefonanschlüsse mit Aufzeichnungsfunktion oder Verwendung von 
Audio- oder Videoaufzeichnungen eine Erklärung, dass das Gespräch aufgezeichnet wird, und die Zustimmung der 
Person, die die Marktsondierung erhält, zu dieser Aufzeichnung; 

c)  ein an die kontaktierte Person gerichtetes Ersuchen sowie die Bestätigung dieser Person, dass der offenlegende 
Marktteilnehmer mit derjenigen Person kommuniziert, die vom potenziellen Anleger mit dem Empfang der 
Marktsondierung betraut wurde, und die Antwort auf dieses Ersuchen; 

d)  eine Erklärung, aus der hervorgeht, dass die kontaktierte Person bei Zustimmung zum Erhalt der Marktsondierung 
Informationen erhalten wird, die der offenlegende Marktteilnehmer nicht als Insiderinformationen betrachtet, und ein 
Verweis auf die in Artikel 11 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 festgelegte Verpflichtung; 

e)  ein Ersuchen um Zustimmung der Person, die die Marktsondierung erhält, dass die Marktsondierung fortgesetzt wird, 
und die Antwort auf dieses Ersuchen; 

f)  im Falle der Erteilung der unter Buchstabe e geforderten Zustimmung die Informationen, die für die Zwecke der 
Marktsondierung offengelegt werden. 

(5) Der offenlegende Marktteilnehmer stellt sicher, dass in Bezug auf ein und dieselbe Marktsondierung allen 
Personen, die die Marktsondierung erhalten, Informationen gleichen Umfangs zugehen. 
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Artikel 4 

Angaben zu den Personen, die die Marktsondierung erhalten 

(1) Für jede durchgeführte Marktsondierung erstellt der offenlegende Marktteilnehmer eine Liste mit den folgenden 
Angaben: 

a)  Namen aller natürlichen und juristischen Personen, gegenüber denen im Verlauf der Marktsondierung Informationen 
offengelegt wurden; 

b)  Datum und Uhrzeit einer jeden Informationsübermittlung, die im Verlauf oder nach der Marktsondierung 
stattgefunden hat; 

c)  die für die Zwecke der Marktsondierung verwendeten Kontaktangaben der Personen, die die Marktsondierung 
erhalten. 

(2) Offenlegende Marktteilnehmer erstellen eine Liste aller potenziellen Anleger, die ihnen mitgeteilt haben, dass sie 
entweder in Bezug auf alle potenziellen Geschäfte oder nur für bestimmte Arten von Geschäften keine Marktson­
dierungen erhalten möchten. Der offenlegende Marktteilnehmer sieht davon ab, solchen potenziellen Anlegern 
Informationen für die Zwecke von Marktsondierungen zu übermitteln. 

Artikel 5 

Verfahren für die Mitteilung, dass Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verloren haben 

Wenn offenlegende Marktteilnehmer gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 einschätzen, dass 
die im Zuge einer Marktsondierung offengelegten Insiderinformationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen 
verloren haben, übermitteln sie der Person, die die Marktsondierung erhalten hat, die folgenden Angaben: 

a)  die Identität des offenlegenden Marktteilnehmers; 

b)  Angaben zum Geschäft, das Gegenstand der Marktsondierung ist; 

c)  Datum und Uhrzeit der Marktsondierung; 

d)  die Tatsache, dass die offengelegten Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verloren haben; 

e)  das Datum, an dem die Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verloren haben. 

Artikel 6 

Aufzeichnungsanforderungen 

(1) Offenlegende Marktteilnehmer stellen sicher, dass zu den nachfolgenden Punkten Aufzeichnungen auf einem 
dauerhaften Datenträger geführt werden, so dass deren Zugänglichkeit und Lesbarkeit während der Vorhaltezeit gemäß 
Artikel 11 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 gewährleistet sind: 

a)  die Verfahren gemäß Artikel 1 und 2; 

b)  der Standardsatz von Informationen, der gemäß Artikel 3 für jede Marktsondierung festgelegt wird; 

c)  die gemäß Artikel 4 erforderlichen Angaben zu den Personen, die die Marktsondierung erhalten; 

d)  alle für die Zwecke der Marktsondierung vorgenommenen Informationsübermittlungen zwischen dem offenlegenden 
Marktteilnehmer und allen Personen, die die Marktsondierung erhalten haben, einschließlich aller Unterlagen, die der 
offenlegende Marktteilnehmer den Personen, die die Marktsondierung erhalten, bereitgestellt hat; 

e)  die Informationen, die zu der Einschätzung geführt haben, dass die während der Marktsondierung übermittelten 
Informationen ihre Eigenschaft als Insiderinformationen verloren haben, und die entsprechenden Mitteilungen nach 
Artikel 5. 

(2) Für die Zwecke von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d bewahrt der offenlegende Marktteilnehmer Folgendes auf: 

a)  bei telefonischer Übermittlung der Informationen über Anschlüsse mit Aufzeichnungsfunktion die Aufzeichnungen 
der Telefongespräche, sofern die Personen, denen die Informationen übermittelt werden, ihre Zustimmung zu einer 
solchen Aufzeichnung gegeben haben; 

b)  bei schriftlicher Übermittlung der Informationen eine Kopie des Schriftverkehrs; 
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c)  bei Übermittlung der Informationen im Rahmen video- oder audioaufgezeichneter Zusammenkünfte die 
Aufzeichnungen dieser Zusammenkünfte, sofern die Personen, denen die Informationen übermittelt werden, ihre 
Zustimmung zu einer solchen Aufzeichnung gegeben haben; 

d)  bei Übermittlung der Informationen im Rahmen nicht aufgezeichneter Zusammenkünfte oder Telefongespräche die 
schriftlichen Protokolle oder Vermerke zu diesen Zusammenkünften oder Telefongesprächen. 

(3) Die schriftlichen Protokolle oder Vermerke nach Absatz 2 Buchstabe d werden vom offenlegenden 
Marktteilnehmer erstellt und sowohl vom offenlegenden Marktteilnehmer als auch von der Person, die die 
Marktsondierung erhält, ordnungsgemäß unterzeichnet. Sie beinhalten: 

a)  Datum und Uhrzeit der Zusammenkunft oder des Telefongesprächs und die Identität der Teilnehmer; 

b)  die Einzelheiten der Informationen in Bezug auf die Marktsondierung, die im Verlauf der Marktsondierung zwischen 
dem offenlegenden Marktteilnehmer und der Person, die die Marktsondierung erhält, ausgetauscht wurden, 
einschließlich der Informationen, die der Person, die die Marktsondierung erhält, auf Grundlage des in Artikel 3 
angeführten Standardsatzes von Informationen bereitgestellt und bei ihr abgefragt wurden; 

c)  alle Unterlagen und Materialien, die der Person, die die Marktsondierung erhält, vom offenlegenden Marktteilnehmer 
im Verlauf der Marktsondierung bereitgestellt wurden. 

Wenn sich der offenlegende Marktteilnehmer und die Person, die die Marktsondierung erhält, nicht innerhalb von fünf 
Arbeitstagen nach der Marktsondierung auf den Inhalt der schriftlichen Protokolle oder Vermerke geeinigt haben, nimmt 
der offenlegende Marktteilnehmer sowohl eine von ihm unterzeichnete Fassung der schriftlichen Protokolle oder 
Vermerke als auch eine von der Person, die die Marktsondierung erhalten hat, unterzeichnete Fassung zu den 
Aufzeichnungen. 

Wenn die Person, die die Marktsondierung erhalten hat, dem offenlegenden Marktteilnehmer nicht innerhalb von fünf 
Arbeitstagen nach der Marktsondierung eine unterzeichnete Fassung der schriftlichen Protokolle oder Vermerke zur 
Verfügung gestellt hat, bewahrt der offenlegende Marktteilnehmer eine Kopie der von ihm unterzeichneten schriftlichen 
Fassung der Protokolle oder Vermerke auf. 

(4) Die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Aufzeichnungen sind der zuständigen Behörde auf Ersuchen 
vorzulegen. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 3. Juli 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 17. Mai 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/961 DER KOMMISSION 

vom 26. Mai 2016 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (Conwy Mussels (g.U.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 
über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (1), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Antrag des Vereinigten Königreichs auf Eintragung der Bezeichnung „Conwy Mussels“ wurde gemäß 
Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union (2) 
veröffentlicht. 

(2)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, 
sollte die Bezeichnung „Conwy Mussels“ eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bezeichnung „Conwy Mussels“ (g.U.) wird eingetragen. 

Mit der in Absatz 1 genannten Bezeichnung wird ein Erzeugnis der Klasse 1.7. „Fisch, Muscheln und Schalentiere, frisch 
und Erzeugnisse daraus“ gemäß Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (3) 
ausgewiesen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 26. Mai 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Phil HOGAN 

Mitglied der Kommission  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/962 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2016 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die einheitlichen Formate, 
Dokumentvorlagen und Definitionen für die Ermittlung und Übermittlung von Informationen 
durch die zuständigen Behörden und die Abwicklungsbehörden an die Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde gemäß der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung 
eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinien 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 
2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 11, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU können für ein Institut vereinfachte Anforderungen gelten, 
wenn die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden im Hinblick auf die dort genannten Kriterien und von 
der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) gemäß Artikel 4 Absatz 5 dieser Richtlinie ausgearbeitete 
Leitlinien feststellen, dass der Ausfall und die anschließende Liquidation im Wege eines regulären Insolvenz­
verfahrens wahrscheinlich keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Finanzmärkte, auf andere 
Institute, die Refinanzierungsbedingungen oder die Gesamtwirtschaft hätten. 

(2)  Gemäß Artikel 4 Absatz 8 stellen die Mitgliedstaaten unter Beachtung von Artikel 4 Absätze 9 und 10 der 
Richtlinie 2014/59/EU sicher, dass die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden von der Anwendung der 
Anforderungen von Titel II Kapitel 1 Abschnitte 2 und 3 dieser Richtlinie im Fall von Instituten absehen können, 
die aufgrund von Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
einer Zentralorganisation zugeordnet und vollständig oder teilweise von den Aufsichtsanforderungen des 
nationalen Rechts ausgenommen sind. Zudem stellen die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 
2014/59/EU sicher, dass die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden von der Anwendung der 
Anforderungen von Titel II Kapitel 1 Abschnitt 2 dieser Richtlinie im Fall von Instituten absehen können, die 
einem institutsbezogenen Sicherungssystem angehören. Insbesondere besagt Artikel 4 Absatz 10 der Richtlinie 
2014/59/EU, dass Institute, die von der Europäischen Zentralbank gemäß Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 (3) direkt beaufsichtigt werden, oder Institute, die laut den Kriterien, auf die darin verwiesen 
wird, einen beträchtlichen Anteil am Finanzsystem eines Mitgliedstaats haben, nach Maßgabe von Titel II 
Kapitel 1 Abschnitt 2 der Richtlinie 2014/59/EU eigene Sanierungspläne erstellen müssen und individuellen 
Abwicklungsplänen nach Maßgabe von Abschnitt 3 dieses Kapitels zu unterliegen haben. 

(3)  Nach Artikel 4 Absatz 7 der Richtlinie 2014/59/EU sind die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden 
verpflichtet, die EBA darüber zu unterrichten, wie sie Artikel 4 Absätze 1, 8, 9 und 10 dieser Richtlinie auf 
Institute in ihrem Rechtsgebiet angewandt haben. Im Rahmen dieser Verordnung sollten Dokumentvorlagen für 
die Übermittlung von Informationen im Zusammenhang mit Artikel 4 Absätze 1 und 8 der Richtlinie 
2014/59/EU bereitgestellt werden, die je nach Bedarf auf institutsspezifischer Grundlage oder auf der Grundlage 
von Kategorien im Einklang mit den Methoden ausgefüllt werden können, die von den zuständigen Behörden und 
Abwicklungsbehörden bei der Bewertung von Instituten mit ähnlichen Eigenschaften im Hinblick auf die Kriterien 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 dieser Richtlinie angewandt werden. 

(4) Diese Verordnung basiert auf dem von der EBA der Kommission vorgelegten Entwurf der Durchführungs­
standards. 
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(5)  Die EBA hat zu dem Entwurf der technischen Durchführungsstandards, auf dem diese Verordnung basiert, offene 
öffentliche Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzen analysiert und 
die Stellungnahme der gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (1) eingesetzten Interessengruppe Bankensektor eingeholt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Um die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) über die Anwendung von Artikel 4 Absätze 1, 8, 9 und 10 
der Richtlinie 2014/59/EU auf Institute in ihrem Rechtsgebiet in Kenntnis zu setzen, übermitteln die zuständigen 
Behörden und Abwicklungsbehörden der EBA die im Einklang mit Artikel 2 und 3 dieser Verordnung erfassten 
Informationen. 

(2) Für die Zwecke der Übermittlung von Informationen gemäß Absatz 1 füllen die zuständigen Behörden und 
Abwicklungsbehörden die jeweiligen, in Anhang I enthaltenen Dokumentvorlagen aus und verweisen gegebenenfalls auf 
die in Anhang II enthaltenen fakultativen Indikatoren. 

(3) Die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden können die in Anhang I enthaltenen Dokumentvorlagen 
gemeinsam auf folgende Weise ausfüllen: 

a)  Die zuständigen Behörden füllen die für die Sanierungsplanung relevanten Teile der Dokumentvorlagen aus; 

b)  die Abwicklungsbehörden füllen die für die Bewertung der Abwicklungsfähigkeit und Abwicklungsplanung relevanten 
Teile der Dokumentvorlagen aus. 

(4) Wenn die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden die erfassten Informationen im Einklang mit Artikel 2 
und 3 dieser Verordnung an die EBA übermitteln, können diese Behörden auf eine „Institutskategorie“ verweisen, wenn 
sie feststellen, dass zwei oder mehr Institute ähnliche Eigenschaften in Bezug auf die Kriterien gemäß Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie 2014/59/EU für die Anwendung vereinfachter Anforderungen aufweisen. 

Artikel 2 

Von den zuständigen Behörden zu übermittelnde Informationen 

(1) Für jeden Berichtszeitraum nach Artikel 4 dieser Verordnung übermitteln die zuständigen Behörden der EBA die 
folgenden Informationen in Bezug auf die Anwendung vereinfachter Anforderungen im Zusammenhang mit den 
Inhalten und Einzelheiten von Sanierungsplänen, dem Datum, bis zu dem die ersten Sanierungspläne zu erstellen sind, 
und der Häufigkeit der Aktualisierung der Sanierungspläne: 

a)  die Anzahl der Kreditinstitute und die Anzahl der Wertpapierfirmen, die in dem Mitgliedstaat niedergelassen sind; 

b)  die Anzahl und die gesamten Vermögenswerte der Kreditinstitute sowie die Anzahl und die gesamten 
Vermögenswerte der Wertpapierfirmen, auf die gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU zum Zwecke 
der Sanierungsplanung vereinfachte Anforderungen angewandt wurden, im Vergleich zur Anzahl und zu den 
gesamten Vermögenswerten aller Kreditinstitute bzw. Wertpapierfirmen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat 
niedergelassen sind; 

c)  die Anzahl und die gesamten Vermögenswerte von Instituten, denen gemäß Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 
2014/59/EU eine Ausnahme gewährt wurde, im Vergleich zur Anzahl und zu den gesamten Vermögenswerten aller 
Institute, die in dem betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind; 

d)  für jedes Institut oder jede Institutskategorie, auf das bzw. die vereinfachte Anforderungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie 2014/59/EU angewandt wurden und weiterhin anwendbar sind, zum Ende jedes Berichtszeitraums: 

i)  die Kennungsnummer des Rechtsträgers, oder wenn diese nicht verfügbar ist, den Namen des Instituts oder der 
Institute, die in diese Kategorie fallen; 
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ii)  wenn sich der Bericht auf eine „Institutskategorie“ bezieht, eine Beschreibung der Grundlage zur Festlegung dieser 
Institutskategorie gemäß Artikel 1 Absatz 4 dieser Verordnung; 

iii)  quantitative Informationen im Zusammenhang mit der Anwendung der Kriterien im Hinblick auf die Größe, 
Verflechtungen und den Umfang und die Komplexität der Tätigkeiten gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
2014/59/EU; 

iv)  gegebenenfalls eine Zusammenfassung der in Anhang II enthaltenen fakultativen Indikatoren, die im 
Zusammenhang mit jedem der unter Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU genannten Kriterien 
angewandt werden; 

v)  eine Beschreibung der vereinfachten Anforderungen im Vergleich zu den vollständigen Anforderungen; 

e)  für jedes Institut oder jede Institutskategorie, für das bzw. die gemäß Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 2014/59/EU 
eine Ausnahme gewährt wurde, eine Beschreibung der Grundlage, auf der die Ausnahme gewährt wurde, unter 
Beachtung der unter Artikel 4 Absatz 8 Buchstaben a und b der Richtlinie 2014/59/EU festgelegten Kriterien. 

(2) Für die Zwecke der Übermittlung der gemäß Absatz 1 verlangten Informationen füllen die zuständigen Behörden 
jede der Berichtsvorlagen in Anhang I aus. Wenn eine zuständige Behörde bei bestimmten der unter Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie 2014/59/EU genannten Kriterien eine Gewichtung vorgenommen hat, sodass diese bei der Feststellung, ob 
auf ein Institut oder eine Institutskategorie vereinfachte Anforderungen angewandt werden sollten, besonders 
ausschlaggebend waren, nennt die zuständige Behörde in ihrem Bericht die bei diesen Kriterien vorgenommene 
Gewichtung. Wenn die zuständige Behörde keine Gewichtung in Bezug auf bestimmte der unter Artikel 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 2014/59/EU genannten Kriterien vorgenommen hat, teilt die zuständige Behörde in ihrem Bericht die relative 
Bedeutung der Kriterien für die Feststellung, ob auf ein Institut oder eine Institutskategorie vereinfachte Anforderungen 
angewandt werden sollten, mit. 

Artikel 3 

Von den Abwicklungsbehörden zu übermittelnde Informationen 

(1) Für jeden Berichtszeitraum nach Artikel 4 dieser Verordnung übermitteln die Abwicklungsbehörden der EBA die 
folgenden Informationen in Bezug auf die Anwendung vereinfachter Anforderungen im Zusammenhang mit den 
Inhalten und Einzelheiten von Abwicklungsplänen, dem Datum, bis zu dem die ersten Abwicklungspläne zu erstellen 
sind, und der Häufigkeit der Aktualisierung der Abwicklungspläne: 

a)  die Anzahl und die gesamten Vermögenswerte der Kreditinstitute sowie die Anzahl und die gesamten 
Vermögenswerte der Wertpapierfirmen, auf die gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU zum Zwecke 
der Bewertung der Abwicklungsfähigkeit und Abwicklungsplanung vereinfachte Anforderungen angewandt wurden, 
im Vergleich zur Anzahl und zu den gesamten Vermögenswerten aller Kreditinstitute bzw. Wertpapierfirmen, die in 
dem betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind; 

b)  die Anzahl der Kreditinstitute und die Anzahl der Wertpapierfirmen, denen gemäß Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 
2014/59/EU eine Ausnahme gewährt wurde; 

c)  für jedes Institut oder jede Institutskategorie, auf das bzw. die vereinfachte Anforderungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie 2014/59/EU angewandt wurden und weiterhin anwendbar sind, zum Ende jedes Berichtszeitraums: 

i)  die Kennungsnummer des Rechtsträgers, oder wenn diese nicht verfügbar ist, den Namen des Instituts oder der 
Institute, die in diese Kategorie fallen; 

ii)  wenn sich der Bericht auf eine „Institutskategorie“ bezieht, eine Beschreibung der Grundlage zur Festlegung dieser 
Institutskategorie gemäß Artikel 1 Absatz 4 dieser Verordnung; 

iii)  quantitative Informationen im Zusammenhang mit der Anwendung der Kriterien im Hinblick auf die Größe, 
Verflechtungen und den Umfang und die Komplexität der Tätigkeiten gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
2014/59/EU; 

iv)  gegebenenfalls eine Zusammenfassung der in Anhang II enthaltenen fakultativen Indikatoren, die im 
Zusammenhang mit jedem der genannten Kriterien angewandt werden; 

v)  eine Beschreibung der vereinfachten Anforderungen im Vergleich zu den vollständigen Anforderungen; 

d)  für jedes Institut oder jede Institutskategorie, für das bzw. die gemäß Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 2014/59/EU 
eine Ausnahme gewährt wurde, eine Beschreibung der Grundlage, auf der die Ausnahme gewährt wurde, unter 
Beachtung der unter Artikel 4 Absatz 8 Buchstaben a und b der Richtlinie 2014/59/EU festgelegten Kriterien. 
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(2) Für die Zwecke der Übermittlung der Informationen gemäß Absatz 1 füllen die Abwicklungsbehörden jede der 
Berichtsvorlagen in Anhang I aus. Wenn eine Abwicklungsbehörde bei bestimmten der unter Artikel 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 2014/59/EU genannten Kriterien eine Gewichtung vorgenommen hat, sodass diese bei der Feststellung, ob auf 
ein Institut oder eine Institutskategorie vereinfachte Anforderungen angewandt werden sollten, besonders 
ausschlaggebend waren, nennt und beschreibt die Abwicklungsbehörde in ihrem Bericht die bei diesen Kriterien 
vorgenommene Gewichtung. Wenn die Abwicklungsbehörde keine Gewichtung in Bezug auf bestimmte der unter 
Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU genannten Kriterien vorgenommen hat, teilt die Abwicklungsbehörde in 
ihrem Bericht die relative Bedeutung der Kriterien für die Feststellung, ob auf ein Institut oder eine Institutskategorie 
vereinfachte Anforderungen angewandt werden sollten, mit. 

Artikel 4 

Berichtszeiträume und Einreichungsfristen 

(1) Der erste Berichtszeitraum in Bezug auf die Informationen gemäß Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 
beginnt am 1. Januar 2015 und endet am 30. April 2016. Die Informationen in Bezug auf den ersten Berichtszeitraum 
sind der EBA bis zum dreißigsten Tag nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu übermitteln. 

(2) Der zweite Berichtszeitraum in Bezug auf die Informationen gemäß Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 
beginnt am 1. Mai 2016 und endet am 30. April 2017. Die Informationen in Bezug auf den zweiten Berichtszeitraum 
sind der EBA bis zum 1. Juni 2017 zu übermitteln. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Berichtsvorlagen 

VORLAGE 1 

Artikel 4 der Richtlinie 2014/59/EG: Berichtsvorlage für quantitative Daten 

[Die in dieser Vorlage enthaltenen Hinweise sollen der Unterstützung der Behörden beim Ausfüllen der Vorlage dienen und sind nicht 
Teil der Vorlage.] 

Mitgliedstaat  

Name der zuständigen Behörde/Abwicklungsbehörde, 
die den Bericht einreicht  

Bezugsdatum  

Anzahl der in dem Mitgliedstaat niedergelassenen Kre­
ditinstitute  

Anzahl der in dem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Wertpapierfirmen  

Anzahl der Kreditinstitute, auf die gemäß Artikel 4 
Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU vereinfachte An­
forderungen angewandt wurden 

[Die entsprechende Behörde hat gesonderte Zahlen für Anforde­
rungen im Zusammenhang mit Folgendem zu liefern: Sanie­
rungsplanung, Bewertungen der Abwicklungsfähigkeit und Ab­
wicklungsplanung.] 

Anzahl der Wertpapierfirmen, auf die gemäß Artikel 4 
Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU vereinfachte An­
forderungen angewandt wurden 

[Die entsprechende Behörde hat gesonderte Zahlen für Anforde­
rungen im Zusammenhang mit Folgendem zu liefern: Sanie­
rungsplanung, Bewertungen der Abwicklungsfähigkeit und Ab­
wicklungsplanung.] 

Anzahl der Institute, denen gemäß Artikel 4 Absatz 8 
der Richtlinie 2014/59/EU eine Ausnahme gewährt 
wurde  

Kennungsnummern des Rechtsträgers (LEI), oder 
wenn diese nicht verfügbar sind, Namen der in dem 
Mitgliedstaat niedergelassenen Institute, die von der 
Europäischen Zentralbank gemäß Artikel 6 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 direkt beaufsich­
tigt werden oder die laut Artikel 4 Absatz 10 der 
Richtlinie 2014/59/EU einen beträchtlichen Anteil am 
Finanzsystem eines Mitgliedstaats haben und deshalb 
nicht für Ausnahmen gemäß Artikel 4 Absatz 8 der 
Richtlinie 2014/59/EU in Frage kommen 

[Dieser Abschnitt der Vorlage ist nur von den zuständigen Be­
hörden auszufüllen, da er sich auf aufsichtliche Klassifizierungen 
bezieht.]    
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VORLAGE 2 (1) 

Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU: Berichtsvorlage 

[Die in dieser Vorlage enthaltenen Hinweise sollen der Unterstützung der Behörden beim Ausfüllen der Vorlage dienen und sind nicht Teil der Vorlage.] 

Mitgliedstaat  

Name der zuständigen Behörde/Abwicklungsbehörde, 
die den Bericht einreicht 

[Von den zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden wird erwartet, dass sie für die Institute, auf die in Bezug auf Anforderungen für 
Sanierungspläne bzw. Anforderungen für Bewertungen der Abwicklungsfähigkeit und Abwicklungspläne (siehe Auflistung unter Artikel 4 
Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU) vereinfachte Anforderungen angewandt wurden, einen Bericht ausfüllen. 

Die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden müssen in Bezug auf alle Institute Bericht erstatten, auf die vereinfachte Anforderun­
gen angewandt werden. Zur Erfüllung dieser Anforderung können die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden wählen, ob sie diese 
Vorlage für jedes Institut einzeln oder für spezifische Institutskategorien ausfüllen, die gemeinsame Eigenschaften aufweisen und deshalb auf 
die gleiche Weise in Bezug auf die unter Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU genannten Kriterien bewertet werden.] 

Bezugszeitraum  

Name der Kreditinstitutskategorie oder Name des Kre­
ditinstituts 
[Bei der Berichterstattung auf der Grundlage einer Kategorie sind 
die LEI-Nummern jedes einzelnen Instituts, das der Kategorie an­
gehört, anzugeben; wenn diese nicht verfügbar sind, sind die Na­
men der Institute anzugeben.] 

[Wenn der Bericht für eine spezifische Institutskategorie ausgefüllt wird, ist eine Beschreibung der Kategorie, einschließlich der Haupteigen­
schaften der Institute in dieser Kategorie (z. B. unter Bezugnahme auf die SREP-Klassifizierung in Übereinstimmung mit den Leitlinien der 
EBA gemäß Artikel 107 Absatz 3 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 
Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338) oder ein ande­
res anwendbares Klassifizierungssystem) vorzulegen. Zudem ist eine Auflistung der LEI-Nummern, oder wenn diese Nummern nicht verfüg­
bar sind, der Namen der Institute, die dieser Kategorie angehören, vorzulegen. Wenn es mehr als eine Institutskategorie gibt, ist für jede Ka­
tegorie ein Bericht auszufüllen.] 

Name der Wertpapierfirmenkategorie oder Name der 
Wertpapierfirma 
[Bei der Berichterstattung auf der Grundlage einer Kategorie sind 
die LEI-Nummern jedes einzelnen Instituts, das der Kategorie an­
gehört, anzugeben; wenn diese nicht verfügbar sind, sind die Na­
men der Institute anzugeben.] 

[Siehe oben.] 

Anzahl der Institute, die in diese Kategorie fallen [Dieser Kasten ist nur auszufüllen, wenn sich der Bericht auf eine Institutskategorie bezieht.] 
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(1) Wenn Indikatorwerte gemäß den in dieser Vorlage bestimmten Definitionen nicht verfügbar sind, da die entsprechenden Einrichtungen, die in den Anwendungsbereich fallen, nicht gemäß den internationalen 
Rechnungslegungsstandards (IFRS) Bericht erstatten und auf sie die Anforderungen der Vorlagen für Finanzinformationen (FINREP) nicht zutreffen, haben zuständige Behörden und Abwicklungsbehörden geeignete 
Entsprechungen zu verwenden. In diesem Fall müssen die jeweiligen Behörden gewährleisten, dass diese Entsprechungen hinreichend erläutert werden und soweit möglich mit den in dieser Vorlage angegebenen 
Definitionen übereinstimmen. 



Grundlage für die Feststellung, dass im Hinblick auf die entsprechenden, unter Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU festgelegten Kriterien der Ausfall und die an­
schließende Liquidation [der Institute, die in diese Kategorie fallen/des Instituts] im Wege eines regulären Insolvenzverfahrens wahrscheinlich keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf die Finanzmärkte, auf andere Institute, die Finanzierungsbedingungen oder die Gesamtwirtschaft haben würde. Die Beschreibung muss, soweit möglich, 
quantitative Informationen enthalten. 
[In diesem Abschnitt sind im Hinblick auf die in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/59/EU festgelegten Kriterien die obligatorischen Indikatoren anzugeben, auf die in der Vorlage unten Bezug genom­
men wird, sowie fakultative Indikatoren aus der Liste in Anhang II dieser Verordnung, anhand der das Institut oder die Institutskategorie bewertet wurde und eine Beschreibung der Eigenschaften des Instituts/ 
der Institutskategorie, auf das bzw. die vereinfachte Anforderungen angewandt werden. Jede Behörde hat im Bericht Gewichtungen anzugeben, die in Bezug auf die einzelnen Kriterien vorgenommen wurden.] 

Gewichtung [Bitte gegebenenfalls die Gewichtung beschreiben, die jedem Kriterium zu den Zwecken des Bewertungsprozesses zugewiesen wurde.] 

Kriterium Indikator Beschreibung des Instituts/der Institute 
[Bitte an den vermerkten Stellen quantitative Daten eintragen. Wenn 
der Bericht für eine Institutskategorie ausgefüllt wird, können die 
quantitativen Daten in Form einer Spanne angegeben werden (z. B. 
Gesamtvermögen von Betrag A in Euro bis Betrag B in Euro). An 
den anderen Stellen bitte eine ausführliche Beschreibung angeben.] 

Volumen Vermögenswerte insgesamt (1) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Gesamte Vermögenswerte/BIP des Mitgliedstaats [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Nur für Wertpapierfirmen: 

Verbindlichkeiten insgesamt [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Gesamte Kundengelder [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Gesamte Vermögenswerte der Kunden [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Gesamtprovisionsertrag [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 
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Verflechtungen Verbindlichkeiten im Interfinanzsystem (2) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Vermögenswerte im Interfinanzsystem (3) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Umlauf von Schuldverschreibungen (4) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Anzahl der ausländischen Tochterunternehmen und Zweig­
stellen 

[Bitte quantitative Daten angeben. Dies muss nicht ausgefüllt wer­
den, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Für Institute und sonstige Einrichtungen erbrachte Clearing-, 
Zahlungs- und Abrechnungsdienstleistungen 

[Bitte eine Beschreibung der derartigen Dienstleistungen einfügen, die 
von dem betreffenden Institut oder der Institutskategorie erbracht 
werden.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Umfang und Komplexität der Tätigkeiten Wert der OTC-Derivate (nominell) (5) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Rechtssystemübergreifende Verbindlichkeiten (6) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Rechtssystemübergreifende Forderungen (7) [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Gesamte Einlagen [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Gesamte gedeckte Einlagen [Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  
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Risikoprofil Gesamtergebnis des Prozesses der aufsichtlichen Überprüfung 
und Bewertung (Supervisory review and evaluation process, 
SREP) 

[Dies kann eine Wertspanne umfassen, wenn die Vorlage für eine 
Kategorie ausgefüllt wird.] 

SREP-Ergebnis im Hinblick auf die Angemessenheit der Ei­
genkapitalausstattung 

[Dies kann eine Wertspanne umfassen, wenn die Vorlage für eine 
Kategorie ausgefüllt wird.] 

SREP-Ergebnis im Hinblick auf die Angemessenheit der Liqui­
dität 

[Dies kann eine Wertspanne umfassen, wenn die Vorlage für eine 
Kategorie ausgefüllt wird.] 

SREP-Ergebnis im Hinblick auf die interne Leitung sowie in­
stitutsübergreifende Kontrollen 

[Dies kann eine Wertspanne umfassen, wenn die Vorlage für eine 
Kategorie ausgefüllt wird.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Rechtsstellung Behördliche Genehmigungen und Erlaubnisse, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Verwendung von fortgeschritte­
nen Modellen für die Berechnung der Eigenmittelanforderun­
gen für Kredit-, Markt- und operationelle Risiken 

[Bitte eine Beschreibung der regulierten Tätigkeiten angeben, für de­
ren Ausübung das Institut oder die Institutskategorie über eine Ge­
nehmigung verfügt, sowie eine Beschreibung im Hinblick darauf, ob 
fortgeschrittene Modelle verwendet werden (und falls ja, Beschreibung 
des angewandten Modells).] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Art des Geschäfts SREP-Ergebnis für das Geschäftsmodell und die Geschäftsstra­
tegie 

[Dies kann eine Wertspanne umfassen, wenn die Vorlage für eine 
Kategorie ausgefüllt wird.] 

Position des Instituts in den Rechtsordnungen, in denen es 
tätig ist, im Hinblick auf kritische Funktionen und die in der 
jeweiligen Rechtsordnung angebotenen Kerngeschäftsbereiche 
und den Marktanteil des Instituts 

[Bitte eine Beschreibung der kritischen Funktionen und der in der je­
weiligen Rechtsordnung angebotenen Kerngeschäftsbereiche angeben. 
Wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird, kann dies in 
Form einer allgemeinen Beschreibung der kritischen Funktionen und 
Kerngeschäftsbereiche, die von den in die Kategorie fallenden Institu­
ten angeboten werden, erfolgen.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

17.6.2016 
L 160/43 

A
m

tsblatt der Europäischen U
nion 

D
E     



Beteiligungsstruktur Grad der Konzentration der Anteilseigner [Bitte im Rahmen der Antwort den Prozentsatz der Anteile angeben, 
die sich im Besitz der fünf wichtigsten Anteilseigner von Stammak­
tien befinden. Wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird, 
kann dies in Form einer allgemeinen Beschreibung des Grades der 
Konzentration der Anteilseigner der Institute in der Kategorie erfol­
gen.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Rechtsform Struktur des Instituts: Ist das Institut Teil einer Gruppe und 
falls ja, verfügt die Gruppe über eine komplexe, stark ver­
flochtene Struktur 

[Wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird, kann dies in 
Form einer allgemeinen Beschreibung der Struktur der Institute in 
der Kategorie erfolgen.] 

Unternehmensform des Instituts (z. B. Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung, Kapitalgesellschaft oder eine andere im 
nationalen Recht vorgesehene Unternehmensform) 

[Wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird, kann dies in 
Form einer allgemeinen Beschreibung der Unternehmensform der In­
stitute in der Kategorie erfolgen.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Mitgliedschaft in einem institutsbezogenen Siche­
rungssystem (institutional protection scheme, IPS) 
oder sonstigen System der wechselseitigen Solidarität 
gemäß Artikel 113 Absatz 7 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 

Funktion des Instituts in dem System als Teilnehmer oder 
Zentralinstitut oder als Bereitsteller kritischer Funktionen für 
das System 

[Bitte eine Beschreibung der Funktion des Instituts im System ange­
ben (z. B. als Teilnehmer oder Zentralinstitut oder als Bereitsteller 
kritischer Funktionen für andere Teilnehmer oder als Partei, die po­
tenziell dem Risiko einer Konzentration der Struktur ausgesetzt ist).] 

[Wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird, kann dies in 
Form einer allgemeinen Beschreibung der Institute in der Kategorie 
erfolgen.] 

Volumen des Garantiefonds im Vergleich zu den Gesamtmit­
teln des Instituts 

[Bitte quantitative Daten angeben. Dies kann eine Wertspanne um­
fassen, wenn die Vorlage für eine Kategorie ausgefüllt wird.] 

Von der Liste der „fakultativen“ Indikatoren in Anhang II be­
rücksichtigte Indikatoren  

Sonstige Bemerkungen [Bitte eine Beschreibung sämtlicher sonstigen Faktoren angeben, die 
bei der oben genannten Feststellung berücksichtigt wurden.] 
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Beschreibung der vereinfachten Anforderungen, die auf die Institutskategorie/das Institut angewandt werden 

[In diesem Bereich bitte gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Folgendem: 

—  den entsprechenden Artikeln [bitte genauere Angaben machen] der Richtlinie 2014/59/EU, die in der jeweiligen Zeile der Tabelle enthalten sind; 

—  Abschnitt A des Anhangs der Richtlinie 2014/59/EU und ergänzende Verordnung der Kommission im Hinblick auf den Inhalt von Sanierungsplänen; 

—  Abschnitt B des Anhangs der Richtlinie 2014/59/EU und ergänzende Verordnung der Kommission im Hinblick auf die Anforderungen an den Abwicklungsplan; 

—  Abschnitt C des Anhangs der Richtlinie 2014/59/EU; 

—  eine Beschreibung des Unterschieds zwischen den vollständigen Anforderungen und den geltenden vereinfachten Anforderungen angeben.] 

Beschreibung der vereinfachten Anforderungen im Hinblick auf die Inhalte und Einzelheiten des Sanierungsplans [Bitte den Unterschied zwischen den vollständigen Anforderungen 
und den geltenden vereinfachten Anforderungen beschreiben (d. h. 
welche Punkte muss das Institut/müssen die Institute nicht erfüllen), 
zum Beispiel: Welche Elemente sind, unter Berücksichtigung der Liste 
in Abschnitt A des Anhangs der Richtlinie 2014/59/EU und der 
ergänzenden Verordnung der Kommission im Hinblick auf den Inhalt 
von Sanierungsplänen, gemäß den auf das Institut/die Institutskate­
gorie angewandten vereinfachten Anforderungen nicht erforderlich?] 

Beschreibung der vereinfachten Anforderungen im Hinblick auf die Inhalte und Einzelheiten des Abwicklungs­
plans  

Wann wurde der erste Sanierungsplan/Abwicklungsplan erstellt bzw. wann soll dieser erstellt werden und wie 
oft soll dieser aktualisiert werden  

Beschreibung der vereinfachten Anforderungen im Hinblick auf die Inhalte und geforderten Informationen ge­
mäß Artikel 5 Absatz 5, Artikel 11 Absatz 1 und Artikel 12 Absatz 2 sowie in den Abschnitten A und B des An­
hangs der Richtlinie 2014/59/EU  

Beschreibung der vereinfachten Anforderungen im Hinblick auf den geforderten Detaillierungsgrad für die Be­
wertung der Abwicklungsfähigkeit nach den Artikeln 15 und 16 und Abschnitt C des Anhangs der Richtlinie 
2014/59/EU  

(1) Für die Zwecke dieser Vorlage werden die „Vermögenswerte insgesamt“ weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder allgemein anerkannte Rechnungslegungsgrundsätze (Generally Accepted Accounting Prin­
ciples, GAAP) berechnet — F 01.01, Zeile 380, Spalte 010. 

(2)  Für die Zwecke dieser Vorlage werden die „Verbindlichkeiten im Interfinanzsystem“ weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder GAAP) berechnet ! F 20.06, Zeilen 020 + 030 + 050 + 060 + 100 + 110, 
Spalte 010, alle Länder (z-Achse). 

(3)  Für die Zwecke dieser Vorlage werden die „Vermögenswerte im Interfinanzsystem“ weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder GAAP) berechnet ! F 20.04, Zeilen 
020 + 030 + 050 + 060 + 110 + 120 + 170 + 180, Spalte 010, alle Länder (z-Achse). 

(4)  Für die Zwecke dieser Vorlage wird der „Umlauf von Schuldverschreibungen“ weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder GAAP) berechnet ! F 01.02, Zeilen 050 + 090 + 130, Spalte 010. 
(5)  Für die Zwecke dieser Vorlage wird der „Wert der OTC-Derivate (nominell)“ weltweit im Einklang mit Folgendem berechnet: FINREP (IFRS) ! F 10.00, Zeilen 300 + 310 + 320, Spalte 030 + F 11.00, Zeilen 

510 + 520 + 530, Spalte 030 oder FINREP (GAAP) ! F 10.00, Zeilen 300 + 310 + 320, Spalte 050 + F 11.00, Zeilen 510 + 520 + 530, Spalte 030. 
(6)  Für die Zwecke dieser Vorlage werden die „rechtssystemübergreifenden Verbindlichkeiten“ weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder GAAP) berechnet ! F 20.06, Zeilen 010 + 040 + 070, Spalte 010, alle 

Länder außer Sitzland (z-Achse). Anmerkung: Der berechnete Wert sollte folgende Posten ausschließen: i) unternehmensinterne Verbindlichkeiten und ii) Verbindlichkeiten von ausländischen Zweigstellen und 
Tochterunternehmen gegenüber Gegenparteien im selben Sitzland. 

(7)  Für die Zwecke dieser Vorlage werden die „rechtssystemübergreifenden Forderungen“ weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder GAAP) berechnet ! F 20.04, Zeilen 010 + 040 + 080 + 140, Spalte 010, 
alle Länder außer Sitzland (z-Achse). Anmerkung: Der berechnete Wert sollte folgende Posten ausschließen: i) unternehmensinterne Vermögenswerte und ii) Vermögenswerte von ausländischen Zweigstellen 
und Tochterunternehmen gegenüber Gegenparteien im selben Sitzland.   
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VORLAGE 3 

Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 2014/59/EU: Berichtsvorlage 

[Die in dieser Vorlage enthaltenen Hinweise sollen der Unterstützung der Behörden beim Ausfüllen der Vorlage dienen und sind nicht 
Teil der Vorlage.] 

Mitgliedstaat  

Name der zuständigen Behörde/Abwicklungsbehörde, 
die den Bericht einreicht 

[Die zuständigen Behörden und Abwicklungsbehörden haben ei­
nen Bericht in Bezug auf diejenigen Institute auszufüllen, denen 
im Zusammenhang mit den jeweiligen Anforderungen in Kapi­
tel I Abschnitte 2 und 3 der Richtlinie 2014/59/EU Ausnah­
men gewährt wurden. Die zuständigen Behörden und Abwick­
lungsbehörden müssen in Bezug auf alle Institute Bericht erstat­
ten, den Ausnahmen gewährt werden.] 

Bezugszeitraum  

Name der Kreditinstitutskategorie oder Name des Kre­
ditinstituts 
[Bei der Berichterstattung auf der Grundlage einer Kategorie sind 
die LEI-Nummern jedes einzelnen Instituts, das der Kategorie an­
gehört, anzugeben; wenn diese nicht verfügbar sind, sind die Na­
men der Institute anzugeben.] 

[Wenn der Bericht für eine spezifische Institutskategorie ausgefüllt 
wird, bitte eine Beschreibung der Kategorie angeben, einschließ­
lich der Haupteigenschaften der Institute in dieser Kategorie 
(z. B. unter Bezugnahme auf die SREP-Klassifizierung oder ein 
anderes anwendbares Klassifizierungssystem). Bitte ebenfalls eine 
Liste der LEI-Nummern angeben, oder wenn die LEI-Nummern 
nicht verfügbar sind, der Namen der Institute in der Kategorie. 
Wenn es mehr als eine Institutskategorie gibt, bitte den Bericht 
für jede Kategorie ausfüllen.] 

Grundlage für die Gewährung der Ausnahme im Hinblick auf die entsprechenden Kriterien gemäß Artikel 4 
Absatz 8 der Richtlinie 2014/59/EU 

Institute, die aufgrund von Artikel 10 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 einer Zentralorganisation zugeord­
net und vollständig oder teilweise von den Aufsichts­
anforderungen des nationalen Rechts ausgenommen 
sind 

[In diesem Abschnitt bitte eine Beschreibung der/des [Institutska­
tegorie/Instituts] angeben.] 

Institute, die einem institutsbezogenen Sicherungssys­
tem angehören    
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ANHANG II 

Liste der fakultativen Indikatoren 

Fakultative Indikatoren (1) 

Vermögenswerte insgesamt (2) 

Gesamte Forderungshöhe bei Ausfall (EAD) 

Gesamte Vermögenswerte/BIP des Mitgliedstaats 

Gesamte EAD/BIP des Mitgliedstaats 

Gesamte risikogewichtete Aktiva (RWA) 

Verbindlichkeiten insgesamt 

Gesamte Kundengelder 

Gesamte Vermögenswerte der Kunden 

Gesamtprovisionsertrag 

Marktkapitalisierung 

Gesamtes verwaltetes Kundenvermögen 

Wert der OTC-Derivate (nominell) (3) 

Vermögenswerte im Interbankensystem 

Verbindlichkeiten im Interbankensystem 

Verbindlichkeiten im Interfinanzsystem 

Vermögenswerte im Interfinanzsystem 

Grenzüberschreitende Verbindlichkeiten 

Grenzüberschreitende Forderungen 

Umlauf von Schuldverschreibungen 

Wert des inländischen Zahlungsverkehrs 

Gesamte Einlagen 

Gesamte gedeckte Einlagen 

Einlagen des Privatsektors von Einlegern in der EU 

Wert der Kreditaufnahme des Privatsektors einschließlich Kreditzusagen und Konsortialkrediten 
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Anzahl der Kreditaufnahmen des Privatsektors 

Anzahl der Einlagenkonten — Unternehmen 

Anzahl der Einlagenkonten — Kleinanleger 

Anzahl der Kleinanleger 

Anzahl der inländischen Tochterunternehmen und Zweigstellen 

Anzahl der ausländischen Tochterunternehmen und Zweigstellen (aufzugliedern nach Tochterunternehmen und Zweig­
stellen mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten und mit Sitz in Drittländern) 

Teilhabe an der Finanzmarktinfrastruktur 

Kritische Funktionen, die das Institut für andere Gruppenunternehmen bereitstellt, oder die andere Gruppenunternehmen 
für das Institut bereitstellen 

Kritische Funktionen und Kerngeschäftsbereiche in jeder relevanten Rechtsordnung einschließlich der Bereitstellung von 
Diensten für andere Institute 

Bereitstellung von Clearing-, Zahlungs- und Abrechnungsleistungen für Markteilnehmer oder Sonstige und Anzahl der 
weiteren Anbieter, die dem Markt zur Verfügung stehen 

Bereitstellung von Zahlungsleistungen für Markteilnehmer oder Sonstige und Anzahl der weiteren Anbieter, die dem 
Markt zur Verfügung stehen 

Geografische Aufgliederung der Institutstätigkeit (einschließlich Anzahl der Rechtsordnungen, in denen das Institut und 
seine Tochterunternehmen tätig sind, und Geschäftsvolumen) 

Marktanteil des Instituts nach Geschäftsfeldern und Rechtsordnungen (z. B. Einlagengeschäft, Hypotheken an Privatkun­
den, unbesicherte Kredite, Kreditkarten, Kredite an KMU, Unternehmenskredite, Handelsfinanzierung, Zahlungsverkehr 
und Bereitstellung anderer kritischer Dienste) 

Art der behördlichen Genehmigungen und Erlaubnisse (z. B. Wertpapierfirma oder ein Kreditinstitut; Verwendung von 
fortgeschrittenen Modellen für die Berechnung der Eigenmittelanforderungen für Kredit-, Markt- und operationelle Risi­
ken) 

Kreditaufnahme des Privatsektors durch inländische Empfänger 

Kreditaufnahme des Privatsektors durch Empfänger in einer bestimmten Region 

Hypothekendarlehen an Empfänger in der EU 

Hypothekendarlehen an inländische Empfänger 

Privatkundenkredite an Empfänger in der EU 

Privatkundenkredite an inländische Empfänger 

Ergebnis des Prozesses der aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung (gesamt) — SREP-Gesamtergebnis 

SREP-Ergebnisse für Angemessenheit der Eigenkapitalausstattung, Angemessenheit der Liquidität, interne Leitung sowie 
institutsübergreifende Kontrollen und Bewertungen 

Behördliche Genehmigungen und Erlaubnisse, insbesondere im Zusammenhang mit der Verwendung von fortgeschritte­
nen Modellen für die Berechnung der Eigenmittelanforderungen für Kredit-, Markt- und operationelle Risiken 
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Übergreifendes Geschäftsmodell des Instituts, seine Existenzfähigkeit und die Nachhaltigkeit der Institutsstrategie; Grund­
lage hierfür ist die Analyse des Geschäftsmodells, die im Rahmen der SREP entsprechend den EBA-Leitlinien in Bezug 
auf gemeinsame Verfahren und Methoden für die SREP durchgeführt wird. Zu diesem Zweck können die Behörden das 
SREP-Ergebnis für das Geschäftsmodell und die Strategie verwenden 

Position des Instituts in den Rechtsordnungen, in denen es tätig ist, im Hinblick auf kritische Funktionen und die in der 
jeweiligen Rechtsordnung angebotenen Kerngeschäftsbereiche und den Marktanteil des Instituts (Konzentration) 

Ob die Anteilseigner konzentriert oder verstreut sind, wobei insbesondere die Zahl der qualifizierten Anteilseigner und 
der Grad zu berücksichtigen sind, in dem die Beteiligungsstruktur die Verfügbarkeit bestimmter Sanierungsmaßnahmen 
für das Institut sowie der Abwicklungsinstrumente für die Abwicklungsbehörde beeinflussen kann 

Struktur eines Instituts, wobei zu bewerten ist, ob es Teil einer Gruppe ist, und falls ja, ob die Gruppenstruktur kompli­
ziert oder einfach ist, wobei die finanziellen und operationellen Abhängigkeiten zu berücksichtigen sind 

Unternehmensform des Instituts (z. B. Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Kapitalgesellschaft oder eine andere im na­
tionalen Recht vorgesehene Unternehmensform) 

Volumen des Garantiefonds im Vergleich zu den Gesamtmitteln des Instituts (nur IPS oder sonstige Systeme der wechsel­
seitigen Solidarität) 

Art des Systems der wechselseitigen Solidarität und seiner Vorschriften und Verfahren für das Risikomanagement 

Grad der Verflechtung mit anderen Teilnehmern am institutsbezogenen Sicherungssystem 

(1) Wenn Indikatorwerte gemäß den in diesem Anhang bestimmten Definitionen nicht verfügbar sind, da die entsprechenden 
Einrichtungen, die in den Anwendungsbereich fallen, nicht gemäß den IFRS Bericht erstatten und auf sie die FINREP-Anforderungen 
nicht zutreffen, haben zuständige Behörden und Abwicklungsbehörden geeignete Entsprechungen (z. B. aus nationalen allgemein 
anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen) zu verwenden. In diesem Fall müssen die jeweiligen Behörden gewährleisten, dass diese 
Entsprechungen hinreichend erläutert werden und soweit möglich mit den in dieser Vorlage angegebenen Definitionen 
übereinstimmen. 

(2) Die „Vermögenswerte insgesamt“ werden weltweit im Einklang mit FINREP (IFRS oder GAAP) berechnet — F 01.01, Zeile 380, 
Spalte 010. 

(3) Der „Wert der OTC-Derivate (nominell)“ wird weltweit im Einklang mit Folgendem berechnet: FINREP (IFRS) ! F 10.00, Zeilen 
300 + 310 + 320, Spalte 030 + F 11.00, Zeilen 510 + 520 + 530, Spalte 030 oder FINREP (GAAP) ! F 10.00, Zeilen 
300 + 310 + 320, Spalte 050 + F 11.00, Zeilen 510 + 520 + 530, Spalte 030.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/963 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2016 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 hinsichtlich der Liste der Luftfahrtunternehmen, 
gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung ergangen ist 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2005 
über die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine 
Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie über die Unterrichtung von Fluggästen über die Identität des ausführenden 
Luftfahrtunternehmens und zur Aufhebung des Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG (1), insbesondere auf Artikel 4 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 der Kommission (2) wurde die in Kapitel II der Verordnung (EG) 
Nr. 2111/2005 genannte Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung 
ergangen ist, erstellt. 

(2)  Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 haben einige Mitgliedstaaten und die Europäische 
Agentur für Flugsicherheit (EASA) der Kommission Informationen übermittelt, die im Zusammenhang mit der 
Aktualisierung dieser Liste von Bedeutung sind. Einschlägige Informationen wurden auch von Drittstaaten und 
internationalen Organisationen mitgeteilt. Auf der Grundlage dieser Informationen sollte die Liste aktualisiert 
werden. 

(3)  Die Kommission hat alle betroffenen Luftfahrtunternehmen entweder unmittelbar oder über die für die 
Regulierungsaufsicht über diese Luftfahrtunternehmen zuständigen Behörden informiert und die wesentlichen 
Tatsachen und Überlegungen angegeben, die die Grundlage einer Entscheidung bilden würden, diesen 
Unternehmen den Flugbetrieb in der Union zu untersagen oder die Bedingungen einer Betriebsuntersagung eines 
Luftfahrtunternehmens zu ändern, das in der Liste erfasst ist. 

(4)  Die Kommission hat den betroffenen Luftfahrtunternehmen Gelegenheit gegeben, die von den Mitgliedstaaten 
vorgelegten Unterlagen einzusehen, sich schriftlich dazu zu äußern und ihren Standpunkt der Kommission sowie 
dem Ausschuss, der durch die Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (3) eingesetzt wurde („Flugsicherheits­
ausschuss“), mündlich vorzutragen. 

(5)  Die Kommission hat dem Flugsicherheitsausschuss aktuelle Informationen über die laufenden gemeinsamen 
Konsultationen im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 und der Verordnung (EG) Nr. 473/2006 der 
Kommission (4) mit den zuständigen Behörden und den Luftfahrtunternehmen folgender Staaten übermittelt: 
Angola, Botsuana, Georgien, Republik Guinea, Indien, Indonesien, Iran, Kasachstan, Madagaskar, Mosambik, 
Sambia, Sudan, Taiwan und Thailand. Die Kommission hat dem Flugsicherheitsausschuss zudem Informationen 
zur Flugsicherheit in Afghanistan, Irak, der Kirgisischen Republik, Libanon, Nepal, Pakistan, Simbabwe sowie der 
Ukraine vorgelegt und den Ausschuss über die technischen Konsultationen mit der Russischen Föderation 
unterrichtet. 

(6)  Die EASA legte der Kommission und dem Flugsicherheitsausschuss die Ergebnisse der Analyse von Berichten der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) über die Audits im Rahmen ihres Programms zur universellen 
Bewertung der Sicherheitsaufsicht vor. In diesem Zusammenhang wurden die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
Luftfahrtunternehmen aus den Staaten, denen gegenüber die ICAO schwere Sicherheitsbedenken geltend gemacht 
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oder bei denen die EASA erhebliche Mängel hinsichtlich der Sicherheitsaufsicht festgestellt hat, vorrangigen 
Vorfeldinspektionen zu unterziehen. Zusätzlich zu den von der Kommission gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 2111/2005 durchgeführten Konsultationen werden die vorrangigen Vorfeldinspektionen es ermöglichen, 
weitere Informationen über das Sicherheitsniveau der in diesen Staaten zugelassenen Luftfahrtunternehmen zu 
erlangen. 

(7)  Die EASA informierte die Kommission und den Flugsicherheitsausschuss auch über die Ergebnisse der Analysen 
von Vorfeldinspektionen, die im Rahmen des Programms zur Sicherheitsüberprüfung von Luftfahrzeugen aus 
Drittländern (SAFA) im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission (1) durchgeführt 
wurden. 

(8)  Darüber hinaus unterrichtete die EASA die Kommission und den Flugsicherheitsausschuss über die Vorhaben für 
technische Unterstützung, die in den Staaten durchgeführt wurden, die von Maßnahmen oder Überwachungstä­
tigkeiten im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 betroffen sind. Sie übermittelte Informationen zu den 
Plänen und Ersuchen um weitere technische Unterstützung und Zusammenarbeit im Hinblick auf eine 
Verbesserung der administrativen und technischen Kapazitäten der Zivilluftfahrtbehörden mit dem Ziel, bei 
mangelhafter Einhaltung der geltenden internationalen Normen der Zivilluftfahrt Abhilfe zu schaffen. Die 
Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, solchen Ersuchen auf bilateraler Basis in Abstimmung mit der Kommission 
und der EASA zu entsprechen. Die Kommission betonte diesbezüglich, wie wichtig die Bereitstellung von 
Informationen für die internationale Luftfahrtgemeinschaft, vor allem über die SCAN-Datenbank der ICAO (Safety 
Collaborative Assistance Network), über die Gewährung technischer Unterstützung durch die Union und ihre 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Verbesserung der Flugsicherheit weltweit ist. 

(9)  Eurocontrol übermittelte der Kommission und dem Flugsicherheitsausschuss aktuelle Informationen über den 
Stand der SAFA-Warnfunktion und zu den aktuellen Statistiken über Warnmeldungen in Bezug auf Luftfahrtun­
ternehmen mit Betriebsuntersagungen. 

Luftfahrtunternehmen aus der Union 

(10) Aufgrund der von der EASA geprüften Ergebnisse von Vorfeldinspektionen, die an Luftfahrzeugen von Luftfahrt­
unternehmen der Union durchgeführt wurden, sowie von Normungsinspektionen der EASA und von bereichsspe­
zifischen Inspektionen und Audits der jeweiligen nationalen Luftfahrtbehörden haben mehrere Mitgliedstaaten 
bestimmte Durchsetzungsmaßnahmen ergriffen und die Kommission und den Flugsicherheitsausschuss über diese 
Maßnahmen unterrichtet. Norwegen unterrichtete die Kommission und den Flugsicherheitsausschuss über 
Maßnahmen, die es in Bezug auf das Luftfahrtunternehmen Airwing A/S ergriffen hat. 

(11)  Die Mitgliedstaaten bekräftigten ihre Handlungsbereitschaft für den Fall, dass relevante Sicherheitsinformationen 
darauf hindeuten, dass aufgrund einer mangelhaften Einhaltung der anwendbaren Sicherheitsnormen durch 
Luftfahrtunternehmen aus der Union unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen. 

Luftfahrtunternehmen aus Angola 

(12)  Die Verordnung (EG) Nr. 474/2006 erlaubt dem in Angola zugelassenen Luftfahrtunternehmen TAAG Angola 
Airlines den Flugbetrieb in die Union mit vier Luftfahrzeugen des Musters Boeing 737-700, Eintragungs­
kennzeichen D2-TBF, D2-TBG, D2-TBH und D2-TBJ, drei Luftfahrzeugen des Musters Boeing 777-200, 
Eintragungskennzeichen D2-TED, D2-TEE und D2-TEF, und drei Luftfahrzeugen des Musters Boeing 777-300, 
Eintragungskennzeichen D2-TEG, D2-TEH und D2-TEI. 

(13)  Am 25. April 2016 beantragte TAAG Angola Airlines über die zuständige Behörde Angolas, dem Instituto Nacional 
da Aviação Civil (INAVIC), ein neues Luftfahrzeug des Musters Boeing 777-300, Eintragungskennzeichen D2-TEJ, 
und ein neues Luftfahrzeug des Musters Boeing 737-700, Eintragungskennzeichen D2-TBK, in den Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 474/2006 aufzunehmen. 

(14)  Im Rahmen der Genehmigung von Drittlandsbetreibern (Third Country Operators, TCO) gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 452/2014 der Kommission (2) hat TAAG Angola Airlines seit November 2014 einen ständigen Dialog mit 
der EASA geführt und konkrete und genaue Daten über seine Luftfahrzeugflotte und seinen Flugbetrieb 
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bereitgestellt. Zum Abschluss dieses Verfahrens wurde vom 1. bis 3. Februar 2016 eine TCO-Prüfung vor Ort 
durchgeführt. Das Prüfungsteam machte eine begrenzte Anzahl von Beanstandungen der Kategorie 2 sowie eine 
Feststellung gemäß Teil-TCO. TAAG Angola Airlines hat der EASA einen Mängelbehebungsplan vorgelegt, der 
akzeptiert wurde, und die festgestellten Beanstandungen werden derzeit behoben. 

(15)  Der ständige Dialog mit TAAG Angola Airlines, die detaillierten und präzisen Daten, die TAAG Angola Airlines zu 
seiner Flotte und seinem Betrieb bereitgestellt hat, sowie das positive Ergebnis der TCO-Prüfung vor Ort weisen 
insgesamt darauf hin, dass TAAG Angola Airlines in der Lage ist, seine Luftfahrzeuge Boeing 737-700, Boeing 
777-200 und 777-300 nach internationalen Sicherheitsnormen zu betreiben. Die Kommission hält es deshalb für 
angemessen, neben der Genehmigung des von TAAG Angola Airlines gestellten Antrags auch das derzeitige Verbot 
teilweise zu lockern und TAAG Angola Airlines den Flugbetrieb in die Union mit seinen Luftfahrzeugen der 
Muster Boeing 737-700, Boeing 777-200 und Boeing 777-300 zu gestatten. 

(16)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 sollte daher die 
Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung ergangen ist, durch die 
Aufnahme aller Luftfahrzeuge des Musters Boeing 737-700 sowie aller Luftfahrzeuge der Muster Boeing 777-200 
und 777-300 von TAAG Angola Airlines in Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 geändert werden, um 
den Flugbetrieb mit diesen Luftfahrzeugen in die Union zu gestatten. 

(17)  Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 müssen die Mitgliedstaaten weiterhin die tatsächliche Einhaltung der 
einschlägigen Sicherheitsnormen durch TAAG Angolan Airlines im Rahmen vorrangiger Vorfeldinspektionen an 
Luftfahrzeugen dieses Luftfahrtunternehmens überprüfen. 

Luftfahrtunternehmen aus Botsuana 

(18)  Mit Schreiben vom 23. Dezember 2015 hat die Zivilluftfahrtbehörde Botsuanas (CAAB) der Kommission 
Informationen über die Fortschritte bei der Behebung der schweren Sicherheitsbedenken und anderer von der 
ICAO festgestellter Mängel übermittelt. Nach den Ergebnissen der koordinierten Validierungsmission (ICVM) der 
ICAO hat sich die effektive Umsetzung internationaler Sicherheitsnormen um bis zu 71 % verbessert. Gestützt 
auf dieses Ergebnis bestätigte die ICAO am 31. Dezember 2015, dass beide SSC behoben worden sind. Die CAAB 
übermittelte zusätzliche Informationen über die Sicherheitsaufsicht über die in Botsuana zugelassenen Luftfahrt­
unternehmen. 

(19)  Die verbesserte Umsetzung internationaler Sicherheitsnormen und die verfügbaren Sicherheitsinformationen sind 
Belege für eine erhebliche Weiterentwicklung der CAAB und weisen darauf hin, dass hinsichtlich der Sicherheit 
der in Botsuana zugelassenen Luftfahrtunternehmen keine Negativtrends mehr bestehen, die aus Sicht der 
Flugsicherheit Grund zur Besorgnis geben würden. 

(20)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union 
eine Betriebsuntersagung ergangen ist, durch die Aufnahme von Luftfahrtunternehmen aus Botsuana zu ändern. 

Luftfahrtunternehmen aus Georgien 

(21)  Die ICAO überprüfte im April 2016 die Abhilfemaßnahmen, die die Zivilluftfahrtbehörde Georgiens (GCAA) zur 
Behebung des schweren Sicherheitsbedenkens (SSC) in Bezug auf das Zertifizierungsverfahren für die Ausstellung 
von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen unternommen hatte. Das SSC war im Verlauf der koordinierten 
Validierungsmission der ICAO im Oktober 2013 festgestellt worden. Anhand der Überprüfung stellte die ICAO 
fest, dass das SSC durch die Abhilfemaßnahmen der GCAA erfolgreich ausgeräumt worden war. 

(22)  Die verbesserte Umsetzung internationaler Sicherheitsnormen und die verfügbaren Sicherheitsinformationen sind 
Belege für die Entschlossenheit der GCAA zur Behebung von Sicherheitsmängeln und weisen darauf hin, dass 
hinsichtlich der Sicherheit der in Georgien zugelassenen Luftfahrtunternehmen keine Negativtrends mehr 
bestehen, die aus Sicht der Flugsicherheit Grund zur Besorgnis geben würden. 

(23)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union 
eine Betriebsuntersagung ergangen ist, durch die Aufnahme von Luftfahrtunternehmen aus Georgien zu ändern. 
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Luftfahrtunternehmen aus der Republik Guinea 

(24)  Wie bei der im Januar 2013 in Brüssel abgehaltenen technischen Sitzung mit Vertretern der Kommission 
vereinbart, hat die zuständige Behörde der Republik Guinea, die Direction nationale de l'aviation civile (DNAC), der 
Kommission regelmäßig Informationen zur laufenden Umsetzung des im Dezember 2012 von der ICAO 
gebilligten Mängelbehebungsplans und den damit verbundenen Tätigkeiten übermittelt. 

(25)  Im neuesten von der DNAC vorgelegten Fortschrittsbericht, der am 3. Mai 2016 bei der Kommission einging, 
werden die jüngsten Tätigkeiten und Entwicklungen bei der Umsetzung des Mängelbehebungsplans beschrieben, 
wobei die Schwerpunkte derzeit auf der Inspektorenausbildung in den Bereichen Flugbetrieb, Lufttüchtigkeit, 
Erteilung von Lizenzen für Luftfahrtpersonal und Flugplätze sowie auf der Fortsetzung des Zertifizierungs­
verfahrens für die Luftfahrtunternehmen und des Aufsichtsprogramms liegen. Die vollständige ICAO-konforme 
(fünfstufige) Zertifizierung des Luftfahrtunternehmens Konair Guinée ist inzwischen abgeschlossen, und das 
Luftfahrtunternehmen hat am 17. September 2015 sein Luftverkehrsbetreiberzeugnis (AOC Nr. 03/DNAC/2015) 
erhalten. Die Zertifizierungsverfahren dreier weiterer Luftfahrtunternehmen, nämlich Sahel Aviation Service Guinée, 
Fly Nimba Airlines und Ijet Aviation, dauern noch an. Nach Angaben der DNAC wurde ein Aufsichtsprogramm 
ausgearbeitet und umgesetzt. 

(26)  Eine koordinierte Validierungsmission der ICAO soll vom 23. bis 29. November 2016 stattfinden. 

(27)  Die schrittweise Umsetzung des von der ICAO im Dezember 2012 gebilligten Mängelbehebungsplans und die 
vorliegenden Sicherheitsinformationen rechtfertigen es zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht, eine Betriebsun­
tersagung oder Betriebsbeschränkungen für in der Republik Guinea zugelassene Luftfahrtunternehmen zu 
beschließen. Die Kommission beabsichtigt allerdings, die Situation weiterhin genau zu überwachen und den 
Ergebnissen der koordinierten Validierungsmission der ICAO im November 2016 Rechnung zu tragen. 

(28)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union 
eine Betriebsuntersagung ergangen ist, durch die Aufnahme von Luftfahrtunternehmen aus der Republik Guinea 
zu ändern. 

(29)  Sollten relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass aufgrund der mangelnden Einhaltung 
internationaler Sicherheitsnormen unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen, könnte die Kommission gezwungen 
sein, Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus Indien 

(30)  Am 3. Mai 2016 fanden technische Konsultationen zwischen Vertretern der Kommission, der EASA und eines 
Mitgliedstaats sowie Vertretern der indischen Generaldirektion für Zivilluftfahrt (im Folgenden „indische DGCA“) 
und des in Indien zugelassenen Luftfahrtunternehmens Air India statt. Sie erfolgten aufgrund einer früheren 
Zusage der indischen DGCA, technische Konsultationen mit der Kommission zu führen und dabei die 
Zertifizierungs- und Aufsichtspflichten der indischen DGCA gegenüber den von ihr zertifizierten Luftfahrtun­
ternehmen aus Indien zu erörtern. 

(31) Bei diesen Konsultationen legte die indische DGCA ihre Analyse bezüglich der Leistung der indischen Luftfahrtun­
ternehmen, einschließlich Air India, im Rahmen des SAFA-Programms vor. Die indische DGCA teilte mit, dass sie 
eine spezielle Gruppe für Vorfeldinspektionen geschaffen habe, die sie bei der Durchführung von Maßnahmen des 
SAFA-Managements unterstützt. Die indische DGCA legte auch Daten für das erste Quartal 2016 bezüglich der 
von ihr selbst durchgeführten Vorfeldinspektionen vor. Darüber hinaus machte die indische DGCA genaue 
Angaben zu ihren Aufsichtstätigkeiten gegenüber bestimmten indischen Luftfahrtunternehmen. Die vorgelegten 
Daten enthielten auch einen Überblick über die 2015 durchgeführten Aufsichtstätigkeiten. Zudem lieferte die 
indische DGCA aktuelle Angaben zu den von ihr unternommenen Nachhaltigkeitsinitiativen. Dazu zählen u. a. 
die Einstellung und Ausbildung qualifizierter Mitarbeiter, die Entwicklung des Datenbank-Managements sowie 
Informationen zum Stand der Neuzertifizierung. 

(32)  Air India machte detaillierte Angaben zu seinem Sicherheits- und Qualitätsmanagementsystem. Darüber hinaus 
legte Air India Daten zur Flugsicherheitsanalyse für 2015, zu seinem Konzept für die Verbreitung von Flugsicher­
heitsinformationen und zu seinem Programm für das SAFA-Management vor. Zusammen mit den SAFA-Daten 
lieferte Air India auch eine eigene ausführliche Analyse der SAFA-Aktivitäten, denen das Unternehmen unterzogen 
worden war. Air India gab in diesem Zusammenhang einen Überblick über seine internen Prozesse und Verfahren, 
einschließlich Einzelheiten zur Ursachenanalyse und den sich daraus ergebenden Abhilfemaßnahmen des 
Unternehmens. Darüber hinaus berichtete Air India, dass es in regelmäßigem Kontakt mit der indischen DGCA 
stehe, u. a. auch hinsichtlich seiner Maßnahmen für das SAFA-Management. 
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(33)  Mit Schreiben vom 24. Mai 2016 hielt die Kommission gegenüber der indischen DGCA einige Punkte nochmals 
fest, u. a. dass die SAFA-Leistung indischer Luftfahrtunternehmen weiterhin sorgfältig überwacht werden muss. 
Die Kommission teilte ferner Air India mit, dass sie die von dem Unternehmen durchgeführten Maßnahmen für 
das SAFA-Management zur Kenntnis genommen habe, dass diese Maßnahmen aber auch zu konsequenten und 
nachhaltigen Verbesserungen im Rahmen des SAFA-Programms führen müssten. Darüber hinaus wies die 
Kommission sowohl die indische DGCA als auch Air India erneut darauf hin, dass die EASA gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der Kommission für die Durchführung von Sicherheitsbewertungen von 
Drittlandsbetreibern zuständig ist und dass die Leistung im Rahmen des SAFA-Programms einer der wichtigsten 
Aspekte bei diesen Bewertungen ist. 

(34)  Die Kommission nimmt die von der indischen DGCA und Air India übermittelten Informationen zur Kenntnis. Es 
wird festgestellt, dass auf der Grundlage aller verfügbaren Informationen, einschließlich der von der indischen 
DGCA und Air India bei der technischen Konsultation am 3. Mai 2016 mitgeteilten Einzelheiten sowie der ersten 
Ergebnisse des jüngsten EASA-Audits, dem Air India im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der 
Kommission unterzogen wurde, zum gegenwärtigen Zeitpunkt kein Grund besteht, eine Betriebsuntersagung oder 
Betriebsbeschränkungen für in Indien zugelassene Luftfahrtunternehmen zu beschließen. Allerdings bedarf es 
weiterer technischer Konsultationen, um sicherzustellen, dass sicherheitsrelevante Fragen laufend erörtert werden 
können. 

(35)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union 
eine Betriebsuntersagung ergangen ist, durch die Aufnahme von Luftfahrtunternehmen aus Indien zu ändern. 

(36)  Die Kommission beabsichtigt, gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 473/2006 ihre offiziellen 
Konsultationen mit der indischen DGCA fortzusetzen. 

(37)  Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsnormen im Rahmen 
vorrangiger Vorfeldinspektionen bei indischen Luftfahrtunternehmen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 
weiterhin überprüfen. 

Luftfahrtunternehmen aus Indonesien 

(38)  Im April 2016 fand eine Sicherheitsbewertung der Union vor Ort in Indonesien statt, an der Experten der 
Kommission, der EASA und der Mitgliedstaaten beteiligt waren. Die Sicherheitsbewertung wurde in den Büros der 
indonesischen Generaldirektion für Zivilluftfahrt (im Folgenden „indonesische DGCA“) und bei mehreren in 
Indonesien zugelassenen Luftfahrtunternehmen durchgeführt: Citilink, Lion Air, Batik Air, Indonesia Air Asia und 
Aviastar Mandiri (zertifiziert nach CASR-135, Pendler- und Charterbetrieb). 

(39)  Die Experten stellten fest, dass die Erstzertifizierung von Luftfahrtunternehmen nach dem erforderlichen 
fünfstufigen Verfahren durchgeführt wird und eine hinreichende Koordinierung mit anderen Dienststellen der 
indonesischen DGCA stattfindet. Die Zertifizierungsaudits werden dokumentiert, Beanstandungen festgestellt und 
von den Luftfahrtunternehmen Folgemaßnahmen verlangt, einschließlich Abhilfemaßnahmen und 
Ursachenanalyse. 

(40)  Die Experten konnten feststellen, dass die Aufsichtstätigkeiten — Audits und Inspektionen — einer jährlichen 
Planung unterliegen und im Allgemeinen dem Plan entsprechend durchgeführt werden. Die Experten stellten fest, 
dass erst vor Kurzem eine erhebliche Zahl von Flugbetriebsinspektoren und Inspektoren für die Sicherheit in der 
Kabine eingestellt wurde, die noch in Inspektionsverfahren und spezifischen Vorschriften geschult werden 
müssen. Des Weiteren besteht noch weiterer Handlungsbedarf hinsichtlich einer Vereinheitlichung der 
Arbeitsweise der Inspektoren in den Bereichen Berichterstattung, Meldung von Feststellungen, Genehmigung von 
Abhilfemaßnahmen einschließlich Ursachenanalyse sowie Vereinbarung von Fristen für die Nachverfolgung von 
Feststellungen. 

(41)  Die indonesische Zivilluftfahrtbehörde konnte nachweisen, dass Durchsetzungsmaßnahmen ergriffen wurden. 
Beispielsweise wurde Aviastar Mandiri (zertifiziert nach CASR-121 für Inlandsflüge, staatliche Flüge sowie 
Regional-/Zubringerflüge, AOC Nr. 121-043) wegen Verstoßes gegen die Vorschrift über die Mindestanzahl von 
Luftfahrzeugen in der Flotte das Luftverkehrsbetreiberzeugnis entzogen. 

(42)  Aus den von Citilink während der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort vorgelegten Nachweisen geht hervor, 
dass Citilink in der Lage ist, die Einhaltung der nationalen und internationalen Sicherheitsnormen zu 
gewährleisten. Citilink hat gezeigt, dass es über ein gut entwickeltes Sicherheits- und Qualitätsmanagementsystem 
sowie über eine gut entwickelte Organisation zur Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verfügt und 
einen proaktiven Ansatz in Bezug auf die Sicherheit verfolgt. 
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(43)  Die Lion Group besteht aus sechs Luftfahrtunternehmen in drei verschiedenen Staaten und betreibt ein integriertes 
Konzept in Bezug auf Betrieb sowie Sicherheits- und Qualitätsmanagement. Innerhalb der Lion Group sind Lion 
Air und Batik Air zwei in Indonesien zugelassene Inhaber von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen. Lion Air und Batik 
Air wiesen zur Zufriedenheit der Experten nach, dass beide Unternehmen über gut funktionierende 
Sicherheitssysteme sowie Qualitätssicherungs- und Qualitätsmanagementsysteme verfügen. Die Führungsebenen 
beider Luftfahrtunternehmen sowie das Management der Lion Group verfügen über ein gutes Verständnis dieser 
Systeme und nutzen diese zur Ermittlung von Risiken und zur Ergreifung geeigneter Maßnahmen, um die größten 
Risiken auf ein annehmbares Maß zu reduzieren. Die Experten stellten fest, dass die von Lion Air und Batik Air 
beschäftigten Flugbesatzungen und Mitarbeiter qualifiziert sind und die Unternehmen über Managementsysteme 
für die verschiedenen Aktivitäten verfügen. Die Führungsebene sowohl der einzelnen Luftfahrtunternehmen wie 
auch der Unternehmensgruppe erhält Informationen und Analysen bezüglich Sicherheit und Qualität und wird 
daraufhin entsprechend tätig. Darüber hinaus werden die Informationen und Abhilfemaßnahmen durch interne 
Veröffentlichungen in elektronischer und anderer Form bekanntgemacht. 

(44)  Die indonesische DGCA und die Luftfahrtunternehmen Citilink, Lion Air und Batik Air wurden am 31. Mai 2016 
von der Kommission und dem Flugsicherheitsausschuss gehört. Die indonesische DGCA legte ihre derzeitige 
Organisationsstruktur vor und machte Angaben zu den der Direktion für Lufttüchtigkeit und Flugbetrieb 
zugewiesenen Mitarbeitern sowie zu den für die Aufgaben der Sicherheitsaufsicht und die Ausbildung der 
Inspektoren verfügbaren Mitteln. Die indonesische DGCA legte Einzelheiten zu wichtigen Maßnahmen vor, die im 
vergangenen Jahr unternommen wurden, insbesondere die Aktualisierung der Sicherheitsvorschriften für die 
Zivilluftfahrt, eine Aktualisierung der Dienstanweisungen für die Inspektoren, Verbesserungen des Sicherheitsin­
formationsmanagements sowie der Entwicklungsstart für das staatliche Sicherheitsprogramm. Die indonesische 
DGCA legte ferner eine Zusammenfassung der Abhilfemaßnahmen vor, die hinsichtlich der von den Experten bei 
der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort getroffenen Feststellungen ergriffen wurden. 

(45)  Citilink legte seinen Plan zur Mängelbehebung vor, der auf der Grundlage der bei der Sicherheitsbewertung der 
Union vor Ort gemachten Feststellungen erarbeitet wurde. Der Plan umfasst Maßnahmen zur Behebung und 
Vorbeugung von Mängeln und beruht auf einer gründlichen Ursachenanalyse zu jenen Feststellungen. Darüber 
hinaus wurden die wichtigsten Entwicklungen seit November 2015 herausgestellt, darunter die verbesserte 
Umsetzung des Programms zur Flugdatenanalyse, zusätzliche Ressourcen für Sicherheit und Qualität sowie die 
laufende Entwicklung der Software für elektronische Sicherheitsberichte (Safety eReporting). 

(46)  In der Präsentation von Lion Air und Batik Air wurde die Strategie für die sechs Luftfahrtunternehmen in der Lion 
Group hervorgehoben. Basierend auf der Marktentwicklung ist die Strategie der Gruppe nun auf das Wachstum in 
Märkten außerhalb Indonesiens gerichtet. Lion Air und Batik Air legten ihren Plan zur Mängelbehebung vor, der 
auf der Grundlage der bei der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort gemachten Feststellungen erarbeitet 
wurde. Der Plan umfasst Abhilfemaßnahmen und beruht auf einer Ursachenanalyse zu diesen Feststellungen. Batik 
Air machte außerdem Angaben zu seiner Untersuchung bezüglich eines seiner Luftfahrzeuge, das von der 
Landebahn abkam, wobei auch die von Batik Air unmittelbar nach dem Unfall unternommenen Sicherheits­
maßnahmen einbezogen wurden. 

(47)  In der Anhörung teilte die indonesische DGCA der Kommission mit, dass die ICAO während der letzten sechs 
Monate die von der indonesischen DGCA getroffenen Abhilfemaßnahmen einer externen Validierung unterzogen 
hätte. Das endgültige Ergebnis dieser Validierung stehe noch aus. Die indonesische DGCA teilte ferner mit, dass 
sie zur Verbesserung ihrer Sicherheitsaufsicht mit der Federal Aviation Administration zusammenarbeite. Die 
Federal Aviation Administration führte im Februar 2016 eine Prüfung der internationalen Luftverkehrssicherheit 
(International Aviation Safety Assessment) durch, die zu sieben Feststellungen führte; ein Folgebesuch fand im 
Mai 2016 statt. Nach Angaben der indonesischen DGCA wurden alle Beanstandungen behoben, wenngleich die 
indonesische DGCA von der Federal Aviation Administration aufgefordert wurde, monatlich Bericht über die 
Fortschritte bei der Inspektorenausbildung zu erstatten. 

(48)  Auf der Grundlage aller verfügbaren Informationen, einschließlich der Ergebnisse der Sicherheitsbewertung der 
Union vor Ort sowie der Ausführungen in der Anhörung, vertritt die Kommission die Auffassung, dass die 
indonesische DGCA seit 2014 Verbesserungen erzielt hat. Allerdings ist auch unstrittig, dass die indonesische 
DGCA unter anderem hinsichtlich ihrer Sicherheitsaufsicht sowie der Ausbildung und der Vereinheitlichung der 
Arbeitsweise ihrer Inspektoren noch weitere Fortschritte machen muss. 

(49)  Die Kommission stellte fest, dass Citilink, Lion Air und Batik Air alle in der Lage sind, genaue Angaben in Bezug 
auf die sichere Ausübung ihrer jeweiligen Tätigkeiten zu machen. Nach Ansicht der Kommission konnte 
ausreichend belegt werden, dass diese Luftfahrtunternehmen die geltenden indonesischen Vorschriften und 
internationalen Sicherheitsnormen einhalten. 

(50)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung 
ergangen ist, geändert werden sollte, um Aviastar Mandiri (AOC Nr. 121-043), Citilink, Lion Air und Batik Air aus 
dem Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 zu streichen. 
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(51)  Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsnormen im Rahmen 
vorrangiger Vorfeldinspektionen bei in Indonesien zugelassenen Luftfahrzeugen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 weiterhin überprüfen. 

(52)  Sollten relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass aufgrund einer mangelnden Einhaltung 
internationaler Sicherheitsnormen unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen, könnte die Kommission gezwungen 
sein, weitere Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus dem Iran 

(53)  Das Luftfahrtunternehmen Iran Air, das von der Zivilluftfahrt-Organisation der Islamischen Republik Iran (CAO- 
IRI) zugelassen wurde, wurde im März 2010 in Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 aufgenommen. 
Nach einer Sicherheitsbewertung der Union vor Ort wurden die Betriebsbeschränkungen für die Flotte von Iran 
Air im Juli 2010 weiter konkretisiert. 

(54)  Im Mai 2016 fand eine erneute Sicherheitsbewertung der Union vor Ort in Iran statt, an der Experten der 
Kommission, der EASA und der Mitgliedstaaten beteiligt waren. Die Sicherheitsbewertung fand in den Büros der 
Zivilluftfahrt-Organisation der Islamischen Republik Iran (CAO-IRI) sowie in den Büros und Einrichtungen von 
Iran Air statt. 

(55)  Die Experten stellten fest, dass die CAO-IRI eine gut strukturierte Zivilluftfahrtbehörde ist, die sich als 
Regulierungsstelle mit allen Aspekten der Zivilluftfahrt befasst. Die Experten stellten auch fest, dass in Iran ein 
umfassendes Regulierungssystem besteht, das häufig aktualisiert wird. Aufgrund der Beobachtungen während der 
Sicherheitsbewertung der Union vor Ort gelangten die Experten zu dem Schluss, dass es der CAO-IRI nicht an 
Fähigkeit und Bereitschaft zur Behebung von Sicherheitsmängeln fehlt. 

(56)  Die Experten stellten fest, dass Iran Air seit der vorangegangenen Sicherheitsbewertung der Union vor Ort im Juli 
2010 den damals gemachten Feststellungen Rechnung getragen hat. Das Management zur Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit der Airbus-A320-Flotte wurde verbessert und entspricht nun demselben Standard wie bei der 
Airbus-A300- und -A310-Flotte. Die Experten stellten fest, dass sich das Sicherheitsmanagementsystem von Iran 
Air im Laufe der Jahre verbessert hat, wenngleich noch weitere Verbesserungen möglich sind, hauptsächlich in 
Bezug auf die wirksame Anwendung der beschriebenen Verfahren und eine stärkere Integration des Sicherheits- 
und Qualitätsmanagements auf Unternehmensebene. Im Bereich der Lufttüchtigkeit machten die Experten eine 
Reihe von Anmerkungen, die Iran Air dabei helfen können, die Sicherheit und Qualität seines Betriebs weiter zu 
verbessern. 

(57)  Am 1. Juni 2016 wurden die CAO-IRI und Iran Air von der Kommission und dem Flugsicherheitsausschuss 
gehört. Die CAO-IRI machte Angaben zu den Luftverkehrstätigkeiten in Iran sowie zur Organisationsstruktur der 
CAO-IRI und gab einen Überblick über die in Iran geltenden Flugsicherheitsvorschriften. Darüber hinaus legte die 
CAO-IRI Einzelheiten zu ihrem ICAO-Prüfbericht und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen vor. Diese Maßnahmen 
beinhalten auch Änderungen der Rechtsvorschriften, um sicherzustellen, dass die CAO-IRI über hinreichende 
Ressourcen und Unabhängigkeit zur Ausübung ihrer Sicherheitsaufsichtsfunktionen verfügt. Insgesamt bestätigten 
sich durch diese Äußerungen die positiven Entwicklungen, die bei der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort 
allgemein festgestellt worden waren. 

(58)  Iran Air gab einen umfassenden Überblick über das Unternehmen, einschließlich seiner gegenwärtigen Flotte und 
der verfügbaren Ressourcen und Einrichtungen, und betonte, dass es nach seiner Ansicht die Fähigkeit besitze, 
seine Flotte zu erneuern und zu erweitern. Darüber hinaus berichtete Iran Air über die Abhilfemaßnahmen, die es 
auf der Grundlage der Feststellungen bei der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort im Juli 2010 ergriffen hatte, 
einschließlich Verbesserungen bei der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der Airbus-A320-Flotte 
und Verbesserungen seines Sicherheits- und Qualitätsmanagements. Iran Air legte den Plan zur Mängelbehebung 
vor, der auf der Grundlage der bei der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort im Mai 2016 gemachten 
Feststellungen erarbeitet wurde. Die wichtigsten Elemente dieses Plans sind die Verbesserung des Programms zur 
Flugdatenanalyse sowie der Einsatz einer besseren Software zur Unterstützung des Sicherheitsmanagements. 

(59)  Ein wichtiger Teil der Präsentation war den Plänen von Iran Air zur Erneuerung und Erweiterung seiner Flotte 
gewidmet. Iran Air beabsichtigt, Luftfahrzeuge eines bereits vorhandenen Musters sowie ein neues Luftfahr­
zeugmuster in seine Flotte aufzunehmen. Den Angaben zufolge wurde ein umfassendes Änderungsmanagement 
mit einem speziellen Projektteam eingerichtet, um etwaige Sicherheitsrisiken bei der Einführung eines neuen 
Luftfahrzeugmusters auf proaktive Weise feststellen, steuern und mindern zu können. Für alle externen und 
internen Veränderungen an den Abläufen, die mit der Einführung eines neuen Flugzeugmusters einhergehen und 
sich negativ auf die Sicherheit auswirken können, werden die dokumentierten Standardverfahren verwendet. 

17.6.2016 L 160/56 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



(60)  In Bezug auf die bestehenden Luftfahrzeuge der Muster Fokker F100 und Boeing B747 in der Flotte von Iran Air 
wurden allerdings keine relevanten Informationen über Verbesserungen bei der Führung der Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit mitgeteilt. 

(61)  Auf der Grundlage aller verfügbaren Informationen, einschließlich der Ergebnisse der Sicherheitsbewertung der 
Union vor Ort im Mai 2016 sowie der Ausführungen in der Anhörung, vertritt die Kommission die Auffassung, 
dass Iran Air nachhaltige Verbesserungen bei der Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der Airbus- 
A320-Flotte erzielt und seine Fähigkeit unter Beweis gestellt hat, neue Luftfahrzeuge in seine Flotte aufzunehmen. 

(62)  Ebenfalls wird anerkannt, dass es der CAO-IRI und Iran Air nicht an der Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der 
Kommission mangelt. Generell wird die Auffassung vertreten, dass die CAO-IRI über ausreichende Fähigkeiten 
verfügt, um ihre Verantwortung in Bezug auf die Aufsicht über die in Iran zugelassenen Luftfahrtunternehmen 
wahrzunehmen. In Bezug auf Iran Air konnte nach Ansicht der Kommission ausreichend belegt werden, dass das 
Unternehmen die geltenden internationalen Sicherheitsnormen und Empfehlungen einhält. Gleichwohl muss das 
Management der Fokker-F100- und der Boeing-B747-Flotte noch weiter verbessert werden. Auf dieser Grundlage 
ist die Kommission der Auffassung, dass die derzeitigen Betriebsbeschränkungen für Iran Air aufgehoben werden 
können, mit Ausnahme der geltenden Beschränkungen für Luftfahrzeuge der Muster Fokker F100 und Boeing 
B747 in der Flotte von Iran Air, die aufrechterhalten werden müssen. 

(63)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung 
ergangen ist, geändert werden sollte, um die für Iran Air geltenden Betriebsbeschränkungen auf alle Luftfahrzeuge 
der Muster Fokker F100 und Boeing B747 gemäß Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 zu beschränken. 

(64)  Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsnormen im Rahmen 
vorrangiger Vorfeldinspektionen bei in Iran zugelassenen Luftfahrzeugen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 weiterhin überprüfen. 

(65)  Sollten relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass aufgrund einer mangelnden Einhaltung 
internationaler Sicherheitsnormen unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen, könnte die Kommission gezwungen 
sein, weitere Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus Kasachstan 

(66)  Seit Juli 2009 gilt — mit einer Ausnahme — für alle in Kasachstan zugelassenen Luftfahrtunternehmen eine 
vollständige Betriebsuntersagung, die in erster Linie darauf zurückzuführen ist, dass die für die Sicherheitsaufsicht 
über die in Kasachstan zugelassenen Luftfahrtunternehmen zuständige Behörde (Zivilluftfahrt-Ausschuss, CAC) 
nicht in der Lage ist, die geltenden internationalen Sicherheitsnormen anzuwenden und durchzusetzen. Das in 
Kasachstan zugelassene Luftfahrtunternehmen Air Astana wurde im Dezember 2015 aus Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 474/2006 gestrichen und darf Flüge in die Union durchführen. 

(67)  Im April 2016 fand eine koordinierte Validierungsmission der ICAO in Kasachstan statt. Der CAC teilte der 
Kommission als vorläufiges Ergebnis mit, dass sich die wirksame Umsetzung der internationalen 
Sicherheitsnormen von 64 % auf 74 % verbessert habe. Auf der Grundlage der vorläufigen Ergebnisse ihrer 
koordinierten Validierungsmission kam die ICAO am 20. April 2016 zu dem Schluss, dass das SSC vom CAC 
erfolgreich behoben wurde. Der Abschlussbericht über die koordinierte Validierungsmission der ICAO wird im 
Juli 2016 zur Verfügung stehen. 

(68)  Auf der Grundlage der Informationen, die der Kommission derzeit zur Verfügung stehen, wird festgestellt, dass 
das Vorhaben, die Rechtsvorschriften im Bereich der Zivilluftfahrt in Kasachstan zu reformieren, weiter 
vorangeschritten ist. Detaillierte Informationen über die Ergebnisse der koordinierten Validierungsmission der 
ICAO vom April 2016 sind allerdings noch nicht verfügbar. Vor einem Beschluss über eine Änderung der 
Beschränkungen für in Kasachstan zugelassene Luftfahrtunternehmen ist es erforderlich, die Verbesserungen des 
Aufsichtssystems des CAC für die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor Ort einer Bewertung zu unterziehen. 

(69)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher 
festgestellt, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine 
Betriebsuntersagung ergangen ist, in Bezug auf Luftfahrtunternehmen aus Kasachstan zu ändern. 
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Luftfahrtunternehmen aus Madagaskar 

(70)  Das in Madagaskar zugelassene Luftfahrtunternehmen Air Madagascar unterliegt Betriebsbeschränkungen und 
wird in Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 geführt. Seither haben Konsultationen mit den zuständigen 
Behörden Madagaskars (Aviation civile de Madagascar, ACM) und mit Air Madagascar stattgefunden, um aktuelle 
Informationen über die Fortschritte bei der Durchführung von Abhilfemaßnahmen zu erhalten. 

(71)  Am 2. Oktober 2015 fanden technische Konsultationen zwischen Experten der Kommission, der EASA sowie 
hochrangigen Vertretern der ACM und von Air Madagascar statt. In dieser Sitzung legten die ACM und Air 
Madagascar Informationen zu den Fortschritten vor, die sie bei ihren jeweiligen Aktionsplänen zur Behebung und 
Vorbeugung der in den Erwägungsgründen 66 bis 74 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 390/2011 der 
Kommission (1) genannten Sicherheitsmängel erzielt haben. In der Auffassung, dass diese Sicherheitsmängel 
wirksam behoben wurden, beantragten die ACM wie auch Air Madagascar eine Neubewertung der gegenüber Air 
Madagascar verhängten Betriebsbeschränkungen. 

(72)  Dieser Antrag wurde im November 2015 erörtert. Auch unter Anerkennung der von der ACM und Air 
Madagascar erzielten Fortschritte kam die Kommission zu dem Schluss, dass eine Überprüfung der tatsächlichen 
Umsetzung internationaler Sicherheitsnormen vor Ort weiterhin notwendig ist, bevor eine Lockerung der 
derzeitigen teilweisen Betriebsuntersagung für Air Madagascar in Betracht kommt. 

(73)  Im März 2016 führten EASA-Experten in Begleitung eines beobachtenden Sachverständigen aus einem 
Mitgliedstaat im Zusammenhang mit der von Air Madagascar bei der EASA beantragten Genehmigung für 
Drittlandsbetreiber gemäß der Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der Kommission ein Audit bei Air Madagascar 
durch. 

(74)  Im Rahmen dieses Audits statteten die EASA-Experten und der beobachtende Sachverständige der ACM ebenfalls 
einen Besuch ab. Bei dem Besuch legte die ACM dem Expertenteam Nachweise über die Effektivität ihres 
Aktionsplans zur Mängelbehebung und Vorbeugung vor, der nach Verhängung der Betriebsbeschränkungen gegen 
Air Madagascar entwickelt und durchgeführt worden war. Sie legte ferner Nachweise vor, dass sie über die 
Kapazitäten zur Erfüllung ihrer sich aus den ICAO-Richtlinien ergebenden Zertifizierungs- und Aufsichtspflichten 
verfügt. Die ACM wies nach, dass sie seit der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort im Februar 2014 die 
Neuzertifizierung von neun Luftfahrtunternehmen erfolgreich abgeschlossen hat, einem Luftfahrtunternehmen die 
Erneuerung seines Luftverkehrsbetreiberzeugnisses verweigert hat und mit der Zulassung eines neuen Luftfahrtun­
ternehmens befasst ist. Bei den vom Expertenteam überprüften Zertifizierungsunterlagen wurde festgestellt, dass 
diese entsprechend dem ICAO-Zertifizierungsverfahren gut organisiert und strukturiert waren. Das Aufsichts­
programm wurde anhand von vier Betreibern überprüft und das Expertenteam stellte fest, dass die ACM von 
einem traditionellen, auf die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften gerichteten Aufsichtsprogramm zu 
einer risikobasierten Aufsichtsplanung übergegangen ist. Das Expertenteam stellte ferner fest, dass 90 % der im 
Zeitraum 2014/2015 geplanten Tätigkeiten in den Bereichen Flugbetrieb, Erteilung von Lizenzen und Aufrecht­
erhaltung der Lufttüchtigkeit tatsächlich durchgeführt wurden. 

(75)  Bei dem bei Air Madagascar durchgeführten Audit konnte die Effektivität des von dem Luftfahrtunternehmen 
entwickelten und umgesetzten Aktionsplans zur Mängelbehebung und Vorbeugung nachgewiesen werden. 
Insbesondere wies Air Madagascar nach, dass das Management seiner Airbus-A340-Flotte mit dem seiner übrigen 
Flotten übereinstimmt und dass die Airbus-A340-Flotte auch in vollem Umfang in seine Systeme des Qualitäts- 
und Sicherheitsmanagements integriert ist. Stichprobenartige Betriebsprüfungen bei Air Madagascar ergaben keine 
Hinweise auf sicherheitskritische Verstöße gegen internationale Sicherheitsnormen. 

(76)  Die in Bezug auf die gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 durchgeführte 
Sicherheitsbewertung der Union vor Ort im März 2016 hat ergeben, dass die ACM und Air Madagascar zur 
Behebung verbleibender Sicherheitsmängel bereit und in der Lage sind. Darüber hinaus wurde nachgewiesen, dass 
die ACM über ausreichende Fähigkeiten verfügt, um die einschlägigen internationalen Sicherheitsnormen, 
einschließlich der von der ACM erlassenen Flugsicherheitsvorschriften, anzuwenden und gegebenenfalls 
durchzusetzen. 

(77)  Auf der Grundlage aller derzeit vorliegenden Informationen und der Ergebnisse des im März 2016 
durchgeführten Audits ist die Kommission der Auffassung, dass die ACM und Air Madagascar über einen längeren 
Zeitraum nachhaltige Verbesserungen erzielt haben. Ebenfalls wird anerkannt, dass es der ACM und Air 
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Madagascar nicht an der Bereitschaft zur kontinuierlichen Zusammenarbeit mit der Kommission mangelt. Es wird 
die Auffassung vertreten, dass die ACM in der Lage ist, ihre Verantwortung in Bezug auf die Aufsicht über die in 
Madagaskar zugelassenen Luftfahrtunternehmen wahrzunehmen, und dass ausreichend belegt werden konnte, 
dass Air Madagascar die geltenden internationalen Sicherheitsnormen und Empfehlungen einhält. 

(78)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher 
festgestellt, dass die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung ergangen 
ist, geändert werden sollte, um das in Madagaskar zugelassene Luftfahrtunternehmen Air Madagascar aus 
Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 zu streichen. 

(79)  Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsnormen durch Air Madagascar 
im Rahmen vorrangiger Vorfeldinspektionen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 weiterhin überprüfen. 
Sollten die Ergebnisse dieser Inspektionen oder relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass 
aufgrund einer mangelnden Einhaltung internationaler Sicherheitsnormen unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen, 
könnte die Kommission gezwungen sein, weitere Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu 
ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus Mosambik 

(80)  Die zuständige Zivilluftfahrtbehörde Mosambiks, das Instituto de Aviação Civil de Moçambique (IACM), hat im 
Rahmen des Vorhabens für technische Unterstützung, das im Anschluss an die Sicherheitsbewertung der Union 
vor Ort im April 2015 eingerichtet wurde, auf verschiedenen Gebieten weitere Hilfe erhalten. Die Rechtsvor­
schriften zur Errichtung des mit erweiterten Befugnissen und größerer Unabhängigkeit ausgestatteten IACM 
wurden am 30. März 2016 vom Parlament einstimmig angenommen und müssen vom Staatsoberhaupt noch 
erlassen werden. Eine Reihe rechtlicher und spezifischer technischer Vorschriften wurde eingehend überprüft und 
befindet sich derzeit in unterschiedlichen Stadien der Ausarbeitung oder Annahme. Die Schulung der technischen 
Mitarbeiter in den Bereichen Lufttüchtigkeit, Flugbetrieb, Erteilung von Lizenzen für Luftfahrtpersonal, Flugplätze, 
Flugverkehrsmanagement, Fluginformationsmanagement und Luftsicherheit wurde fortgesetzt. Eine neue 
Einstellungsrunde für Fachpersonal wurde in den Bereichen Flugbetrieb, Lufttüchtigkeit und Luftsicherheit 
durchgeführt. Im Rahmen eines mit Portugal vereinbarten Protokolls für die Zusammenarbeit wurden 
medizinische Sachverständige ausgebildet. Die Arbeiten mit dem Ziel, alle noch offenen Feststellungen des ICAO- 
Audits zur universellen Bewertung der Sicherheitsaufsicht (USOAP) systematisch zu beheben und endgültig 
abzuschließen, werden fortgesetzt, um den Grad der wirksamen Umsetzung deutlich zu verbessern. Die 
regelmäßigen Kontakte mit allen aktiven Betreibern wurden fortgesetzt, und es wurden verschiedene 
Gesprächsrunden zur Verbesserung ihrer Arbeitsabläufe veranstaltet. Alle internen Verfahren und Prozesse des 
IACM, die einer tief greifenden Überarbeitung bedürfen, wurden zuvor ermittelt und die Arbeiten zur 
Herbeiführung deutlicher Verbesserungen schreiten voran. 

(81)  Ein Luftfahrzeug des in Mosambik zugelassenen Luftfahrtunternehmens Linhas Aéreas de Moçambique (LAM) 
stürzte am 29. November 2013 in Namibia ab. Die Direktion für Flugunfalluntersuchung des Ministeriums für 
Bauwesen und Verkehr der Republik Namibia hat den abschließenden Unfallbericht am 30. März 2016 offiziell 
veröffentlicht. Er kommt zu dem Schluss, dass der Absturz vom Kapitän vorsätzlich herbeigeführt wurde. Der 
Bericht enthält fünf an die ICAO gerichtete Empfehlungen sowie eine Empfehlung an das IACM, wonach 
vorgeschrieben werden sollte, dass sich in allen Flugphasen zwei Flugbesatzungsmitglieder im Cockpit befinden 
müssen. Das IACM hat die Empfehlung durch die im Mai 2016 veröffentlichte Sicherheitsrichtlinie DOS-02/16 
umgesetzt. 

(82)  Die Fähigkeit des IACM, die Aufsicht über die Zivilluftfahrt in Mosambik wahrzunehmen, entspricht derzeit 
allerdings noch nicht in vollem Maße den internationalen Sicherheitsnormen. Es gibt somit keine hinreichenden 
Belege, die eine Lockerung der für alle in Mosambik zugelassenen Luftfahrtunternehmen geltenden Betriebsun­
tersagung rechtfertigen würden. 

(83)  Auch wenn die Verbesserungen nicht ausreichen, um eine Lockerung der geltenden Betriebsuntersagung zu 
rechtfertigen, ist die Situation gleichwohl ausreichend vielversprechend, um eine zusätzliche Sicherheitsbewertung 
der Union vor Ort in den kommenden Monaten gerechtfertigt erscheinen lassen. 

(84) Einer am 13. Mai 2016 vom IACM vorgelegten Liste zufolge wurden in Mosambik zwei neue Luftfahrtun­
ternehmen zugelassen, und zwar CHC Helicópteros Lda (AOC MOZ-22) und Inter Airways Lda (AOC MOZ-24). Das 
IACM konnte jedoch nicht nachweisen, dass die Sicherheitsaufsicht über diese Luftfahrtunternehmen im Einklang 
mit den internationalen Sicherheitsnormen gewährleistet wird. Mit derselben Liste teilte das IACM der 
Kommission mit, dass die Luftverkehrsbetreiberzeugnisse der Luftfahrtunternehmen Kaya Airlines Lda (AOC 
MOZ-09) und Trabalhos e Transportes Aéreos Lda (AOC MOZ-16) entzogen worden sind. 

(85)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung 
ergangen ist, geändert werden sollte, um die Luftfahrtunternehmen CHC Helicópteros Lda und Inter Airways Lda in 
den Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 aufzunehmen und die Luftfahrtunternehmen Kaya Airlines Lda 
und Trabalhos e Transportes Aéreos Lda aus diesem Anhang zu streichen. 
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Luftfahrtunternehmen aus der Russischen Föderation 

(86)  Die Kommission, die EASA und die Mitgliedstaaten haben auch in jüngster Zeit die Sicherheitsleistung der in der 
Russischen Föderation zugelassenen Luftfahrtunternehmen, die in der Union tätig sind, genau überwacht, unter 
anderem im Rahmen vorrangiger Vorfeldinspektionen einiger russischer Luftfahrtunternehmen gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 965/2012. 

(87)  Am 4. März 2016 traf die Kommission, unterstützt durch die EASA, mit Vertretern der russischen Föderalen 
Luftverkehrsagentur (Russian Federal Air Transport Agency, FATA) zusammen. Das Treffen diente dazu, anhand 
von Berichten über SAFA-Vorfeldinspektionen zwischen dem 21. Februar 2015 und dem 20. Februar 2016 die 
Sicherheitsleistung der russischen Luftfahrtunternehmen zu überprüfen und zu ermitteln, welchen Fällen 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte. 

(88)  Bei dem Treffen unterzog die Kommission die SAFA-Ergebnisse von vier Luftfahrtunternehmen aus der 
Russischen Föderation einer eingehenderen Prüfung. Die FATA unterrichtete die Kommission über den Entzug des 
Luftverkehrsbetreiberzeugnisses eines dieser vier Luftfahrtunternehmen im Dezember 2015 sowie über die 
Maßnahmen, die von zwei anderen dieser vier Luftfahrtunternehmen ergriffen wurden. 

(89)  Darüber hinaus sagte die FATA während des Treffens zu, ihre Arbeit mit dem vierten Luftfahrtunternehmen im 
Hinblick auf eine Verbesserung seiner SAFA-Ergebnisse zu intensivieren. Da dieses Luftfahrtunternehmen bei der 
EASA auch eine Genehmigung für Drittlandsbetreiber gemäß der Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der 
Kommission beantragt hatte, nahm die Kommission das Treffen zum Anlass, den Zusammenhang zwischen der 
Verordnung (EG) Nr. 2011/2005 und der Verordnung (EU) Nr. 452/2014 der Kommission zu verdeutlichen. 
Nach weiteren Gesprächen mit der FATA und diesem vierten Luftfahrtunternehmen hat die FATA die 
Genehmigung zur Durchführung von Flügen in die EU aus dem Luftverkehrsbetreiberzeugnis dieses 
Unternehmens gestrichen. Das Luftfahrtunternehmen zog daraufhin seinen Antrag bei der EASA zurück. 

(90)  Auf der Grundlage der vorliegenden Informationen wurde der Schluss gezogen, dass eine Anhörung der 
russischen Luftfahrtbehörden oder der in der Russischen Föderation zugelassenen Luftfahrtunternehmen vor der 
Kommission und dem Flugsicherheitsausschuss nicht notwendig ist. Es wurde jedoch vereinbart, dass die 
regelmäßigen Treffen von Sicherheitsexperten der Kommission und der russischen Behörden auch weiterhin 
stattfinden sollen, und zwar mindestens einmal vor jeder Sitzung des Flugsicherheitsausschusses. 

(91)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher 
festgestellt, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine 
Betriebsuntersagung ergangen ist, durch die Aufnahme von Luftfahrtunternehmen aus der Russischen Föderation 
zu ändern. 

(92) Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der internationalen Sicherheitsnormen durch die Luftfahrt­
unternehmen aus der Russischen Föderation im Rahmen vorrangiger Vorfeldinspektionen gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 965/2012 weiterhin überprüfen. 

(93)  Sollten diese Inspektionen auf ein unmittelbar drohendes Sicherheitsrisiko infolge einer mangelnden Einhaltung 
der einschlägigen Sicherheitsnormen hindeuten, könnte die Kommission gezwungen sein, gegen Luftfahrtun­
ternehmen aus der Russischen Föderation Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus Sudan 

(94)  Die sudanesische Zivilluftfahrtbehörde (SCAA) unterhält in jüngerer Zeit regelmäßige Kontakte mit der 
Kommission, insbesondere im Hinblick auf die Bewertung im Sudan zugelassener Luftfahrtunternehmen. Einer 
aktualisierten Liste von Luftfahrtunternehmen aus dem Sudan, die von der SCAA mit Schreiben vom 
22. Dezember 2015 vorgelegt wurde, ist zu entnehmen, dass keine neuen Luftfahrtunternehmen zugelassen 
wurden und folgenden sechs Luftfahrtunternehmen das Luftverkehrsbetreiberzeugnis entzogen wurde: Almajal 
Aviation Service, Bentiu Air Transport, Dove Airlines, Fourty Eight Aviation, Marsland Company und Mid Airlines. In 
demselben Schreiben teilte die SCAA der Kommission mit, dass Sudan sein Handbuch über das staatliche 
Sicherheitsprogramm sowie Teil 19 der nationalen Zivilluftfahrtvorschriften (Sicherheitsmanagement) erstellt 
habe, der Normen und rechtliche Anforderungen für die Einrichtung und die Führung eines Sicherheitsmanage­
mentsystems durch geeignete Dienstleister enthält. 

(95)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher die 
Auffassung vertreten, dass die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung 
ergangen ist, geändert werden sollte, um Almajal Aviation Service, Bentiu Air Transport, Dove Airlines, Fourty Eight 
Aviation, Marsland Company und Mid Airlines aus dem Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 474/2006 zu streichen. 
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Luftfahrtunternehmen aus Taiwan 

(96)  Die Kommission hat die Konsultationen mit den zuständigen Behörden Taiwans, der Civil Aeronautics 
Administration (im Folgenden „CAA Taiwan“), fortgesetzt. Am 23. Mai 2016 fand ein Treffen zwischen der 
Kommission, der EASA sowie Experten der CAA Taiwan und des in Taiwan zugelassenen Luftfahrtunternehmens 
TransAsia Airways (TNA) statt. 

(97)  Bei dem Treffen berichtete die CAA Taiwan über die Fortschritte bei der Umsetzung der nach den Unfällen und 
Zwischenfällen bei TNA ergriffenen Maßnahmen sowie über die Ergebnisse des in Bezug auf TNA durchgeführten 
Aufsichtsprogramms. CAA Taiwan gab außerdem an, dass alle Empfehlungen externer Organisationen, die nach 
entsprechenden Bewertungsbesuchen vor Ort 2015 ausgesprochen worden waren, akzeptiert und umgesetzt 
worden seien. 

(98)  Darüber hinaus teilte die CAA Taiwan der Kommission mit, dass sie TNA erst dann eine Erhöhung der Zahl 
seiner Flüge genehmigen werde, nachdem die CAA Taiwan die Wirksamkeit der von TNA durchgeführten 
Abhilfemaßnahmen validiert hat. Schließlich stimmten die CAA Taiwan und TNA weiteren technischen 
Konsultationen zu, damit die Kommission die Umsetzung der jeweiligen Aktionspläne zur Behebung und 
Vorbeugung von Mängeln überwachen kann und sicherheitsrelevante Angelegenheiten bei Bedarf besprochen 
werden können. 

(99)  Auf der Grundlage der der Kommission zur Verfügung stehenden Informationen wurde es nicht als erforderlich 
angesehen, dass die CAA Taiwan und TNA vor dem Flugsicherheitsausschuss erscheinen und dass eine Betriebsun­
tersagung gegen Luftfahrtunternehmen aus Taiwan ausgesprochen wird. 

(100)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher 
festgestellt, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine 
Betriebsuntersagung ergangen ist, in Bezug auf Luftfahrtunternehmen aus Taiwan zu ändern. 

Luftfahrtunternehmen aus Thailand 

(101)  Am 2. Mai 2016 fand im Rahmen der aktiven Konsultationen mit der thailändischen Zivilluftfahrtbehörde 
(CAAT) eine technische Sitzung statt, um die Kommission über die seit November 2015 erzielten Fortschritte zu 
unterrichten. Die CAAT unterrichtete über den Stand der wichtigsten Durchsetzungsmaßnahmen zur 
Gewährleistung der Sicherheit, u. a. den Widerruf eines AOC, die Anordnung eines Startverbots für Luftfahrzeuge 
aufgrund von Sicherheitsproblemen, die Löschung von Luftfahrzeugen aus dem Register wegen mangelnder 
finanzieller Leistungsfähigkeit der betreffenden Luftfahrtunternehmen und die Kontrolle der Flug- und 
Dienstzeiten. Darüber hinaus informierte die CAAT über die Fortschritte bei der Neuzertifizierung zur Erteilung 
von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen mit der Unterstützung einer externen Organisation, die Nachhaltigkeit und 
den Kapazitätsaufbau innerhalb der CAAT sowie über die derzeitige Organisationsstruktur der CAAT. 

(102)  Die CAAT brachte mehrfach zum Ausdruck, dass sie Maßnahmen für eine dauerhafte Mängelbehebung für 
wichtiger halte als „schnelle Lösungen“. Die CAAT erklärte, dass für diesen Ansatz zwar ein hinreichendes 
politisches Engagement bestehe, andererseits aber auch Zeit benötigt werde. Im Rahmen des bestehenden Vertrags 
mit einer externen Organisation wird demnächst mit der Neuzertifizierung der Luftfahrtunternehmen begonnen 
mit dem Ziel, die im internationalen Verkehr tätigen Luftfahrtunternehmen in den nächsten neun Monaten neu 
zuzulassen. Dies wird auch die Grundlage für die Behebung des schweren Sicherheitsbedenkens der ICAO bilden. 

(103)  Im Hinblick auf das langfristige Projekt zum Kapazitätsaufbau, das die CAAT mit Unterstützung der EASA im 
Rahmen der 2015 unterzeichneten Vereinbarung durchführen möchte, bat die CAAT darum, in sieben wichtigen 
strategischen CAAT-Abteilungen EASA-Experten zur Verfügung zu stellen, die den CAAT-Managern bei der 
Umsetzung internationaler Sicherheitsnormen als Betreuer zur Seite stehen. 

(104)  Die thailändische Regierung und die CAAT setzen sich klar für eine Verbesserung der Sicherheitsaufsicht in 
Thailand ein und haben Nachweise vorgelegt, dass im vergangenen Jahr deutliche Fortschritte erzielt wurden. 
Zudem sprechen die verfügbaren Informationen über die Sicherheit der in Thailand zugelassenen Luftfahrtun­
ternehmen nicht für eine Entscheidung zur Verhängung einer Betriebsuntersagung oder von Betriebsbe­
schränkungen. Um die Lage weiterhin genau zu überwachen, werden die Konsultationen mit den thailändischen 
Behörden gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 473/2006 fortgesetzt. 

(105)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher 
festgestellt, dass derzeit kein Grund besteht, die Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine 
Betriebsuntersagung ergangen ist, in Bezug auf Luftfahrtunternehmen aus Thailand zu ändern. 
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(106)  Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsnormen im Rahmen 
vorrangiger Vorfeldinspektionen bei in Thailand zugelassenen Luftfahrzeugen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 weiterhin überprüfen. 

(107)  Sollten relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass aufgrund einer mangelnden Einhaltung 
internationaler Sicherheitsnormen unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen, könnte die Kommission gezwungen 
sein, weitere Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

Luftfahrtunternehmen aus Sambia 

(108)  Im April 2016 fand eine Sicherheitsbewertung der Union vor Ort in Sambia statt. An dieser Sicherheitsbewertung 
nahmen Sachverständige der Kommission, der EASA und der Mitgliedstaaten teil. Die Sicherheitsbewertung der 
Union vor Ort fand in den Büros der sambischen Zivilluftfahrtbehörde (ZCAA) und stichprobenartig bei den in 
Sambia zugelassenen Luftfahrtunternehmen Proflight Commuter Services (dba Proflight Zambia) und Royal Air 
Charters statt. 

(109)  Die die ZCAA betreffenden Hauptschlussfolgerungen dieser Sicherheitsbewertung der Union vor Ort lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: Die ZCAA ist insgesamt bereit und fähig, Sicherheitsmängel zu beheben, und verfügt 
über ausreichende Fähigkeiten, um die einschlägigen internationalen Sicherheitsnormen sowie die eigenen 
Vorschriften für die Zivilluftfahrt in Sambia anzuwenden und gegebenenfalls durchzusetzen. Die ZCAA war in 
der Lage nachzuweisen, dass ihr Personal insgesamt über die nötige Erfahrung und Qualifikation verfügt, um die 
Aufsichtspflichten ordnungsgemäß wahrzunehmen. Auf der anderen Seite wiesen die Experten darauf hin, dass es 
sinnvoll wäre, wenn die ZCAA auf den bisher erzielten Fortschritten in Bezug auf die Vereinheitlichung ihrer 
Aufsichtstätigkeiten, einschließlich der fortlaufenden Schulung ihrer Inspektoren, weiter aufbauen würde. Die 
ZCAA sollte auch besonderes Augenmerk auf die Verbesserung ihrer Prozesse und Verfahren hinsichtlich des 
Zugangs und der Kontrolle von Dokumenten legen. 

(110)  In Bezug auf Proflight Commuter Services (dba Proflight Zambia) führte die Sicherheitsbewertung der Union vor Ort 
vor allem zu dem Schluss, dass es dem Luftfahrtunternehmen nicht an der Bereitschaft und im Allgemeinen auch 
nicht an der Fähigkeit zur Behebung von Sicherheitsmängeln mangelt. Außerdem fanden die Experten 
ausreichende Belege dafür, dass Proflight Commuter Services (dba Proflight Zambia) im Allgemeinen in der Lage ist, 
die einschlägigen internationalen Sicherheitsnormen sowie die Vorschriften für die Zivilluftfahrt in Sambia 
einzuhalten. 

(111)  In Bezug auf Royal Air Charters führte die Sicherheitsbewertung der Union vor Ort vor allem zu dem Schluss, dass 
es dem Luftfahrtunternehmen nicht an der Bereitschaft und an der Fähigkeit zur Behebung von 
Sicherheitsmängeln mangelt. Außerdem fanden die Experten ausreichende Belege dafür, dass Royal Air Charters in 
der Lage ist, die einschlägigen internationalen Sicherheitsnormen sowie die Vorschriften für die Zivilluftfahrt in 
Sambia einzuhalten. 

(112)  Die ZCAA wurde am 1. Juni 2016 von der Kommission und dem Flugsicherheitsausschuss gehört. Bei dieser 
Gelegenheit wurde auch Proflight Commuter Services (dba Proflight Zambia) gehört. 

(113)  Die ZCAA legte ihre derzeitige Organisationsstruktur vor und machte Angaben zur Ausbildung und Qualifikation 
ihrer Inspektoren. Sie erklärte ihre Entschlossenheit, die Arbeitsweise ihrer Inspektoren weiter zu vereinheitlichen. 
Bezüglich ihrer Zertifizierungs- und Aufsichtstätigkeiten berichtete die ZCAA, dass sie derzeit nur die Aufsicht 
über zehn Inhaber von Luftverkehrsbetreiberzeugnissen ausübe. Die ZCAA gab Auskunft über die Zulassung 
dieser Unternehmen und fasste die wichtigsten Elemente der über sie ausgeübten Aufsicht zusammen. Die ZCAA 
bekräftigte ferner ihre Zusage, ihre Politik der kontinuierlichen Verbesserung, einschließlich ihrer grundlegenden 
Arbeit an der Normung der Sicherheitsaufsicht, weiterzuverfolgen. 

(114)  Darüber hinaus legte die ZCAA eine Zusammenfassung ihrer Abhilfemaßnahmen vor, die hinsichtlich der 
Feststellungen bei der Sicherheitsbewertung der Union vor Ort im April 2016 ergriffen wurden. 

(115) Proflight Commuter Services (dba Proflight Zambia) teilte Einzelheiten zu seiner Organisationsstruktur, seinen Ent­
wicklungsplänen und Aspekten seines Qualitäts- und Sicherheitsmanagements mit, darunter auch Einzelheiten des 
Verfahrens sowie der Bearbeitung und Bewertung von Sicherheitsberichten. Darüber hinaus berichtete das 
Unternehmen über seine Abhilfemaßnahmen im Zusammenhang mit den bei der Sicherheitsbewertung der Union 
vor Ort im April 2016 gemachten Feststellungen. 
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(116)  Die Kommission stellte fest, dass Proflight Commuter Services (dba Proflight Zambia) in der Anhörung zufrieden 
stellende Angaben machte und in der Lage war, Einzelheiten in Bezug auf die sichere Ausübung seiner Tätigkeiten 
mitzuteilen. 

(117)  Auf der Grundlage aller verfügbaren Informationen, einschließlich der Ergebnisse der Sicherheitsbewertung der 
Union vor Ort sowie der Ausführungen in der Anhörung, vertritt die Kommission die Auffassung, dass 
ausreichend belegt werden konnte, dass die in Sambia zugelassenen Luftfahrtunternehmen die geltenden 
internationalen Sicherheitsnormen und Empfehlungen einhalten. 

(118)  Auf der Grundlage aller derzeit verfügbaren Informationen, einschließlich der Ergebnisse der Sicherheitsbewertung 
der Union vor Ort sowie der Ausführungen in der Anhörung, vertritt die Kommission die Auffassung, dass die 
ZCAA nachhaltige Verbesserungen erzielt hat. Die Kommission erkennt ferner an, dass es der ZCAA nicht an 
Bereitschaft zur kontinuierlichen Zusammenarbeit mit der Kommission mangelt und dass die ZCAA eindeutig 
anerkennt, dass sie ihre Sicherheitsaufsichts- und Überwachungsverfahren weiterentwickeln muss. Es wird 
festgestellt, dass die ZCAA die Fähigkeit besitzt, ihre Verantwortung in Bezug auf die Aufsicht über die in Sambia 
zugelassenen Luftfahrtunternehmen wahrzunehmen. In der Anhörung sagte die ZCAA zu, den Sicherheitsdialog 
mit der Kommission fortzusetzen, auch mit zusätzlichen Zusammenkünften, falls die Kommission dies für nötig 
hält. 

(119)  Im Einklang mit den gemeinsamen Kriterien im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 wird daher 
festgestellt, dass die Unionsliste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Union eine Betriebsuntersagung 
ergangen ist, geändert werden sollte, um alle in Sambia zugelassenen Luftfahrtunternehmen aus Anhang A der 
Verordnung (EG) Nr. 474/2006 zu streichen. 

(120)  Die Mitgliedstaaten müssen die tatsächliche Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsnormen im Rahmen 
vorrangiger Vorfeldinspektionen bei in Sambia zugelassenen Luftfahrzeugen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 weiterhin überprüfen. 

(121)  Sollten relevante Sicherheitsinformationen darauf hindeuten, dass aufgrund der mangelnden Einhaltung 
internationaler Sicherheitsnormen unmittelbare Sicherheitsrisiken drohen, könnte die Kommission gezwungen 
sein, weitere Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 zu ergreifen. 

(122)  Die Verordnung (EG) Nr. 474/2006 ist daher entsprechend zu ändern. 

(123) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Flugsicherheitsaus­
schusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 474/2006 wird wie folgt geändert:  

(1) Anhang A wird durch den Wortlaut des Anhangs I dieser Verordnung ersetzt.  

(2) Anhang B wird durch den Wortlaut des Anhangs II dieser Verordnung ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Violeta BULC 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG I 

„ANHANG A 

LISTE DER LUFTFAHRTUNTERNEHMEN, DENEN IN DER EUROPÄISCHEN UNION DER BETRIEB (MIT 
AUSNAHMEN) (1) UNTERSAGT IST 

Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

BLUE WING AIRLINES SRBWA-01/2002 BWI Surinam 

IRAQI AIRWAYS 001 IAW Irak 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Afghanistans, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich   

Islamische Republik 
Afghanistan 

ARIANA AFGHAN AIRLINES AOC 009 AFG Islamische Republik 
Afghanistan 

KAM AIR AOC 001 KMF Islamische Republik 
Afghanistan 

PAMIR AIRLINES Unbekannt PIR Islamische Republik 
Afghanistan 

SAFI AIRWAYS AOC 181 SFW Islamische Republik 
Afghanistan 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Angolas, die für die Re­
gulierungsaufsicht zuständig sind, zu­
gelassen wurden, ausgenommen TAAG 
Angola Airlines in Anhang B, ein­
schließlich   

Republik Angola 

AEROJET AO 008-01/11 TEJ Republik Angola 

AIR GICANGO 009 Unbekannt Republik Angola 

AIR JET AO 006-01/11-MBC MBC Republik Angola 

AIR NAVE 017 Unbekannt Republik Angola 

AIR26 AO 003-01/11-DCD DCD Republik Angola 

ANGOLA AIR SERVICES 006 Unbekannt Republik Angola 

DIEXIM 007 Unbekannt Republik Angola 
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(1) Den in Anhang A aufgeführten Luftfahrtunternehmen kann es gestattet werden, Verkehrsrechte durch den Einsatz betriebsbereit 
gecharterter Luftfahrzeuge (Wet-Lease) eines Luftfahrtunternehmens auszuüben, das keinem Betriebsverbot unterliegt, sofern die 
einschlägigen Sicherheitsnormen eingehalten werden. 



Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

FLY540 AO 004-01 FLYA Unbekannt Republik Angola 

GIRA GLOBO 008 GGL Republik Angola 

HELIANG 010 Unbekannt Republik Angola 

HELIMALONGO AO 005-01/11 Unbekannt Republik Angola 

MAVEWA 016 Unbekannt Republik Angola 

SONAIR AO 002-01/10-SOR SOR Republik Angola 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Benins, die für die Regu­
lierungsaufsicht zuständig sind, zuge­
lassen wurden, einschließlich   

Republik Benin 

AERO BENIN PEA No 014/MDCTTTATP- 
PR/ANAC/DEA/SCS 

AEB Republik Benin 

AFRICA AIRWAYS Unbekannt AFF Republik Benin 

ALAFIA JET PEA No 014/ANAC/ 
MDCTTTATP-PR/DEA/SCS 

Unbekannt Republik Benin 

BENIN GOLF AIR PEA No 012/MDCTTP-PR/ 
ANAC/DEA/SCS. 

BGL Republik Benin 

BENIN LITTORAL AIRWAYS PEA No 013/MDCTTTATP- 
PR/ANAC/DEA/SCS 

LTL Republik Benin 

COTAIR PEA No 015/MDCTTTATP- 
PR/ANAC/DEA/SCS 

COB Republik Benin 

ROYAL AIR PEA No 11/ANAC/ 
MDCTTP-PR/DEA/SCS 

BNR Republik Benin 

TRANS AIR BENIN PEA No 016/MDCTTTATP- 
PR/ANAC/DEA/SCS 

TNB Republik Benin 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Republik Kongo, die 
für die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, einschließlich   

Republik Kongo 

AERO SERVICE RAC06-002 RSR Republik Kongo 

CANADIAN AIRWAYS CONGO RAC06-012 Unbekannt Republik Kongo 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

EMERAUDE RAC06-008 Unbekannt Republik Kongo 

EQUAFLIGHT SERVICES RAC06-003 EKA Republik Kongo 

EQUAJET RAC06-007 EKJ Republik Kongo 

EQUATORIAL CONGO AIRLINES S.A. RAC 06-014 Unbekannt Republik Kongo 

MISTRAL AVIATION RAC06-011 Unbekannt Republik Kongo 

TRANS AIR CONGO RAC 06-001 TSG Republik Kongo 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Demokratischen Re­
publik Kongo, die für die Regulie­
rungsaufsicht zuständig sind, zugelas­
sen wurden, einschließlich   

Demokratische Re­
publik Kongo 

AIR FAST CONGO 409/CAB/MIN/ 
TVC/0112/2011 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

AIR KASAI 409/CAB/MIN/ 
TVC/0053/2012 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

AIR KATANGA 409/CAB/MIN/ 
TVC/0056/2012 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

AIR TROPIQUES 409/CAB/MIN/ 
TVC/00625/2011 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

BLUE AIRLINES 106/CAB/MIN/TVC/2012 BUL Demokratische Repu­
blik Kongo 

BLUE SKY 409/CAB/MIN/ 
TVC/0028/2012 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

BUSY BEE CONGO 409/CAB/MIN/ 
TVC/0064/2010 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

COMPAGNIE AFRICAINE D'AVIATION 
(CAA) 

409/CAB/MIN/ 
TVC/0050/2012 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

CONGO AIRWAYS 019/CAB/MIN/TVC/2015 Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

DAKOTA SPRL 409/CAB/MIN/ 
TVC/071/2011 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

DOREN AIR CONGO 102/CAB/MIN/TVC/2012 Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

GOMAIR 409/CAB/MIN/ 
TVC/011/2010 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

KIN AVIA 409/CAB/MIN/ 
TVC/0059/2010 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

KORONGO AIRLINES 409/CAB/MIN/ 
TVC/001/2011 

KGO Demokratische Repu­
blik Kongo 

MALU AVIATION 098/CAB/MIN/TVC/2012 Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

MANGO AIRLINES 409/CAB/MIN/ 
TVC/009/2011 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

SERVE AIR 004/CAB/MIN/TVC/2015 Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

SERVICES AIR 103/CAB/MIN/TVC/2012 Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

SWALA AVIATION 409/CAB/MIN/ 
TVC/0084/2010 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

TRANSAIR CARGO SERVICES 409/CAB/MIN/ 
TVC/073/2011 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

WILL AIRLIFT 409/CAB/MIN/ 
TVC/0247/2011 

Unbekannt Demokratische Repu­
blik Kongo 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Dschibutis, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich   

Dschibuti 

DAALLO AIRLINES Unbekannt DAO Dschibuti 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Äquatorialguineas, die 
für die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, einschließlich   

Äquatorialguinea 

CEIBA INTERCONTINENTAL 2011/0001/MTTCT/DGAC/ 
SOPS 

CEL Äquatorialguinea 

Cronos AIRLINES 2011/0004/MTTCT/DGAC/ 
SOPS 

Unbekannt Äquatorialguinea 

PUNTO AZUL 2012/0006/MTTCT/DGAC/ 
SOPS 

Unbekannt Äquatorialguinea 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

TANGO AIRWAYS Unbekannt Unbekannt Äquatorialguinea 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Eritreas, die für die Re­
gulierungsaufsicht zuständig sind, zu­
gelassen wurden, einschließlich   

Eritrea 

ERITREAN AIRLINES AOC No 004 ERT Eritrea 

NASAIR ERITREA AOC No 005 NAS Eritrea 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Gabunischen Repu­
blik, die für die Regulierungsaufsicht 
zuständig sind, zugelassen wurden, 
ausgenommen Afrijet und SN2AG in 
Anhang B, einschließlich   

Gabunische Repu­
blik 

AFRIC AVIATION 010/MTAC/ANAC-G/DSA EKG Gabunische Republik 

ALLEGIANCE AIR TOURIST 007/MTAC/ANAC-G/DSA LGE Gabunische Republik 

NATIONALE REGIONALE TRANSPORT 
(N.R.T) 

008/MTAC/ANAC-G/DSA NRG Gabunische Republik 

SKY GABON 009/MTAC/ANAC-G/DSA SKG Gabunische Republik 

SOLENTA AVIATION GABON 006/MTAC/ANAC-G/DSA SVG Gabunische Republik 

TROPICAL AIR-GABON 011/MTAC/ANAC-G/DSA Unbekannt Gabunische Republik 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Indonesiens, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, ausgenommen Ga­
ruda Indonesia, Airfast Indonesia, 
Ekspres Transportasi Antarbenua, In­
donesia Air Asia, Citilink, Lion Air 
und Batik Air, einschließlich   

Republik Indonesien 

AIR BORN INDONESIA 135-055 Unbekannt Republik Indonesien 

AIR PACIFIC UTAMA 135-020 Unbekannt Republik Indonesien 

ALDA TRANS PAPUA 135-056 Unbekannt Republik Indonesien 

ALFA TRANS DIRGANTATA 135-012 Unbekannt Republik Indonesien 

ANGKASA SUPER SERVICES 135-050 LBZ Republik Indonesien 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

ASI PUDJIASTUTI 135-028 SQS Republik Indonesien 

AVIASTAR MANDIRI 135-029 VIT Republik Indonesien 

DABI AIR NUSANTARA 135-030 Unbekannt Republik Indonesien 

DERAYA AIR TAXI 135-013 DRY Republik Indonesien 

DERAZONA AIR SERVICE 135-010 DRZ Republik Indonesien 

DIRGANTARA AIR SERVICE 135-014 DIR Republik Indonesien 

EASTINDO 135-038 ESD Republik Indonesien 

ELANG LINTAS INDONESIA 135-052 Unbekannt Republik Indonesien 

ELANG NUSANTARA AIR 135-053 Unbekannt Republik Indonesien 

ENGGANG AIR SERVICE 135-045 Unbekannt Republik Indonesien 

ERSA EASTERN AVIATION 135-047 Unbekannt Republik Indonesien 

GATARI AIR SERVICE 135-018 GHS Republik Indonesien 

HEAVY LIFT 135-042 Unbekannt Republik Indonesien 

INDONESIA AIR ASIA EXTRA 121-054 Unbekannt Republik Indonesien 

INDONESIA AIR TRANSPORT 121-034 IDA Republik Indonesien 

INTAN ANGKASA AIR SERVICE 135-019 Unbekannt Republik Indonesien 

JAYAWIJAYA DIRGANTARA 121-044 JWD Republik Indonesien 

JOHNLIN AIR TRANSPORT 135-043 JLB Republik Indonesien 

KAL STAR 121-037 KLS Republik Indonesien 

KARTIKA AIRLINES 121-003 KAE Republik Indonesien 

KOMALA INDONESIA 135-051 Unbekannt Republik Indonesien 

KURA-KURA AVIATION 135-016 KUR Republik Indonesien 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

MARTABUANA ABADION 135-049 Unbekannt Republik Indonesien 

MATTHEW AIR NUSANTARA 135-048 Unbekannt Republik Indonesien 

MIMIKA AIR 135-007 Unbekannt Republik Indonesien 

MY INDO AIRLINES 121-042 Unbekannt Republik Indonesien 

NAM AIR 121-058 Unbekannt Republik Indonesien 

NATIONAL UTILITY HELICOPTER 135-011 Unbekannt Republik Indonesien 

NUSANTARA AIR CHARTER 121-022 SJK Republik Indonesien 

PEGASUS AIR SERVICES 135-036 Unbekannt Republik Indonesien 

PELITA AIR SERVICE 121-008 PAS Republik Indonesien 

PENERBANGAN ANGKASA SEMESTA 135-026 Unbekannt Republik Indonesien 

PURA WISATA BARUNA 135-025 Unbekannt Republik Indonesien 

RIAU AIRLINES 121-016 RIU Republik Indonesien 

SAYAP GARUDA INDAH 135-004 Unbekannt Republik Indonesien 

SMAC 135-015 SMC Republik Indonesien 

SRIWIJAYA AIR 121-035 SJY Republik Indonesien 

SURYA AIR 135-046 Unbekannt Republik Indonesien 

TRANSNUSA AVIATION MANDIRI 121-048 TNU Republik Indonesien 

TRANSWISATA PRIMA AVIATION 135-021 TWT Republik Indonesien 

TRAVEL EXPRESS AVIATION SERVICE 121-038 XAR Republik Indonesien 

TRAVIRA UTAMA 135-009 TVV Republik Indonesien 

TRI MG INTRA ASIA AIRLINES 121-018 TMG Republik Indonesien 

TRIGANA AIR SERVICE 121-006 TGN Republik Indonesien 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

UNINDO 135-040 Unbekannt Republik Indonesien 

WESTSTAR AVIATION INDONESIA 135-059 Unbekannt Republik Indonesien 

WING ABADI AIRLINES 121-012 WON Republik Indonesien 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Kasachstans, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, ausgenommen Air 
Astana, einschließlich   

Republik Kasachstan 

AIR ALMATY AK-0483-13 LMY Republik Kasachstan 

ATMA AIRLINES AK-0469-12 AMA Republik Kasachstan 

AVIA-JAYNAR/AVIA-ZHAYNAR AK-0467-12 SAP Republik Kasachstan 

BEK AIR AK-0463-12 BEK Republik Kasachstan 

BEYBARS AIRCOMPANY AK-0473-13 BBS Republik Kasachstan 

BURUNDAYAVIA AIRLINES KZ-01/001 BRY Republik Kasachstan 

COMLUX-KZ KZ-01/002 KAZ Republik Kasachstan 

EAST WING KZ-01/007 EWZ Republik Kasachstan 

EURO-ASIA AIR AK-0472-13 EAK Republik Kasachstan 

FLY JET KZ AK-0477-13 FJK Republik Kasachstan 

INVESTAVIA AK-0479-13 TLG Republik Kasachstan 

IRTYSH AIR AK-0468-13 MZA Republik Kasachstan 

JET AIRLINES KZ-01/003 SOZ Republik Kasachstan 

KAZAIR JET AK-0474-13 KEJ Republik Kasachstan 

KAZAIRTRANS AIRLINE AK-0466-12 KUY Republik Kasachstan 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

KAZAVIASPAS AK-0484-13 KZS Republik Kasachstan 

PRIME AVIATION AK-0478-13 PKZ Republik Kasachstan 

SCAT KZ-01/004 VSV Republik Kasachstan 

ZHETYSU AIRCOMPANY AK-0470-12 JTU Republik Kasachstan 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
Behörden der Kirgisischen Republik, 
die für die Regulierungsaufsicht zu­
ständig sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich   

Kirgisische Republik 

AIR BISHKEK (ehemals EASTOK AVIA) 15 EAA Kirgisische Republik 

AIR MANAS 17 MBB Kirgisische Republik 

AVIA TRAFFIC COMPANY 23 AVJ Kirgisische Republik 

CENTRAL ASIAN AVIATION SERVICES 
(CAAS) 

13 CBK Kirgisische Republik 

HELI SKY 47 HAC Kirgisische Republik 

AIR KYRGYZSTAN 03 LYN Kirgisische Republik 

MANAS AIRWAYS 42 BAM Kirgisische Republik 

S GROUP INTERNATIONAL 
(ehemals S GROUP AVIATION) 

45 IND Kirgisische Republik 

SKY BISHKEK 43 BIS Kirgisische Republik 

SKY KG AIRLINES 41 KGK Kirgisische Republik 

SKY WAY AIR 39 SAB Kirgisische Republik 

TEZ JET 46 TEZ Kirgisische Republik 

VALOR AIR 07 VAC Kirgisische Republik 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Liberias, die für die Re­
gulierungsaufsicht zuständig sind, zu­
gelassen wurden   

Liberia 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Libyens, die für die Re­
gulierungsaufsicht zuständig sind, zu­
gelassen wurden, einschließlich   

Libyen 

AFRIQIYAH AIRWAYS 007/01 AAW Libyen 

AIR LIBYA 004/01 TLR Libyen 

BURAQ AIR 002/01 BRQ Libyen 

GHADAMES AIR TRANSPORT 012/05 GHT Libyen 

GLOBAL AVIATION AND SERVICES 008/05 GAK Libyen 

LIBYAN AIRLINES 001/01 LAA Libyen 

PETRO AIR 025/08 PEO Libyen 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden der Republik Mosambik, 
die für die Regulierungsaufsicht zu­
ständig sind, zugelassen wurden, ein­
schließlich   

Republik Mosambik 

AMBASSADOR LDA MOZ-21 Unbekannt Republik Mosambik 

CFM — TRABALHOS E TRANSPORTES 
AÉREOS LDA 

MOZ-07 Unbekannt Republik Mosambik 

CHC HELICÓPTEROS LDA MOZ-22 Unbekannt Republik Mosambik 

COA — COASTAL AVIATION MOZ-15 Unbekannt Republik Mosambik 

CPY — CROPSPRAYERS MOZ-06 Unbekannt Republik Mosambik 

CRA — CR AVIATION LDA MOZ-14 Unbekannt Republik Mosambik 

ETA — EMPRESA DE TRANSPORTES 
AÉREOS LDA 

MOZ-04 Unbekannt Republik Mosambik 

EVERETT AVIATION LDA MOZ-18 Unbekannt Republik Mosambik 

HCP — HELICÓPTEROS CAPITAL LDA MOZ-11 Unbekannt Republik Mosambik 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

INAER AVIATION MOZAMBIQUE LDA MOZ-19 Unbekannt Republik Mosambik 

INTER AIRWAYS LDA MOZ-24 Unbekannt Republik Mosambik 

LAM — LINHAS AÉREAS DE MOÇAM­
BIQUE S.A. 

MOZ-01 LAM Republik Mosambik 

MAKOND, LDA MOZ-20 Unbekannt Republik Mosambik 

MEX — MOÇAMBIQUE EXPRESSO, 
SARL MEX 

MOZ-02 MXE Republik Mosambik 

OHI — OMNI HELICÓPTEROS INTER­
NATIONAL LDA 

MOZ-17 Unbekannt Republik Mosambik 

SAF — SAFARI AIR LDA MOZ-12 Unbekannt Republik Mosambik 

SAM — SOLENTA AVIATION MOZAM­
BIQUE, SA 

MOZ-10 Unbekannt Republik Mosambik 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Nepals, die für die Regu­
lierungsaufsicht zuständig sind, zuge­
lassen wurden, einschließlich   

Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

AIR DYNASTY HELI. S. 035/2001 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

AIR KASTHAMANDAP 051/2009 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

BUDDHA AIR 014/1996 BHA Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

FISHTAIL AIR 017/2001 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

GOMA AIR 064/2010 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

HIMALAYA AIRLINES 084/2015 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

MAKALU AIR 057A/2009 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

MANANG AIR PVT LTD 082/2014 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

MOUNTAIN HELICOPTERS 055/2009 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

MUKTINATH AIRLINES 081/2013 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

NEPAL AIRLINES CORPORATION 003/2000 RNA Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

SAURYA AIRLINES 083/2014 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

SHREE AIRLINES 030/2002 SHA Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

SIMRIK AIR 034/2000 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

SIMRIK AIRLINES 052/2009 RMK Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

SITA AIR 033/2000 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

TARA AIR 053/2009 Unbekannt Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

YETI AIRLINES DOMESTIC 037/2004 NYT Demokratische Bun­
desrepublik Nepal 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden São Tomés und Prínci­
pes, die für die Regulierungsaufsicht 
zuständig sind, zugelassen wurden, 
einschließlich   

São Tomé und Prín­
cipe 

AFRICA'S CONNECTION 10/AOC/2008 ACH São Tomé und Prín­
cipe 

STP AIRWAYS 03/AOC/2006 STP São Tomé und Prín­
cipe 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden Sierra Leones, die für 
die Regulierungsaufsicht zuständig 
sind, zugelassen wurden, einschließlich   

Sierra Leone 

AIR RUM, LTD Unbekannt RUM Sierra Leone 

DESTINY AIR SERVICES, LTD Unbekannt DTY Sierra Leone 

HEAVYLIFT CARGO Unbekannt Unbekannt Sierra Leone 

ORANGE AIR SIERRA LEONE LTD Unbekannt ORJ Sierra Leone 

PARAMOUNT AIRLINES, LTD Unbekannt PRR Sierra Leone 

SEVEN FOUR EIGHT AIR SERVICES LTD Unbekannt SVT Sierra Leone 

TEEBAH AIRWAYS Unbekannt Unbekannt Sierra Leone 
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Name des Luftfahrtunternehmens gemäß 
Angabe im Luftverkehrsbetreiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im Geschäftsverkehr verwen­
deter Name, falls abweichend) 

Nr. des Luftverkehrsbetreiber­
zeugnisses (AOC) oder der 

Betriebsgenehmigung 

ICAO-Kennung des 
Luftfahrtunternehmens 

Staat des Luftverkehrs­
betreibers 

Alle Luftfahrtunternehmen, die von 
den Behörden des Sudan, die für die 
Regulierungsaufsicht zuständig sind, 
zugelassen wurden, einschließlich   

Republik Sudan 

ALFA AIRLINES SD 54 AAJ Republik Sudan 

BADR AIRLINES 35 BDR Republik Sudan 

BLUE BIRD AVIATION 11 BLB Republik Sudan 

ELDINDER AVIATION 8 DND Republik Sudan 

GREEN FLAG AVIATION 17 Unbekannt Republik Sudan 

HELEJETIC AIR 57 HJT Republik Sudan 

KATA AIR TRANSPORT 9 KTV Republik Sudan 

KUSH AVIATION CO. 60 KUH Republik Sudan 

NOVA AIRWAYS 46 NOV Republik Sudan 

SUDAN AIRWAYS CO. 1 SUD Republik Sudan 

SUN AIR 51 SNR Republik Sudan 

TARCO AIR 56 TRQ Republik Sudan“   
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ANHANG II 

„ANHANG B 

LISTE DER LUFTFAHRTUNTERNEHMEN, DEREN BETRIEB IN DER EUROPÄISCHEN UNION BESCHRÄN­
KUNGEN UNTERLIEGT (1) 

Name des Luft­
fahrtunternehmens 
gemäß Angabe im 

Luftverkehrsbet­
reiberzeugnis 

(AOC) (und ggf. im 
Geschäftsverkehr 

verwendeter Name, 
falls abweichend) 

Nr. des Luft­
verkehrsbet­
reiberzeug­

nisses 
(AOC) 

ICAO- 
Kennung 
des Luft­

fahrtunter­
nehmens 

Staat des 
Luftverkehrs­

betreibers 

Muster des Luftfahrzeugs, für 
das die Beschränkungen gelten 

Eintragungskennzeichen und 
ggf. Seriennummer des Luft­

fahrzeugs, für das die 
Beschränkungen gelten 

Eintragungs­
staat 

TAAG ANGOLA 
AIRLINES 

001 DTA Republik 
Angola 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: Luftfahrzeugen 
des Musters Boeing B737- 
700, Luftfahrzeugen des 
Musters Boeing B777-200 
und Luftfahrzeugen des 
Musters Boeing B777-300. 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: Luftfahrzeugen 
innerhalb der Boeing-B737- 
700-Flotte, wie im AOC an­
gegeben, Luftfahrzeugen in­
nerhalb der Boeing-B777- 
200-Flotte, wie im AOC an­
gegeben, und Luftfahrzeu­
gen innerhalb der Boeing- 
B777-300-Flotte, wie im 
AOC angegeben. 

Republik 
Angola 

AIR SERVICE CO­
MORES 

06-819/ 
TA-15/ 
DGACM 

KMD Komoren Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: LET 410 UVP. 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: D6-CAM 
(851336). 

Komoren 

AFRIJET BUSI­
NESS SERVICE (1) 

002/ 
MTAC/ 
ANAC-G/ 
DSA 

ABS Gabunische 
Republik 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: 2 Luftfahrzeu­
gen des Musters Falcon 50, 
2 Luftfahrzeugen des Mus­
ters Falcon 900. 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: TR-LGV; TR- 
LGY; TR-AFJ; TR-AFR. 

Gabunische 
Republik 

NOUVELLE AIR 
AFFAIRES GA­
BON (SN2AG) 

003/ 
MTAC/ 
ANAC-G/ 
DSA 

NVS Gabunische 
Republik 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: 1 Luftfahrzeug 
des Musters Challenger  
CL-601, 1 Luftfahrzeug des 
Musters HS-125-800. 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: TR-AAG, ZS- 
AFG. 

Gabunische 
Republik, 
Republik 
Südafrika 

IRAN AIR FS100 IRA Islamische 
Republik 
Iran 

Alle Luftfahrzeuge des Mus­
ters Fokker F100 und des 
Musters Boeing B747. 

Luftfahrzeuge des Musters 
Fokker F100, wie im AOC 
angegeben, Luftfahrzeuge 
des Musters Boeing B747, 
wie im AOC angegeben 

Islamische 
Republik 
Iran 

AIR KORYO GAC- 
AOC/ 
KOR-01 

KOR Demokrati­
sche Volks­
republik  
Korea 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: 2 Luftfahrzeu­
gen des Musters TU-204. 

Gesamte Flotte mit Aus­
nahme von: P-632, P-633. 

Demokrati­
sche Volks­
republik 
Korea 

(1)  Afrijet ist es ausschließlich gestattet, die aufgeführten Luftfahrzeuge für seinen derzeitigen Flugbetrieb in der Union zu nutzen.“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/964 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  127,9 

ZZ  127,9 

0709 93 10 TR  145,6 

ZZ  145,6 

0805 50 10 AR  155,0 

BR  92,5 

MA  179,9 

TR  145,5 

UY  147,6 

ZA  156,9 

ZZ  146,2 

0808 10 80 AR  124,6 

BR  131,2 

CL  129,7 

CN  102,3 

NZ  156,9 

US  120,4 

ZA  115,0 

ZZ  125,7 

0809 10 00 TR  267,7 

ZZ  267,7 

0809 29 00 TR  439,0 

ZZ  439,0 

0809 30 10, 0809 30 90 TR  174,9 

ZZ  174,9 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/965 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2016 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten für die Mengen, für die vom 1. bis 7. Juni 2016 
Einfuhrlizenzanträge gestellt wurden, und zur Festsetzung der Mengen, die zu der für den 
Teilzeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2016 hinzuzufügen sind, im Rahmen der mit der 

Verordnung (EG) Nr. 533/2007 eröffneten Zollkontingente für Geflügelfleisch 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 188, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 533/2007 der Kommission (2) wurden jährliche Zollkontingente für die Einfuhr von 
Erzeugnissen des Geflügelfleischsektors eröffnet. 

(2)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Juni 2016 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2016 
gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten höher als die verfügbaren Mengen. 
Daher ist zu bestimmen, in welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können, indem der auf die 
beantragten Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird, der gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission (3) berechnet wird. 

(3)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Juni 2016 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2016 
gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten niedriger als die verfügbaren Mengen. 
Daher sind die Mengen zu bestimmen, für die keine Anträge gestellt worden sind, und diese Mengen zu der für 
den folgenden Kontingentsteilzeitraum festgesetzten Menge hinzuzufügen. 

(4)  Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Auf die Mengen, auf die sich die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 533/2007 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 
30. September 2016 gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, wird der im Anhang der vorliegenden Verordnung 
angegebene Zuteilungskoeffizient angewandt. 

(2) Die Mengen, für die keine Einfuhrlizenzanträge gemäß der Verordnung (EG) Nr. 533/2007 gestellt wurden und die 
zum Teilzeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2016 hinzuzufügen sind, sind im Anhang der vorliegenden 
Verordnung aufgeführt. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Lfd. Nr. 
Zuteilungskoeffizient — für den Teilzeitraum vom 

1. Juli bis 30. September 2016 gestellte Anträge 
(%) 

Nicht beantragte Mengen, die zu den verfügbaren 
Mengen für den Teilzeitraum vom 1. Oktober bis 

31. Dezember 2016 hinzuzufügen sind 
(in kg) 

09.4067 1,084598 — 

09.4068 0,394321 — 

09.4069 0,180147 — 

09.4070 — 445 250   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/966 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2016 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten für die Mengen, für die vom 1. bis 7. Juni 2016 
Einfuhrlizenzanträge gestellt wurden, und zur Bestimmung der Mengen, die zu der für den 
Teilzeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2016 festgesetzten Menge hinzuzufügen sind, im 
Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 eröffneten Zollkontingente für 

Geflügelfleisch 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 188, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 der Kommission (2) wurden jährliche Zollkontingente für die Einfuhr 
von Erzeugnissen des Geflügelfleischsektors eröffnet. 

(2)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Juni 2016 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2016 
gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten höher als die verfügbaren Mengen. 
Daher ist zu bestimmen, in welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können, indem der auf die 
beantragten Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird, der gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission (3) berechnet wird. 

(3)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Juni 2016 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2016 
gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten niedriger als die verfügbaren Mengen. 
Daher sind die Mengen zu bestimmen, für die keine Anträge gestellt wurden, und sind diese Mengen zu der für 
den folgenden Kontingentsteilzeitraum festgesetzten Menge hinzuzufügen. 

(4)  Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Auf die Mengen, auf die sich die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 
30. September 2016 gestellten Einfuhrlizenzanträge beziehen, wird der im Anhang der vorliegenden Verordnung 
angegebene Zuteilungskoeffizient angewandt. 

(2) Die Mengen, für die keine Einfuhrlizenzanträge gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 gestellt wurden und 
die zum Teilzeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2016 hinzuzufügen sind, sind im Anhang der vorliegenden 
Verordnung aufgeführt. 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 der Kommission vom 26. November 2007 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 

Nr. 774/94 des Rates hinsichtlich der Eröffnung und Verwaltung gemeinschaftlicher Zollkontingente im Sektor Geflügelfleisch 
(ABl. L 309 vom 27.11.2007, S. 47). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die Verwaltung von Einfuhrzoll­
kontingenten für landwirtschaftliche Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13). 



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Lfd. Nr. 
Zuteilungskoeffizient — für den Teilzeitraum vom 

1. Juli bis 30. September 2016 gestellte Anträge 
(in %) 

Nicht beantragte Mengen, die zu den verfügbaren 
Mengen für den Teilzeitraum vom 1. Oktober bis 

31. Dezember 2016 hinzuzufügen sind 
(in kg) 

09.4410 0,157481 — 

09.4411 0,15911 — 

09.4412 0,163721 — 

09.4420 0,164366 — 

09.4421 — 420 000 

09.4422 0,164366 —   

17.6.2016 L 160/86 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/967 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2016 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten für die Mengen, für die vom 1. bis 7. Juni 2016 
Anträge auf Einfuhrrechte im Rahmen der mit der Verordnung (EU) 2015/2078 eröffneten 

Zollkontingente für Geflügelfleisch mit Ursprung in der Ukraine gestellt wurden 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 188 Absätze 1 und 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2078 der Kommission (2) wurden jährliche Zollkontingente für die 
Einfuhr von Erzeugnissen des Geflügelfleischsektors mit Ursprung in der Ukraine eröffnet. 

(2)  Die Mengen, auf die sich die vom 1. bis 7. Juni 2016 für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2016 
gestellten Anträge auf Einfuhrrechte beziehen, sind bei dem Kontingent mit der laufenden Nummer 09.4273 
höher als die verfügbaren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in welchem Umfang die Einfuhrrechte gewährt 
werden können, indem der auf die beantragten Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird, der 
gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission (3) in Verbindung mit Artikel 7 
Absatz 2 der genannten Verordnung berechnet wird. 

(3)  Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Auf die Mengen, auf die sich die gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2078 für den Teilzeitraum vom 1. Juli 
bis 30. September 2016 gestellten Anträge auf Einfuhrrechte beziehen, wird der im Anhang der vorliegenden 
Verordnung angegebene Zuteilungskoeffizient angewandt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2015/2078 der Kommission vom 18. November 2015 zur Eröffnung und Verwaltung von Einfuhrzoll­

kontingenten der Union für Geflügelfleisch mit Ursprung in der Ukraine (ABl. L 302 vom 19.11.2015, S. 63). 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die Verwaltung von Einfuhrzoll­

kontingenten für landwirtschaftliche Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13). 



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Lfd. Nr. Zuteilungskoeffizient — für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2016 gestellte Anträge 
(%) 

09.4273 2,365454 

09.4274 —   
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2016/968 DES RATES 

vom 6. Juni 2016 

über den im Namen der Europäischen Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu vertretenden 
Standpunkt zur Änderung des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in 

bestimmten Bereichen außerhalb der vier Freiheiten (Programm ISA2) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 172 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 9, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2894/94 des Rates vom 28. November 1994 mit Durchführungsvorschriften zum 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (1), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (2) (im Folgenden „EWR-Abkommen“) trat am 1. Januar 
1994 in Kraft. 

(2)  Gemäß Artikel 98 des EWR-Abkommens kann der Gemeinsame EWR-Ausschuss auch eine Änderung des 
Protokolls 31 zum EWR-Abkommen beschließen (im Folgenden „Protokoll 31“). 

(3)  Protokoll 31 enthält Bestimmungen und Regelungen für die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb 
der vier Freiheiten. 

(4)  Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des EWR-Abkommens auf den Beschluss (EU) 
2015/2240 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) auszuweiten. 

(5)  Protokoll 31 sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit mit Wirkung vom 1. Januar 
2016 zu ermöglichen. 

(6)  Der Standpunkt der Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss sollte daher auf dem beigefügten Entwurf eines 
Beschlusses beruhen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der im Namen der Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zur vorgeschlagenen Änderung des 
Protokolls 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb der vier Freiheiten 
zu vertreten ist, beruht auf dem Entwurf eines Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses, der dem vorliegenden 
Beschluss beigefügt ist. 
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(1) ABl. L 305 vom 30.11.1994, S. 6. 
(2) ABl. L 1 vom 3.1.1994, S. 3. 
(3) Beschluss (EU) 2015/2240 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 zur Einrichtung eines Programms über 

Interoperabilitätslösungen und gemeinsame Rahmen für europäische öffentliche Verwaltungen, Unternehmen und Bürger (Programm 
ISA2) als Mittel zur Modernisierung des öffentlichen Sektors (ABl. L 318 vom 4.12.2015, S. 1). 



Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 6. Juni 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
H.G.J. KAMP  
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ENTWURF  

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES Nr. …/2016 

vom … 

zur Änderung des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des EWR-Abkommens auf den Beschluss (EU) 
2015/2240 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 zur Einrichtung eines 
Programms über Interoperabilitätslösungen und gemeinsame Rahmen für europäische öffentliche Verwaltungen, 
Unternehmen und Bürger (Programm ISA2) als Mittel zur Modernisierung des öffentlichen Sektors (1) 
auszuweiten. 

(2)  Das Protokoll 31 zum EWR-Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit mit 
Wirkung vom 1. Januar 2016 zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 17 (Informationsverbund für den Datenaustausch) des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen wird wie folgt 
geändert:  

1. In Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Die EFTA-Staaten beteiligen sich ab dem 1. Januar 2016 an den Projekten und Aktivitäten des in Absatz 6 
Buchstabe d genannten Programms der Union.“  

2. Nach Absatz 5 wird folgender Absatz eingefügt: 

„(5a) Mit Beginn der Zusammenarbeit im Rahmen des in Absatz 6 Buchstabe d genannten Programms nehmen die 
EFTA-Staaten uneingeschränkt, jedoch ohne Stimmrecht am Ausschuss für Interoperabilitätslösungen für europäische 
öffentliche Verwaltungen, Unternehmen und Bürger (ISA2-Ausschuss), der die Europäische Kommission bei der 
Durchführung, Verwaltung und Weiterentwicklung dieses Programms unterstützt, teil.“  

3. In Absatz 6 wird am Ende folgender Buchstabe angefügt: 

„d)  im Hinblick auf die Teilnahme ab 1. Januar 2016: 

—  32015 D 2240: Beschluss (EU) 2015/2240 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2015 zur Einrichtung eines Programms über Interoperabilitätslösungen und gemeinsame Rahmen für 
europäische öffentliche Verwaltungen, Unternehmen und Bürger (Programm ISA2) als Mittel zur 
Modernisierung des öffentlichen Sektors (ABl. L 318 vom 4.12.2015, S. 1). 

Liechtenstein wird von der Teilnahme an und dem Finanzbeitrag zu dem Programm ausgenommen.“ 
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(1) ABl. L 318 vom 4.12.2015, S. 1. 



Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung gemäß Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2016. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel 

Im Namen des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 

Der Präsident Die Sekretäre des Gemeinsamen EWR-Ausschusses   
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(*) [Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.] [Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen 
wurde mitgeteilt.] 



DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/969 DER KOMMISSION 

vom 15. Juni 2016 

zur Festlegung von Standardberichtsanforderungen für von der Union kofinanzierte nationale 
Programme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen und zur 

Aufhebung des Durchführungsbeschlusses 2014/288/EU 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2016) 3615) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 mit 
Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, Tiergesundheit und Tierschutz 
sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial, zur Änderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 
2000/29/EG und 2008/90/EG, der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 882/2004 und (EG) Nr. 396/2005 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 76/894/EWG und 2009/470/EG (1), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 652/2014 enthält unter anderem Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben in 
den Bereichen Lebensmittelkette und Tiergesundheit sowie Anforderungen an die Vorlage und den Inhalt der 
nationalen Programme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen. 

(2)  Der erste Absatz von Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 652/2014 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten der 
Kommission bis zum 30. April jedes Jahres für jedes genehmigte jährliche oder mehrjährige nationale Programm 
einen ausführlichen technischen und finanziellen Bericht über das Vorjahr übermitteln. 

(3)  Der zweite Absatz von Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 652/2014 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten der 
Kommission bis zum 31. August jedes Jahres für jedes genehmigte nationale Programm einen finanziellen 
Zwischenbericht übermitteln. 

(4)  Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 652/2014 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten der Kommission jedes Jahr bis 
zum 30. April für jedes genehmigte nationale Programm einen Zahlungsantrag für im Vorjahr durchgeführte 
Programme übermitteln. 

(5)  Artikel 5 des Durchführungsbeschlusses 2014/288/EU der Kommission (2) sieht vor, dass für ab dem 1. Januar 
2015 durchgeführte Programme Zwischen- und Jahresberichte vorzulegen sind, die von den Mitgliedstaaten 
online unter Verwendung der entsprechenden von der Kommission zur Verfügung gestellten elektronischen 
Vorlagen übermittelt werden, außer für Programme, die sich auf bestimmte Aquakulturseuchen beziehen. 

(6)  In Artikel 4 des Durchführungsbeschlusses 2014/288/EU wird festgelegt, welche Informationen die Berichte 
enthalten sollen. 

(7) Um den sich weiterentwickelnden EU-Rechtsvorschriften zu entsprechen, sollten die elektronischen Standard­
vorlagen für Zwischen- und Jahresberichte, einschließlich Zahlungsanträge, die online auf der Website der 
Kommission abrufbar sind, für Veterinärprogramme gegen Afrikanische Schweinepest, Aviäre Influenza, 
Blauzungenerkrankung, Rinderbrucellose, Schaf- und Ziegenbrucellose, klassische Schweinepest, Tollwut und 
Salmonellenerkrankungen in bestimmten Geflügelpopulationen, Rindertuberkulose und Transmissible 
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(1) ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 1. 
(2) Durchführungsbeschluss 2014/288/EU der Kommission vom 12. Mai 2014 über die Standardberichtsanforderungen für von der Union 

kofinanzierte nationale Programme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung bestimmter Tierseuchen und Zoonosen und zur 
Aufhebung der Entscheidung 2008/940/EG (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 88). 



Spongiforme Enzephalopathien verwendet werden, damit notwendige Änderungen leichter vorgenommen oder 
weitere Informationen einfacher ergänzt werden können. Die Kommission wird die Mitgliedstaaten im Rahmen 
des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel über alle erforderlichen Änderungen 
der elektronischen Standardvorlagen informieren und diese mit ihnen erörtern. Die überarbeiteten elektronischen 
Standardvorlagen werden sowohl auf der Website der Kommission zur Verfügung gestellt, als auch spätestens in 
der ersten Juniwoche (Zwischenberichte) bzw. spätestens in der ersten Märzwoche (Jahresberichte und 
Zahlungsanträge) des betreffenden Jahres an alle Mitgliedstaaten übermittelt. 

(8)  Für andere, nicht in den elektronischen Standardvorlagen erfasste Tierseuchen und für Aquakulturseuchen 
wird — angesichts der geringen Zahl der in den letzten Jahren genehmigten Programme, welche die Entwicklung 
spezifischer elektronischer Vorlagen nicht erforderlich macht — die Verwendung nichtelektronischer Standard­
vorlagen als geeignetes Mittel zur Vorlage der Berichte erachtet. 

(9)  Zum Zwecke der Klarheit sollte der Durchführungsbeschluss 2014/288/EU deshalb aufgehoben und durch den 
vorliegenden Beschluss ersetzt werden. 

(10)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zwischen- und Jahresberichte (einschließlich der Zahlungsanträge) von für eine finanzielle Beteiligung der Union 
genehmigten nationalen Programmen gegen Afrikanische Schweinepest, Aviäre Influenza, Blauzungenerkrankung, 
Rinderbrucellose, Schaf- und Ziegenbrucellose, klassische Schweinepest, Tollwut und Salmonellenerkrankungen in 
bestimmten Geflügelpopulationen, Rindertuberkulose und Transmissible Spongiforme Enzephalopathien müssen die 
Informationen gemäß den in den Anhängen I und II dieses Beschlusses bereitgestellten Formularen enthalten. 

Artikel 2 

Zwischen- und Jahresberichte gemäß Artikel 1 sind online unter Verwendung der entsprechenden elektronischen 
Standardvorlagen gemäß den Anhängen I und II zu übermitteln. 

Artikel 3 

Für andere Seuchen, die nicht Teil der elektronischen Vorlagen sind, erstellt die Kommission Berichtvorlagen auf Ad-hoc- 
Basis und stellt sie den betroffenen Mitgliedstaaten zur Verfügung. Die Berichte sind per Post oder auf elektronischem 
Weg zu übermitteln. 

Für den jährlichen Bericht über Aquakulturseuchen müssen die Mitgliedstaaten die entsprechende Vorlage gemäß 
Anhang III verwenden und den Bericht per Post oder auf elektronischem Weg übermitteln. 

Artikel 4 

Der Durchführungsbeschluss 2014/288/EU wird aufgehoben. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss gilt für die Übermittlung von Zwischen- und Jahresberichten, einschließlich der Zahlungsanträge, für 
Programme, die ab 2016 umgesetzt werden. 
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Artikel 6 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 15. Juni 2016 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission   

ANHANG I 

Die spezifische PDF-Vorlage zum Verfassen und Einreichen der Zwischenberichte der nationalen Programme im Sinne 
von Artikel 2 ist auf der Website der GD SANTE abrufbar: 

http://ec.europa.eu/dgs/health_food-safety/funding/cff/animal_health/vet_progs_en.htm   

ANHANG II 

Die spezifische PDF-Vorlage zum Verfassen und Einreichen der Jahresberichte (einschließlich der Zahlungsanträge) der 
nationalen Programme im Sinne von Artikel 2 ist auf der Website der GD SANTE abrufbar: 

http://ec.europa.eu/dgs/health_food-safety/funding/cff/animal_health/vet_progs_en.htm  
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ANHANG III 

Standardanforderungen für die Einreichung der Jahresberichte der nationalen Programme zur 
Tilgung von Aquakulturseuchen 

Bei den Aquakulturseuchen handelt es sich um: 

—  Infektiöse hämatopoetische Nekrose (IHN) 

—  Infektiöse Anämie der Lachse (ISA) 

—  Koi-Herpes-Virusinfektion (KHV) 

—  Virale hämorrhagische Septikämie (VHS) 

—  Infektion mit Marteilia refringens 

—  Infektion mit Bonamia ostreae 

—  Weißpünktchenkrankheit der Krebstiere  
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